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Bilay, DIE LINKE 6649, 6650,

e) auf Antrag der Fraktion
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6650,
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Aussprache
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Schaft, DIE LINKE 6653,
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ger Landeshaushaltsordnung
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Redaktionsermächtigung zur
Ausfertigung des Thüringer
Gesetzes zur Anerkennung
und Förderung der Musik- und
Jugendkunstschulen im Frei-
staat Thüringen (Thüringer Mu-
sik- und Jugendkunstschulge-
setz)

6661,

Alternativantrag der Fraktionen
DIE LINKE, der CDU, der SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5944 -

Der Antrag wird angenommen.
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Beginn: 14.03 Uhr

Präsidentin Keller:
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,
sehr geehrte Vertreterinnen und Vertreter der Lan-
desregierung, Vertreterinnen und Vertreter der Me-
dien, liebe Gäste auf der Tribüne und am Li-
vestream, sehr geehrte Thüringerinnen und Thürin-
ger, sehr geehrte Damen und Herren, gestatten Sie
mir einige Bemerkungen aufgrund unserer letzten
Sitzung vor dem Sommer. Ich darf Sie alle herzlich
willkommen heißen hier im Plenum vor der Som-
merpause. 

Gestatten Sie mir einige Worte, bevor ich das Ple-
num offiziell eröffne. 

Ich zähle jeden Tag – und Sie ganz sicher auch –,
mittlerweile sind es 139. Wir haben seit 139 Tagen
Krieg in Europa. Es wird nie mehr so sein, wie es
war. Noch immer sterben Zivilistinnen und Zivilisten
bei den russischen Angriffen auf die Ukraine genau
wie in allen anderen Kriegsherden dieser Welt. Tau-
sende sind auf der Flucht. Der Krieg in der Ukrai-
ne ist und bleibt völkerrechtswidrig. Er ist auf das
Schärfste zu verurteilen. 

(Beifall im Hause)

Wir müssen alles dafür tun, dass er endlich endet.
Den Betroffenen gilt unsere Unterstützung. An die-
ser Stelle danke ich auch in ihrem Namen den un-
ermüdlichen Helferinnen und Helfern, die weiterhin
für die Schutzsuchenden da sind. Mit einem wirklich
guten Gefühl kann wohl kaum jemand in den Ur-
laub gehen. Inflation und Energiekrise erfüllen die
Menschen im Freistaat mit Sorgen. Ungewiss bleibt
die Zukunft. Können Familien noch die Miete und
Heizkosten zahlen? Reicht das Geld am Ende des
Monats noch für den Wocheneinkauf? Wie geht es
weiter mit den Arbeitsplätzen in den energieintensi-
ven Betrieben? Diese und viele weitere Fragen be-
schäftigen die Thüringerinnen und Thüringer genau
wie den Thüringer Landtag. Es geht hier nicht um
Annehmlichkeiten und Wohlstandsfragen. Es geht
um soziale Härten und Existenzen, von denen nun
auch die betroffen sind, die es vielleicht sonst gut
haben im Leben. Es ist besorgniserregend. Das Ar-
mutsrisiko steigt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Menschen
in Thüringen brauchen uns. Sie brauchen eine ver-
lässliche Politik, die Verantwortung übernimmt, die
zu ihrem Wohl gestaltet, Härten abfedert und ihnen
bei den Herausforderungen zur Seite steht. Der
Bund stellt die Weichen für Deutschland in Europa.
Wir hier haben für Thüringen die Verantwortung.
Wir wurden in dieses Parlament gewählt, um Lö-
sungen zum Wohl aller Menschen in Thüringen

zu finden. Was Thüringen braucht, ist ein starkes
Parlament, das klug durch die Herausforderungen
führt. 

Ich weiß, ich wiederhole mich. Wir brauchen dafür
einen verantwortungsvollen Umgang miteinander,
der getragen wird durch Respekt, denn was uns
einen sollte, ist ein gemeinsames Ziel: Der Zusam-
menhalt in der Gesellschaft, der die Not der Nächs-
ten sieht und Hilfe anbietet. In diesem Sinne wün-
sche ich uns allen gelingende und von Vernunft
geleitete Plenartage. Die Menschen zählen auf uns,
und sie dürfen auf uns zählen. Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit. 

(Beifall im Hause)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich eröffne die
heutige Sitzung des Thüringer Landtags. 

Schriftführerin bzw. Schriftführer zu Beginn dieser
Sitzung sind Frau Abgeordnete Güngör und Herr
Abgeordneter Tiesler. 

Für diese Sitzung haben sich entschuldigt: Herr Ab-
geordneter Henke, Frau Abgeordnete Tasch, Herr
Abgeordneter Worm.

Gestatten Sie mir die allgemeinen Hinweise: Der
Ältestenrat hat für Frau Gemma-Lee Meyer, Ka-
meraassistentin beim Fernsehen des „Mitteldeut-
schen Rundfunks“, gemäß § 17 Abs. 4 Satz 1
der Geschäftsordnung eine Dauerarbeitsgenehmi-
gung für Bild- und Tonaufnahmen erteilt. Aufgrund
der Eilbedürftigkeit habe ich für Herrn Elias Ber-
kay Kurtoglu und Frau Gloria Stichling, Redakteu-
rin bzw. Redakteur bei „Radio F.R.E.I.“, sowie für
Herrn Jonathan Ratje, Redakteur beim Bürgerradio
im Städtedreieck Saalfeld-Rudolstadt-Bad Blanken-
burg „SRB“, für diese Plenarsitzungen eine außer-
ordentliche Genehmigung für Bild- und Tonaufnah-
men gemäß der Regelung für dringende Fälle nach
§ 17 Abs. 4 Satz 1 der Geschäftsordnung erteilt.

Im Anschluss an die heutige Sitzung bzw.
19.00 Uhr findet der erste parlamentarische Abend
nach der pandemiebedingten Pause statt. Ich freue
mich, Sie dazu einladen zu dürfen. Veranstalter ist
das Universitätsklinikum Jena.

Die Hinweise zur Tagesordnung: Der Beschluss
des Ältestenrats gemäß § 29 Abs. 2 Satz 1 der
Geschäftsordnung, wonach bis auf Weiteres die
auf einen Tagesordnungspunkt entfallende Rede-
zeit grundsätzlich halbiert wird, gilt auch in diesen
Sitzungen fort.

Der Ältestenrat hat sich auf eine Reihe von Platzie-
rungen von Tagesordnungspunkten verständigt, die
Sie im Einzelnen den Hinweisen zur Einladung zu
diesen Plenarsitzungen entnehmen können. Für die
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heutige Sitzung von Bedeutung ist die Platzierung
des Tagesordnungspunkts 24, der nach der Aktuel-
len Stunde aufgerufen werden soll.

Weiterhin sind die Fraktionen und die Parlamenta-
rische Gruppe der FDP im Ältestenrat übereinge-
kommen, den Tagesordnungspunkt 8 in diesen Ple-
narsitzungen in erster und gegebenenfalls zweiter
Beratung zu verhandeln, soweit die in Artikel 91
Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thüringen in
Verbindung mit § 79 Abs. 2 der Geschäftsordnung
niedergelegten Voraussetzungen erfüllt sind. Nach-
dem diese bislang nicht erfüllt werden konnten,
kann zu dem Gesetzentwurf zu Tagesordnungs-
punkt 8 in diesen Plenarsitzungen nur die erste Be-
ratung durchgeführt werden. Zu diesem Tagesord-
nungspunkt wurde eine Neufassung des Gesetz-
entwurfs elektronisch bereitgestellt und verteilt.

Der Gesetzentwurf zu Tagesordnungspunkt 1 a
wurde von den einbringenden Fraktionen zurückge-
zogen, sodass dieser Punkt von der Tagesordnung
zu nehmen ist.

Die Tagesordnungspunkte 4 b, 7, 20 und 22 b wer-
den ebenfalls von der Tagesordnung abgesetzt, da
die zuständigen Ausschüsse noch nicht abschlie-
ßend beraten haben.

Die Beschlussempfehlungen haben folgen-
de Drucksachennummern: Zu Tagesordnungs-
punkt 1 b die 7/5868, zu Tagesordnungspunkt 4 a
die 7/5882, zu 15 a die 7/5854, zu 18 die 7/5856,
zu 19 die 7/5855 und zu 22 a die 7/5875. 

Die Beschlussempfehlung zu Tagesordnungs-
punkt 6 hat die Drucksachennummer 7/5942. Da
der Haushalts- und Finanzausschuss erst heute be-
raten hat, kann die Beschlussempfehlung erst im
Laufe des heutigen Tages bereitgestellt und verteilt
werden, sodass der Tagesordnungspunkt unter Ein-
haltung der Frist gemäß § 58 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung erst am Freitag zum Aufruf kommen kann.
Ein Aufruf davor würde eine Fristverkürzung gemäß
§ 66 Abs. 1 der Geschäftsordnung voraussetzen.
Diese kann mit einfacher Mehrheit beschlossen
werden. Erhebt sich Widerspruch dagegen, den Ta-
gesordnungspunkt 6 unabhängig von der Abarbei-
tung der Tagesordnung erst am Freitag aufzurufen?
Das kann ich nicht erkennen. Dann verfahren wir
entsprechend.

Zu Tagesordnungspunkt 15 b wurde eine Neufas-
sung des Antrags elektronisch bereitgestellt und
verteilt.

Zu Tagesordnungspunkt 19 wurde ein Alternativan-
trag der Parlamentarischen Gruppe der FDP so-
wie der Fraktionen Die Linke, der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen in der Drucksache 7/5859 – kor-

rigierte Fassung – elektronisch bereitgestellt und
verteilt. 

Zu Tagesordnungspunkt 45 wurde eine Neufassung
des Antrags elektronisch bereitgestellt und verteilt. 

Zu Tagesordnungspunkt 46 wurde ein Alternativan-
trag der Parlamentarischen Gruppe der FDP in der
Drucksache 7/5893 elektronisch bereitgestellt und
verteilt.

Der Antrag zu Tagesordnungspunkt 47 b hat die
Drucksachennummer 7/5858.

Die Unterrichtung zu dem Arbeitsbericht des
Petitionsausschusses für das Jahr 2021 zu Ta-
gesordnungspunkt 54 hat die Drucksachennum-
mer 7/5815.

Die Wahlvorschläge haben folgende Drucksachen-
nummern: zu Tagesordnungspunkt 56 die 7/5860,
zu 59 die 7/5861, zu 60 die 7/5862, zu 61 die
7/5863, zu 62 die 7/5864 und zu 63 die 7/5865.

Zu den Tagesordnungspunkten 55, 57 und 58 wur-
den keine Wahlvorschläge eingereicht, sodass ich
davon ausgehe, dass diese drei Tagesordnungs-
punkte in diesen Plenarsitzungen nicht zum Aufruf
kommen sollen.

Die Landesregierung hat mitgeteilt, zu den Anträ-
gen zu den Tagesordnungspunkten 32, 37 und 45
von der Möglichkeit eines Sofortberichts gemäß
§ 106 Abs. 2 der Geschäftsordnung Gebrauch zu
machen. 

Herr Minister, bitte.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:
Nach den mir vorliegenden Informationen wird zu
TOP 45 kein Sofortbericht abgegeben.

Präsidentin Keller:
Dann nehmen wir das zur Kenntnis. Sofortberichte
also nur zu den Tagesordnungspunkten 32 und 37.
Vielen Dank. 

Wird der vorliegenden Tagesordnung zuzüglich der
von mir genannten Hinweise widersprochen? Herr
Abgeordneter Montag, bitte.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Ja. Namens der Gruppe darf ich Ihnen vorschla-
gen, den TOP 19, Überlebenschancen von Früh-
geborenen und kranken Neugeborenen erhöhen –
Aufbau und Erhalt von Frauenmilchbanken sichern,
am Freitagvormittag zu beraten und abzuarbeiten
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und darüber hinaus den TOP 53 am Donnerstag
nach Beendigung der Fragestunde aufzurufen.

Präsidentin Keller:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, mir wurden
zahlreiche Änderungen angekündigt. Ich würde im-
mer entsprechend auch über die Anträge gleich im
Anschluss abstimmen lassen, damit wir das orga-
nisationstechnisch auch noch fassen können und
wissen, worüber wir abstimmen. 

Dann steht der Antrag der Gruppe der FDP, Tages-
ordnungspunkt 19 am Vormittag abzuarbeiten. Das
stelle ich hier zur Abstimmung. Wer dem seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen aus der Grup-
pe der FDP, die Stimmen der Fraktion der CDU, die
Stimmen der fraktionslosen Abgeordneten. Wer ist
gegen diesen Antrag? Das sind die Stimmen aus
der Koalition. Wer enthält sich der Stimme? Das
sind die Stimmen aus der Fraktion der AfD. Damit
ist der Antrag …

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Grup-
pe der FDP)

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Das ist eine
Stimmung hier, Leute, so geht das nicht!)

(Heiterkeit im Hause)

So viel zu dem Versuch der Präsidentin zu Beginn
unserer Plenarsitzung. 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Damit rufe ich den Antrag der Gruppe der FDP
auf, Tagesordnungspunkt 53 am Donnerstag nach
der Fragestunde zu beraten. Das würde aber auch
eine Beratung nach dem Tagesordnungspunkt 4,
der hier schon gesetzt wurde, bedeuten. Wer dem
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus der
Gruppe der FDP. Wer ist dagegen? Das sind die
Stimmen aus der Koalition. Wer enthält sich der
Stimme? Das sind die Stimmen aus den Fraktionen
der CDU und der AfD. Die fraktionslosen Abgeord-
neten haben zugestimmt, gut. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt.

Gibt es weitere Bemerkungen oder Anträge zur Ta-
gesordnung? Bitte, Herr Abgeordneter Bühl.

Abgeordneter Bühl, CDU:
Auch ich habe ein paar Anträge für meine Fraktion.
Einmal würden wir beantragen, TOP 9, Zweites Ge-
setz zur Änderung des Thüringer Landesmedienge-
setzes, auf die Sitzung im September zu schieben
und in dieser Sitzung nicht aufzurufen. 

Darüber hinaus würden wir beantragen, den
TOP 15 in dieser Sitzung auf jeden Fall aufzurufen. 

Dann würden wir die Aufnahme eines neuen An-
trags mit dem Titel „Redaktionsermächtigung zur
Ausfertigung des Thüringer Gesetzes zur Anerken-
nung und Förderung der Musik- und Jugendkunst-
schulen im Freistaat Thüringen“ beantragen. Hier
geht es um eine redaktionelle Notwendigkeit; für
den Aufruf schlagen wir heute, Mittwoch, als letzten
Punkt vor. 

Und dann ein weiterer Antrag, der Ihnen auch
schon vorliegt mit dem Titel „Moratorium – Sofort-
maßnahmen zur Sicherung der Zukunft des FFH-
Gebiets Nr. 55 ‚Apfelstädtaue zwischen Wechmar
und Neudietendorf‘ im Rahmen des Betriebs der
Westringkaskade“. Wir bitten, diesen Punkt in die-
sem Plenum auf jeden Fall aufzurufen. Dafür wür-
den wir den Freitagvormittag vorschlagen.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Dazu
muss er erst mal auf die Tagesordnung!)

Präsidentin Keller:
Darüber lasse ich abstimmen, zunächst über die
Verschiebung des Tagesordnungspunkts 9 in die
Sitzung im September. Wer dem seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind, wie ich sehe, fast alle Stimmen der
Fraktionen und der Gruppe und der fraktionslosen
Abgeordneten. Wer ist dagegen? Sehe ich nicht.
Stimmenthaltungen? Sehe ich auch nicht. Damit ist
das in die Septembersitzung verschoben.

Tagesordnungspunkt 15 auf jeden Fall in dieser
Plenarsitzung aufzurufen – wer dem seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Das sind die Stimmen aus der Koalition,
der Gruppe der FDP, der CDU-Fraktion und die
der fraktionslosen Abgeordneten. Wer ist dagegen?
Kann ich nicht sehen. Stimmenthaltungen? Das
sind die Stimmen aus der Fraktion der AfD. Ei-
ne Platzierung ist nicht beantragt, sondern entspre-
chend aufzurufen.

Dann die Frage der Drucksache 7/5944, das ist
die Redaktionsermächtigung für das Musik- und
Jugendkunstschulgesetz. Hier ist beantragt, es am
heutigen Tag aufzurufen. Wer dem seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. Vielen Dank. Die Gegenstimmen? Ich sehe
keine. Stimmenthaltungen? Sehe ich auch keine.
Dann ist das entsprechend so einstimmig aufge-
nommen.

Dann geht es darum, die Drucksache 7/5945, das
sind die Sofortmaßnahmen zur Sicherung der Zu-
kunft eines FFH-Gebiets, auf jeden Fall aufzurufen.
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Hier ist auch eine Platzierung beantragt, für Frei-
tagvormittag. Wird die Begründung zur Dringlichkeit
gewünscht?

Abgeordneter Bühl, CDU:
Die Dringlichkeit würde Kollege Kellner begründen
wollen.

Präsidentin Keller:
Dann rufe ich die sofort auf. Herr Kellner, bitte
schön, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Kellner, CDU:
Es ist ja angekündigt worden, dass wir es heute auf
die Tagesordnung nehmen wollen, das „Moratori-
um – Sofortmaßnahmen zur Sicherung der Zukunft
des FFH-Gebiets Nr. 55 ‚Apfelstädtaue zwischen
Wechmar und Neudietendorf‘ im Rahmen des Be-
triebs der Westringkaskade“ und dass gefordert
wird, dass unverzüglich eine zeitweilige Einstellung
des Betriebs der Westringkaskade bis einschließ-
lich 30. September 2022 erfolgt.

Hintergrund ist: Wir haben das Thema schon mehr-
fach gehabt, nicht nur im Ausschuss, auch im Jahr
2020. Das war – glaube ich – im November 2020.
Da hatten wir das schon im Plenum beraten. Wir
hatten damals schon darauf aufmerksam gemacht,
welche Zustände sich an der Apfelstädt, vor al-
lem im Auenbereich, abspielen. Es gab dazu auch
im Ausschuss mehrere Beratungen. Insgesamt hat
man in 12 Ausschusssitzungen das Thema auf der
Agenda gehabt und versucht, einen Lösungsweg
zu finden, wie man letztendlich betreffend das Aus-
trocknen der Apfelstädt und damit auch des Au-
enbereichs, der ja FFH-Gebiet und besonders ge-
schützt ist, Abhilfe schaffen kann.

Allein in der Apfelstädt, in den Apfelstädtauen leben
500 Tierarten – darunter auch seltene einheimische
Fische – und 400 Pflanzenarten. Nicht umsonst
hat man diesen Bereich unter Schutz gestellt. Wir
haben aber in den letzten drei Jahren zunehmend
Wassermangel dort, bis dahin, dass es ganz aus-
trocknet. Das Argument der Landesregierung auch
bei Anfragen – mehrere Kleine Anfragen sind ge-
macht worden – lautete immer: Das ist der Klima-
wandel. Da ist sicherlich auch etwas dran. Mit Blick
auf die Temperaturen draußen, auf das Thermome-
ter und auch auf die Wasserstände überall kann
man das sicherlich auch nachvollziehen. Aber ge-
nau deswegen sind wir ja hier: Wir müssen eine
Lösung finden, wie man das letztendlich verhindern
kann, dass der Fluss für längere Zeit austrocknet.
Es gibt ja jede Menge Hilferufe. Es gibt Bürgerinitia-
tiven. Der Landesanglerverband hat mobilgemacht.

Und ich denke, das bewegt über 36.000 Anwohner,
die direkt an dem Fluss wohnen bzw. in der Nähe.
Das treibt natürlich alle um. Wir sind der Auffas-
sung, dass dieser Wasserentzug, der derzeit über
die Westringkaskade erfolgt – das sind 450 Liter in
der Sekunde, die für die Stromerzeugung benötigt
werden –, dass man dieses Wasser direkt in die
Apfelstädt abgeben muss, zumindest in der Som-
merzeit, damit dort nicht größere Schäden eintre-
ten.

Deswegen unsere Bitte, dass das auch platziert
wird – damit es noch vor dem Sommer wirksam
wird, sodass nämlich, wenn jetzt der Sommer an-
steht, unverzüglich auch entsprechende Wasser-
mengen abgegeben werden. Deswegen unser An-
trag, und ich hoffe im Interesse der Flora und
Fauna der Apfelstädt, dass Sie unserem Antrag
auch nachkommen und wir schnellstmöglich Abhilfe
schaffen. Dann wird man auch sehen, ob das wirk-
lich die Ursache ist, dass das Wasser in die West-
ringkaskade abgeleitet wird oder ob dann wirklich
eine Stabilisierung erfolgt in der Apfelstädt. Da hät-
ten wir nämlich auch den praktischen Beweis. Bis-
her gibt es ja Gutachten, die dafür- und dagegen-
sprechen. Also, ich denke, da hätten wir dann den
direkten Beweis, aber vor allem wäre es wichtig,
dass die Flora und Fauna dort sich erholen kann
und nicht noch weiter geschädigt wird. Vielen Dank.

(Beifall CDU; Abg. Dr. Bergner, fraktionslos;
Abg. Kniese, fraktionslos)

Präsidentin Keller:
Wird das Wort gewünscht, um gegen die Dringlich-
keit zu sprechen? Frau Abgeordnete Wahl, bitte
schön.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir können der Dringlichkeit heute hier so nicht zu-
stimmen. Das Thema war nicht nur in unzähligen
Sitzungen des Umweltausschusses bisher Thema.
Gerade in den letzten beiden Sitzungen haben wir
noch mal sehr intensiv darüber diskutiert. Es würde
nicht nur die dort liegenden Selbstbefassungsanträ-
ge gewissermaßen ignorieren, sondern – mir wurde
auch gerade nochmal zugeraunt – auch eine Peti-
tion im Petitionsausschuss ist zum Beispiel noch
offen. Da sollten wir die Ergebnisse nicht vorweg-
nehmen.

In den letzten Sitzungen des Umweltausschusses
wurde auch sehr deutlich vom Umweltministerium
dargelegt, dass gerade sehr intensiv an den ver-
schiedenen Lösungsvarianten gearbeitet wird. Ge-
meinsam mit der Thüringer Fernwasserversorgung
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ist nach dem Sommer bereits eine Veranstaltung
angekündigt, wo präsentiert werden wird, was eine
Lösung darstellen könnte. Damit hat sich auch der
Beschlusspunkt 1 gewissermaßen schon erledigt.

Ich kann verstehen, dass Sie heute hier noch
mal zeigen wollen, dass Sie da dran sind, aber
man muss zum Antrag sagen, dass er vor allem
Aktionismus mit unausgewogenen Moratorien vor-
schlägt, die definitiv nicht zu einer langfristigen Lö-
sungsfindung bei der Thematik „Apfelstädt“ beitra-
gen werden. Wir hatten es im Ausschuss ganz oft
debattiert, es ist eine sehr komplexe Gemengela-
ge, es gibt ganz viele, auch sehr berechtigte Inter-
essengruppen, die da verschiedene Interessen ha-
ben, die sich aber auch nicht unbedingt alle ganz
einfach unter einen Hut bringen lassen, wenn über-
haupt. Deswegen sollten wir jetzt hier nicht Aktio-
nismus vorgaukeln, sondern wirklich gemeinsam
mit den Expertinnen und Experten dann bei dieser
Veranstaltung im Herbst absprechen, was die Lö-
sungsvarianten darstellen, und uns da den Fach-
beirat einholen. 

Es sei hier an dieser Stelle auch noch mal gesagt,
dass die Niedrigwassererhöhung dadurch stattfin-
det, dass die Talsperren auch Wasser in die Apfel-
städt reingeben. Ich glaube, um es zusammenfas-
send zu sagen, angesichts der übervollen Tages-
ordnung dieses gesamten Plenums sollten wir da-
mit die Tagesordnung nicht noch weiter beanspru-
chen und wir werden dadurch dieser Dringlichkeit
hier nicht zustimmen können. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Thrum, AfD: Das ist Ar-
beitsverweigerung!)

Präsidentin Keller:
Dann bleibt mir nur zu sagen: Laut § 66 Abs. 1
Geschäftsordnung muss über die Fristverkürzung
abgestimmt werden, da die Frist von sieben Ta-
gen nicht eingehalten wurde, elektronisch einzurei-
chen oder zu verteilen. Die Frist kann mit einfa-
cher Mehrheit verkürzt werden, es sei denn, es
widerspricht jemand. Gibt es Widerspruch? Ja, es
gibt Widerspruch. Dann brauchen wir die Zweidrit-
telmehrheit. Dann frage ich: Wer dafür ist, die
Drucksache 7/5945 unter Fristverkürzung auf die
Tagesordnung zu setzen, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen aus der Frak-
tion der AfD, der fraktionslosen Abgeordneten, der
Fraktion der CDU und der Gruppe der FDP. Wer ist
gegen die Fristverkürzung? Das sind die Stimmen
aus der Koalition. Damit ist die Zweidrittelmehrheit
nicht erreicht. 

Gibt es weitere Bemerkungen zur Tagesordnung?
Bitte, Herr Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:
Danke, Frau Präsidentin. Ich würde meinerseits
auch noch zur Tagesordnung beitragen wollen. Das
ist einmal, die Tagesordnungspunkte 11 und 14 un-
ter die Bearbeitungsklausel zu stellen, also auf je-
den Fall aufzurufen. 

Mit Blick auf die Anwesenheit des Innenministe-
riums bitten wir darum, dass der TOP 13 am
Donnerstag nach der Mittagspause als zweiter Ta-
gesordnungspunkt, weil wir schon einen Tagesord-
nungspunkt gesetzt haben, aufgerufen wird. 

Präsidentin Keller:
Damit stimmen wir darüber ab, Tagesordnungs-
punkt 11 in diesen Plenarsitzungen auf jeden Fall
aufzurufen. Wer dem seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus der Koalition und der Fraktion
der CDU. Gibt es Gegenstimmen? Ich sehe keine.
Stimmenthaltungen? Das sind die Stimmen aus der
Gruppe der FDP, der fraktionslosen Abgeordneten
und der Fraktion der AfD. Stimmenthaltungen? Se-
he ich keine. Damit ist dem Antrag hier stattgege-
ben. 

Dann Gleiches bei Tagesordnungspunkt 14, diesen
auch noch in den Sitzungen abzuarbeiten. Wer
dem seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen
aus der Koalition. Die Gegenstimmen? Das sind
die Stimmen aus der Fraktion der AfD. Die Stimm-
enthaltungen? Das sind die Stimmen der fraktions-
losen Abgeordneten, der Fraktion der CDU und der
Gruppe der FDP. Damit ist diesem Antrag stattge-
geben und der Tagesordnungspunkt 14 wird in je-
dem Fall aufgerufen. 

Der nächste Antrag, Tagesordnungspunkt 13, soll
am Donnerstag – das ist also eine Platzierung –
als zweiter, also nach Tagesordnungspunkt 4, nach
der Mittagspause aufgerufen werden. Wer dem sei-
ne Zustimmung gibt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Das sind die Stimmen aus der Koalition
und der Fraktion der CDU und aller fraktionslosen
Abgeordneten. Die Gegenstimmen bitte. Ich sehe
keine. Stimmenthaltungen? Bei den Stimmenthal-
tungen der Fraktion der AfD und der Gruppe der
FDP ist dem Antrag so stattgegeben. 

Gibt es weitere Anträge, Bemerkungen zur Tages-
ordnung? Das kann ich nicht sehen. Dann stimmen
wir über die Tagesordnung in geänderter Fassung
ab. Wer der Tagesordnung so seine Zustimmung
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gibt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus der Koalition, der Gruppe der
FDP und der Fraktion der CDU und die fraktions-
losen Abgeordneten. Wer ist dagegen? Kann ich
nicht sehen. Stimmenthaltungen? Stimmenthaltun-
gen bei der Fraktion der AfD. Damit ist die Tages-
ordnung mehrheitlich so bestätigt. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 65

Aktuelle Stunde

Alle Fraktionen haben jeweils ein Thema zur Ak-
tuellen Stunde eingereicht. Jede Fraktion und die
Parlamentarische Gruppe haben in der Ausspra-
che eine Redezeit von jeweils 5 Minuten für jedes
Thema. Die Redezeit der Landesregierung beträgt
grundsätzlich 10 Minuten für jedes Thema. Bei frak-
tionslosen Abgeordneten beträgt die Gesamtrede-
zeit 5 Minuten, die bei mehreren Themen auf diese
auch aufgeteilt werden kann. 

Ich eröffne den ersten Teil der Aktuellen Stunde

a) auf Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum
Thema: „Erweiterung des Kalk-
steintagebaus Deuna – keine
Bereitstellung von Flächen des
Staatsforsts für schwerwiegen-
de Eingriffe in die Natur“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/5715 - 

Das Wort erhält Frau Abgeordnete Pfefferlein für
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, liebe Zuschauerinnen und Zuschau-
er, im Frühjahr wurden die Pläne der Dyckerhoff
GmbH zur Erweiterung des Kalksteintagebaus in
Deuna öffentlich. Die Unterlagen machten offen-
kundig, auf welchen Flächen die Tagebaubetreiber
Planungssicherheit für die kommenden 50 Jahre
schaffen wollen. Es soll eine fast 78 Hektar große
Waldfläche gerodet werden, um an den Kalkstein
zu kommen. 

Nach 1990 hatten sich die Betreiber bereits die
bergbaulichen Nutzungsrechte für die 1975 im
Eichsfeldplan ausgewiesenen 144 Hektar gesichert.
Der Tagebau hat sich inzwischen weit in den Berg
gefressen, die Landschaft hat sich völlig verändert
und die Einwohnerinnen und Einwohner der umlie-
genden Ortschaften sind schon heute von den stän-

digen Belastungen durch den Abbau, die Spren-
gungen und den Staub belastet. 

So findet in der Öffentlichkeit vor Ort eine ausgie-
bige Debatte um das Dyckerhoff-Vorhaben statt.
Besonders die Waldgenossenschaft Keula, deren
Flächen direkt in der beabsichtigten Erweiterung
liegen, wehrt sich gegen diese Pläne. 

Auf Einladung der Waldgenossenschaft Keula habe
ich mir selbst vor einigen Wochen ein Bild gemacht.
Schon jetzt sind die Auswirkungen des Kalkstein-
abbaus weithin zu sehen. Der Abbau zerstört wert-
vollen Lebensraum. Auch die Zement- und Rauch-
gasemissionen beeinträchtigen den Wald. Meiner
Einladung zu einer öffentlichen Waldbegehung am
12. Juni folgten ungefähr 150 Menschen. Das In-
teresse ist also riesig. Zum Planfeststellungsverfah-
ren gingen so viele Stellungnahmen zum Vorhaben
ein, dass einer der Erörterungstermine von Juni auf
September dieses Jahres verschoben wurde.

Gerade die Naturschutzverbände und die Waldge-
nossenschaft Keula als Grundeigentümerin haben
in den Stellungnahmen mit vielen Argumenten dar-
gelegt, warum die Erweiterungen in der beantrag-
ten Form nicht realisiert werden sollten. Der Ge-
meinderat Dünwald und der Ortsteilrat Zaunröden
haben mittlerweile ebenfalls Beschlüsse herbeige-
führt. Demnach soll die Genehmigung und die Zu-
lassung des für die Erweiterung notwendigen Rah-
menbetriebsplans an Bedingungen geknüpft wer-
den.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben diese Aktuelle Stunde auch deshalb
beantragt, um diesen Einwendungen eine größe-
re Aufmerksamkeit zu verschaffen und das weite-
re Verfahren kritisch zu begleiten. Darüber hinaus
ist in Zeiten der Klimakrise dringend geboten, das
Thema „Rohstoffgewinnung und Naturverbrauch“
stärker in den Fokus zu rücken. Unser aller Um-
gang mit Rohstoffen und die Notwendigkeit ihres
Abbaus müssen deshalb immer wieder aufs Neue
kritisch hinterfragt werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insbesondere die Zementproduktion ist mit sehr ho-
hen Treibhausgasemissionen verbunden. So entfal-
len allein schon 8 Prozent der globalen Emissionen
auf diesen Industriezweig. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nach diesen allgemeinen Anmerkungen möchte
ich nun zu dem konkreten Erweiterungsvorhaben
kommen. Am Standort Deuna werden bereits
seit den 70er-Jahren Kalksteinvorräte abgebaut.
Mensch und Natur sind seither von den erhebli-
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chen negativen Auswirkungen des Tagebaus be-
troffen. 100 Hektar Buchenmischwald mussten be-
reits gerodet werden. Der eigentlich zum Schutz
der umliegenden Ortschaften vorgesehene mindes-
tens 100 Meter breite Waldstreifen ist teils schwer
geschädigt, denn bekannterweise geht die Freistel-
lung von Waldflächen mit verstärkten Absterbe-
und Auflösungserscheinungen einher und die Re-
naturierung der ehemaligen Tagebauflächen blieb
bislang weitgehend erfolglos. Das ist sichtbar und
das sagen auch die Forstexperten. Noch reichen
die Vorräte, die Deuna Zement von der Treuhand
zugesprochen wurden, für ca. zehn bis zwölf Jahre.
Die Erweiterungsfläche liegt innerhalb eines im Re-
gionalplan von 2012 festgelegten Vorranggebiets.
Auf dieser Fläche steht allerdings Buchenwald, der
im Plenterbetrieb bewirtschaftet wird. Es stellt sich
die Frage, ob tatsächlich ein intakter Buchenwald
zugunsten des Tagebaus gerodet werden darf.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Angesichts der Tatsache, dass laut Waldzustands-
bericht von 2021 in Thüringen nur noch 11 Pro-
zent der Buchen als gesund einzustufen sind, soll-
te das eigentlich überhaupt nicht zur Debatte ste-
hen. Klar ist jedenfalls, dass der Verlust eines
jahrhundertealten Plenterwalds auch durch umfang-
reiche Ausgleichsmaßnahmen nicht kompensiert
werden könnte. Im Nachtrag zum Rahmenbetriebs-
plan müsste eingeräumt werden, dass der Eingriff
aufgrund des hohen Flächenanteils von Plenterwäl-
dern als sehr hoch zu bewerten ist. Die Wieder-
herstellung gleichwertiger Waldstrukturen unter jet-
zigen klimatischen Bedingungen würde 100 bis
200 Jahre in Anspruch nehmen. 

Wir als Bündnis 90/Die Grünen erwarten, dass die
Belange des Wald- und des Umweltschutzes als
Grundlage des Natur- und Klimaschutzes im weite-
ren Verfahren berücksichtigt werden und wir wer-
den uns für den vollständigen Erhalt des betroffe-
nen Waldes einsetzen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält Frau Abgeordnete Hoffmann für die
AfD-Fraktion.

Abgeordnete Hoffmann, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und
Kollegen, liebe Zuschauer! Eine interessante Aktu-
elle Stunde – das Thema steht im Spannungsfeld
zwischen Eingriffen in die Natur und wirtschaftli-
chen Interessen. Etwa 80 Hektar Plenterwald, also

bewirtschafteter Forst, in diesem Fall mit gutem Bu-
chenbestand – wir haben es schon gehört –, wer-
den im Norden des Freistaats fallen, wenn die Er-
weiterung eines Kalksteintagebaus, seit 1975 in Be-
trieb, genehmigt wird. Verschiedene Akteure spre-
chen sich dabei nicht nur gegen die Erweiterung
aus, sondern wollen den Tagebau komplett stillle-
gen.

Der Bund für Umwelt und Naturschutz – Landesver-
band Thüringen – schreibt dazu auf seiner Internet-
seite – ich zitiere: „Mittlerweile gibt es ein breites
Bündnis aus Gegnern des Vorhabens. Zusammen
mit der Waldgenossenschaft Keula, dem NABU,
den GRÜNEN, Parents for Future, Fridays for Fu-
ture und Ende Gelände planen wir unser Vorgehen
und weitere Aktionen.“ Das klingt eher ein bisschen
nach einer Drohung als nach der Bereitschaft für
Gespräche und wundert, wo wir doch seit letzter
Woche wissen, wie gern die Grünen Kompromis-
se abschließen, denen dann Offenland und Wald-
flächen zum Opfer fallen.

(Beifall AfD)

Was aus den Arbeitsplätzen wird – etwa 200 nur
im Zementwerk ohne Logistik –, sollte der Tagebau
so schnell stillgelegt werden, steht allerdings nicht
in der Ankündigung. Der Gemeinderat Dünwald mit
dem Ortsteil Zaunröden – das sind die Menschen,
die da tatsächlich leben – hat in einer Stellungnah-
me verschiedene Auflagen gerade hinsichtlich des
Naturschutzes dokumentiert und Forderungen zur
Sicherung der ansässigen Bewohner aufgestellt,
die in die Genehmigung einfließen sollen. So sollen
zeitnah ein Vorwald aufgeforstet und der Gehölz-
streifen verbreitert werden. Das klingt vernünftiger.
Der Ortsteil Zaunröden wird vom Abbau nur von
dem Stück Wald getrennt und die Gemeinde weiß,
wovon sie redet. Vielleicht sollte man generell mehr
auf die Forderungen hören, die betroffene Bürger
verabschieden. Die kritische Öffentlichkeit nämlich
sind in erster Linie die betroffenen Menschen, keine
herangekarrten Utopisten.

(Beifall AfD)

Das Unternehmen, das den Kalkstein für die Her-
stellung von Zement und damit für den Bau benö-
tigt, hat Wiederbewaldung mit einer schrittweisen
Abholzung der 77 Hektar bis 2070 angekündigt. So
ein Wald braucht allerdings Zeit zum Wachsen. In-
wieweit die Erweiterung wirtschaftlichen Nöten ent-
springt und ob Alternativen geprüft wurden, ist wie-
derum zu prüfen. Substitution ließe sich allenfalls
nur bei Zementbestandteilen erreichen. Aber auch
hier hat die Erfahrung gezeigt, dass beispielsweise
der Wegfall von REA-Gips durch den Ausstieg aus
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der Kohleverstromung durch den verstärkten Abbau
von Naturgips erfolgt,

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ein Kalksteinbruch und
kein Gipsbruch, aber macht nichts!)

was dann wiederum von den Grünen kritisiert wird,
die dafür maßgeblich verantwortlich sind.

(Beifall AfD)

Es hat eben alles mit allem zu tun. 

Das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und
Naturschutz hat aufgrund der Vielzahl der Stellung-
nahmen den Erörterungstermin zum Planfeststel-
lungsverfahren auf Anfang September verschoben.
Bis dahin verbleibt den Akteuren, die eine zeitige
Stilllegung befürworten, noch Zeit, um ein fundier-
tes Arbeitsplatzauffangkonzept aufzustellen, wenn
sich ihr Wille erfüllt und der Tagebau schon 2025
den Betrieb einstellt. Das hat ja beim übereilten
Kraftwerkausstieg auch schon wunderbar funktio-
niert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Aktuelle Stunde ist aber auch aus einem an-
deren Grund interessant. Dazu zitiere ich aus der
Begründung: „Die Rodung dieses Waldes würde
einen schwerwiegenden Eingriff in den Naturhaus-
halt darstellen.“ Hier muss die Frage erlaubt sein:
Wäre das nur in diesem Fall so, dass die Rodung
des Waldes einen schwerwiegenden Eingriff in den
Naturhaushalt darstellt? Gibt es für Sie guten und
schlechten Wald, Wald, den man aus zulässigen
Gründen nicht abholzen sollte, und Wald, den man
abholzen darf, weil er den Ausbau der Windkraft
stört? Würde die Abholzung von über 400 Hektar
Kleiner Thüringer Wald keinen schwerwiegenden
Eingriff darstellen und die Menschen nicht belas-
ten? Wer sich so vehement – und man hört es ja
am Klatschen – für die Industrialisierung, also Ab-
holzung des Waldes einsetzt wie die Grünen, muss
sich diese Fragen gefallen lassen.

(Beifall AfD)

Und der muss sich auch fragen lassen, wie glaub-
würdig man ist, wenn man Umweltschutz an ausge-
wählten Beispielen medienwirksam zelebriert, aber
seit Jahren eine Politik der Naturzerstörung forciert,
die ihresgleichen sucht,

(Beifall AfD)

die selbst nicht davor zurückschreckt, mühsam
erwirkte Artenschutzgesetze im Namen der Ener-
giewende abzuschaffen, damit die Vogelwelt den
Windkraftanlagen nicht mehr im Wege steht. Und
der muss sich fragen lassen, ob diese Aktuelle

Stunde nicht eher eine Alibidebatte ist, um sich ei-
nen grünen Anstrich zu verpassen, der schon lange
abgeblättert ist. Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält für die Fraktion Die Linke Frau Ab-
geordnete Dr. Wagler.

Abgeordnete Dr. Wagler, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordnete,
liebe Zuschauer, wir leben in einer Wegwerfgesell-
schaft, die all unsere Lebensbereiche durchdringt.
Auch unser Bausektor ist Spiegel eben dieser Weg-
werfgesellschaft. Kalkstein und viel Energie brau-
chen wir für Zement. Und Zement, Kies und Sand
brauchen wir für Beton, die Grundlage unserer heu-
tigen Bauwirtschaft. All diese Rohstoffe gab es bis-
her in ausreichender Menge und all diese Rohstoffe
werden auch hier in Thüringen abgebaut. Vielleicht
ist das auch einer der Hauptgründe, warum man
bisher Beton nicht nennenswert recycelt. Wenigs-
tens ein Zehntel unseres Betonbedarfs könnten wir
mit recyceltem Beton decken, wenn die Stoffströme
nicht in den Straßenbau gingen, sondern wie in der
Schweiz üblich am Ort des Entstehens in der Stadt
recycelt und wieder eingebaut werden würden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das beste Recycling ist natürlich die Verhinderung
eines Abrisses durch Sanierung. Stattdessen fol-
gen wir der kapitalistischen Wachstumslogik blind
nach dem Motto: Baue auf und reiße nieder, hast
du Arbeit immer wieder. Neben dem Verbrauch
von endlichen Rohstoffen und Unmengen von En-
ergie emittiert insbesondere die Zementherstellung
besonders viel CO2. Kalkstein, wie er in Deuna ab-
gebaut wird, ist der Grundstoff für unseren Zement
und macht den Löwenanteil der CO2-Emissionen
im Bausektor aus. Bei Zement sind das 95 Pro-
zent des CO2-Fußabdrucks von Beton. In Deuna
haben wir jetzt den Fall, dass für den Abbau eines
besonders klimaschädlichen Baustoffs, nämlich Ze-
ment, Wald als die Quelle für den nachwachsenden
Rohstoff der Zukunft Holz in Höhe von 80 Hektar
abgeholzt werden muss. Es wird zwar Ausgleichs-
pflanzungen geben, aber bis diese wieder einen
Wald darstellen, zu einem Wald herangewachsen
sind, der uns mit Bauholz versorgen kann, werden
viele Jahrzehnte vergehen. Bis diese einen gleich-
wertigen Wald wie den aktuellen Buchen-Plenter-
wald darstellen, werden viele Jahrzehnte vergehen.
Dieser Plenterwald ist, wie schon dargestellt, eine
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besonders nachhaltige Nutzungsform. Der Plenter-
wald bei Deuna ist auch ein wichtiges Anschau-
ungsobjekt, welche Waldform durch eben diese
nachhaltige Nutzung hervorgebracht wird. Neben
dem langjährigen Verlust von Flächen für den An-
bau der nachhaltigsten aller Rohstoffe, nämlich
Holz, tauschen wir also auch Waldboden und das
darin gespeicherte CO2 gegen Bergbaufolgeboden,
der erst aufwendig wieder saniert werden muss und
der gespeichertes CO2 erst einmal wieder an die
Atmosphäre abgibt. Das ist ein schlechter Tausch.
Für uns als Linke zeigt sich hier wieder einmal die
Notwendigkeit der sozialökologischen Transformati-
on unserer Wirtschaft. Es ist gut, dass uns dieser
bittere Preis von Rohstoff- und Energieverschwen-
dung im deutschen Bauwesen und durch den Ver-
zicht auf konsequentes Recycling vor Augen ge-
führt wird. Kreislaufwirtschaft ist das Gegenteil von
Wegwerfwirtschaft. Die Rohstoffe, die für unsere
Bautätigkeit hier in Thüringen gebraucht werden,
müssen wir auch hier abbauen. Wir müssen auch
die Arbeitsplätze, die dieser Rohstoffabbau gene-
riert, beachten, denn die Verantwortung für den
eigenen Rohstoffverbrauch zu übernehmen, heißt,
die Renaturierung und die Nachnutzung der Berg-
baufolgelandschaft gewissenhaft zu begleiten und
zu steuern. Es darf nicht sein, dass man sich von
dieser Verantwortung durch Import von Rohstoffen
freikauft 

(Beifall DIE LINKE)

und die Folgen des eigenen Handelns nicht sehen
will. Bevor es einen Exit gibt, muss die Exit-Strate-
gie stehen, und wir müssen auch die recycelten
Baustoffe und die alternativen Baustoffe, die wir
brauchen, in genügendem Maße zur Verfügung ha-
ben. Auch das Baustoffrecycling braucht viele quali-
fizierte Hände – oder würde es brauchen. Bauabfäl-
le sind für die Hälfte des deutschen Abfallaufkom-
mens verantwortlich. Die Nutzung von Holz und an-
deren nachwachsenden Rohstoffen im Baubereich
muss noch viel stärker als bisher vorangebracht
werden. Und in der Thüringer Bauwirtschaft müs-
sen wir der Vermeidung höchste Priorität einräu-
men und Maßnahmen fördern, die dafür sorgen,
dass Wertstoffe so weit wie möglich in den Wert-
stoffkreislauf wieder rückgeführt werden. 

An der Begleitung und Umsetzung all dieser Auf-
gaben sollten wir in den verantwortlichen Fachaus-
schüssen arbeiten. Das sind wir den Anwohnern,
die den Lärm- und die Staubemissionen, die
die Bergbaufolgelandschaft ertragen müssen, den
Waldbesitzern, die ihren zum Teil ein Leben lang
gepflegten Wald jetzt abholzen müssen, und der
nachfolgenden Generation, die mit der Bergbaufol-
gelandschaft und den ausgebeuteten Rohstoffquel-

len zurechtkommen muss, schuldig. Im Ausschuss
müssen wir auch klären, ob wir wirklich 80 Hektar
zum Abbau brauchen. Immerhin wollen wir schon
in 28 Jahren das Ziel der Netto-Null-Neuemissionen
erreichen. Das schreiben zumindest die Klimaziele
der Bundesregierung vor. Und das hier beantragte
Vorhaben hat eine Laufzeit von 45 Jahren. 

Präsidentin Keller:
Frau Abgeordnete!

Abgeordnete Dr. Wagler, DIE LINKE:
Danke. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält für die Gruppe der FDP Herr Abge-
ordneter Kemmerich. 

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Zuschauer und ‑hö-
rer hier im Saal, an den Endgeräten und sicherlich
auch viele in der Gegend des betroffenen Gebietes!
Mit ihrer Aktuellen Stunde zeigen die Grünen mal
wieder einen Teil ihrer politischen Agenda, nämlich
denjenigen Teil, der auf die Deindustrialisierung un-
seres Landes abzielt. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ist klar, Herr Kemmerich!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, jetzt können
Sie mir auch zuhören. 

Fangen wir mal mit ein paar Fakten an. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Fakten, bei Ihnen?)

Das Zementwerk wurde in den Jahren 1968 bis
1975 errichtet, und zwar bewusst an dieser Stelle,
weil dort sehr ergiebige Vorkommen aus Ton, Sand
und Kalk zu finden und wirtschaftlich zu gewinnen
waren. Mit ca. 200 Mitarbeitern direkt am Stand-
ort, im unmittelbaren Umfeld noch weiteren 300
und sicherlich weiteren 500 in der Gegend direkt
abhängig gibt das Zementwerk in Deuna ungefähr
1.000 Leuten Arbeit und Zukunft. Mit einer Kapazi-
tät von 5.500 Tonnen Zement pro Tag spielt der
Standort unter den Top Ten der deutschen Zement-
werke mit. 

Zum Betrieb gehört ein eigener Steinbruch auf dem
Kamm des Dün, um den soll es nun im Folgenden
gehen. Derzeit läuft auf dieser Fläche ein Abbau.
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Der ist genehmigt bis in das Jahr 2026 und stellt
ausreichend Material für den Betrieb zur Verfügung.
Eine Erweiterung ist beantragt – das ist beschrie-
ben worden – und gewährleistet langfristig die Ver-
sorgungssicherheit und damit auch die Arbeitsplät-
ze in der Region um Deuna. Nun ist Deutschland
ja bekannt für seine umfangreichen Regulierungen
und hinsichtlich der sehr intensiven Genehmigungs-
verfahren. Umwelt-, Artenschutzgutachten müssen
eingeholt werden. Die Auswirkungen auf Anwoh-
ner, Emissionen und Tierwelt wollen und werden
berücksichtigt – alles unter Beteiligung von Interes-
senvertretern und Verbänden. Diese Regelungen
haben alle ihre Daseinsberechtigung. Die Beteilig-
ten, aber auch die Politik, sollten Vertrauen in die
Arbeit der Genehmigungsbehörden haben und die-
se nach bestem Wissen und Gewissen unterstüt-
zen und davon ausgehen, dass sie das auch ent-
sprechend tun.

Prinzipiell ist hier ratsam, dass man sich, wenn man
eine Aktuelle Stunde zu einem Thema beantragt,
im Vorfeld mit den Betroffenen – in diesem Fall dem
Zementwerk – in Verbindung setzt. Frau Pfefferlein,
Sie haben beschrieben, dass Sie das teilweise ge-
macht haben, aber eins haben Sie nicht gemacht,
nämlich auch mal dieses Zementwerk besucht und
mit den dort Verantwortlichen besprochen, was nun
tatsächlich geplant ist und wie die Auflagen sind,
wie die Auflagen ausgebaut sind und der wirkliche
Stand des Genehmigungsverfahrens ist.

(Beifall Gruppe der FDP)

Wir haben uns die Mühe gemacht – es war sehr
aufschlussreich – und am letzten Freitag Deuna
einen Besuch abgestattet und haben uns kundig
gemacht, haben den Tagebau besichtigt, haben
Greifvögel beobachtet, welche sich vom Abbauge-
schehen nicht vergrämt fühlen. Wir haben uns die
Renaturierungsmaßnahmen angeschaut, welche in
Kooperation mit den Waldbesitzern stattfinden und
welche am Ende die Maßnahmen hinsichtlich der
Baumarten und der Waldfläche eine Aufwertung
der vorgefundenen Statusgruppe bedeuten. Die Ta-
gebauflächen und Steilhänge bieten geschützten
Amphibien und Vogelarten schon heute zusätzlich
wertvolle Lebensräume. Es ist hier erwähnt worden,
der Gemeinderat von Dünwald hat keinen Stopp
beschlossen, sondern wünscht sich weitere sinnvol-
le Auflagen für die Erweiterung dieser Tagebauflä-
che.

Was passiert aber, wenn wir diese Ausbaufläche
nicht zulassen? Was passiert, wenn wir 2026
die Rohstoffe erschöpft haben? Einfach gesagt:
2,5 Millionen Rohstoff müssen jährlich über eine
erhebliche Entfernung herangeschafft werden, was
sicher nicht im Sinne des Umweltschutzes ist, 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Oder man macht eben
Transformation, Herr Kemmerich!)

und das Werk muss geschlossen werden, Hunderte
Arbeitsplätze gehen verloren. Und, Frau Lehmann,
wir diskutieren es hier gleich wieder, auch da hoffe
ich dann auf Ihre Solidarität mit den Beschäftigten.
Aber das scheint ja dann nicht so weit zu gehen.

Der Bedarf an Beton und Zement wird nicht zu-
rückgehen – ganz im Gegenteil, wir brauchen ange-
sichts der Mietpreisentwicklungen weitere Bauten
in Thüringen und darüber hinaus in Deutschland.
Wir sprechen von hohem Wohnungsbedarf, um der
Mietpreisentwicklung entgegenzutreten. Schienen-
verkehr, öffentlicher Nahverkehr sollen ausgebaut
werden – alles schwer vorstellbar ohne Beton.
Auch Solaranlagen und erst recht Windräder brau-
chen Fundamente. Ich bin gespannt, wie das aus
Holz funktionieren soll. Ich glaube, auch da brau-
chen wir Beton.

(Beifall Gruppe der FDP)

Apropos Windräder: Bei dem Thema sind Ihnen
Wald und Waldflächen ja herzlich egal. Wahr-
scheinlich ist Ihnen auch nicht bekannt, dass das
Werk, das wir besichtigt haben, schon im Jahr
2016 für die Firma Enercon, Hersteller von Wind-
rädern, einen CO2-reduzierten Spezialzement ent-
wickelt hat, der für den Bau von sogenannten Hy-
bridtürmen zum Einsatz kommt, um eine bessere
CO2-Bilanz als reine Stahltürme zu ermöglichen.

(Beifall Gruppe der FDP)

Meine Damen und Herren, wir als Freie Demokra-
ten haben Vertrauen in die Zuständigkeit der In-
stanzen, wir haben Vertrauen in die Zukunft. Das
Genehmigungsverfahren setzt einen validen Rah-
men, unter welchen Umständen Tagebauerweite-
rung zulässig ist, und dies sollte auch nicht durch
ideologische Haltungen von BUND, NABU und den
anderen, die genannt worden sind, verhindert wer-
den, sondern ganz im Gegenteil sollte die Wirt-
schaft im Einklang mit Mensch und Natur hier ihren
Platz behalten. Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält Herr Abgeordneter Möller für die
SPD-Fraktion.

Abgeordneter Möller, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, liebe Zuschauer auf der Besucher-
tribüne, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer am
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Livestream, Rohstoffe sind wieder in das Bewusst-
sein der breiten Öffentlichkeit gerückt, Energiever-
sorgung, steigende Holzpreise, Lebensmittelerzeu-
gung, Gewinnung von Erzen oder die Wasserver-
sorgung. Dabei wissen wir, Deutschland ist eigent-
lich ein rohstoffarmes Land, doch bei der Produkti-
on von Steinen und Erden, den sogenannten Mas-
senrohstoffen, kann unser Bedarf aus der Region
zum Großteil selbst gedeckt werden. Statistisch ge-
sehen braucht jeder von uns stündlich über ein Ki-
logramm Natursteine, Sand, Kies, Gips oder Stein-
mehl – macht im Jahr rund 10 Tonnen pro Kopf.
Etwa 10 Prozent davon könnten mit Recyclingbau-
stoffen abgedeckt werden, meine Kollegin ist gera-
de darauf eingegangen.

Was wird nun in Thüringen konkret abgebaut und
warum? Die Hälfte der Flächenanteile für die Roh-
stoffgewinnung in Thüringen fallen auf Kies- und
Sandgewinnung. Die andere Hälfte setzt sich aus
Rohstoffen für die Keramikindustrie, Schotter und
Splitte, Ausgangsstoffe für die Metallverarbeitung
und ganz gering aus der Gewinnung von Werkstei-
nen zusammen. Auch die Gewinnung von Kalkstein
als Rohstoff für die Herstellung von Zement zählt
hierzu. Der Gesamtverbrauch für Zement belief sich
2020 in Deutschland auf über 30 Millionen Ton-
nen. Das Produktionsvolumen der deutschen Be-
tonindustrie übertraf diesen Bedarf im gleichen Jahr
deutlich. Das heißt, wir exportieren in Deutschland
Zementprodukte. 

Was ich damit deutlich machen will? Die Wert-
schöpfung in diesem Bereich der Rohstoffverwer-
tung beginnt hier und davon profitieren wir in Thü-
ringen. Während bundesweit die belasteten Flä-
chen aus Bergbau, Tagebau, Unland und Brachen
insgesamt 2,8 Prozent der Gesamtfläche ausma-
chen, sind es in Thüringen aktuell 0,6 Prozent,
was deutlich macht, dass die Belastungen im Ver-
hältnis gering sind. Laut Branchenverband arbeiten
direkt in der Bergbauindustrie gut 11.200 Beschäf-
tigte deutschlandweit. Am Standort in Deuna sind
es derzeit etwa 200 Menschen. 

Damit will ich auf die konkrete Erweiterung der
Abbaufläche auf dem östlichen Dünkamm zurück-
kommen. Der Kalksteintagebau des Zementwerkes
bei Deuna soll auch zukünftig am Standort fördern
können. Das ist das Ziel der Beantragung für die
Erweiterung des Abbauareals. Damit soll die seit
50 Jahren gelaufene Herstellung von Zement auch
über das Jahr 2025 hinaus möglich sein. Das zu-
künftige Abbaugebiet erweitert die bisherige Abbau-
fläche um 77,66 Hektar nach Süden. Soll es diese
Erweiterung geben, verbleibt nach heutigem Stand
vornehmlich nur diese eine Richtung, nämlich nach
Süden. Grund für die räumliche Einschränkung ist

das Naturschutz- sowie FFH-Gebiet, der Keulaer
Wald im Osten und eine Versorgungsleitung im
Westen. Nach Norden ist die Rohstoffmächtigkeit
zu gering. Durch die geplante Erweiterung der Ab-
baustrecke rückt der Abbau insbesondere an den
Ort Zaunröden heran. Die Diskussion in der Region
zeigt, dass es viele gibt, die den Tagebau und die
angeschlossene Zementproduktion auch in Zukunft
erhalten wollen. Doch es braucht bessere Lösun-
gen, um Staub- und Lärmemissionen vorzubeugen
und zu vermindern. 

Andere sehen den Wert des dort stockenden Wal-
des als stärkeres Gewicht. Der Buchenmischwald
ist ein für die Lage typischer Bestand. Der hat
verstärkt durch die wasserdurchlässige Geologie
in den vergangenen Jahren besonders unter dem
Trockenstress gelitten. Eine zu beauflagende Wie-
deraufforstung im Rahmen der Erweiterung der Ab-
baufläche böte eine Chance für aktiven Waldumbau
und damit eine Zukunft für diesen Waldstandort. 

Die jetzige Bewirtschaftung des potenziellen neuen
Abbaugebiets erfolgt größtenteils als Plenterwald.
Die angrenzenden Schutzgebiete sind von der ge-
planten Erweiterung räumlich nicht betroffen. Der-
zeit erfolgt die rechtliche Abwägung. Durch eine
Komplettentnahme der Waldfläche müsste erheb-
lich an anderer Stelle aufgeforstet werden. Ein Teil
der bisherigen Abbaufläche ist bereits im Renatu-
rierungsprozess. Für den aktuellen Tagebau, der
bis 2040 Ertrag bringen wird, müssen ca. 73 Hektar
Wald neu gegründet werden. Davon sind bereits
67 Hektar aufgeforsteter Wald wiederhergestellt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor die-
sem Hintergrund sehen wir in der Erweiterung des
Kalksteintagebaus Deuna eine Chance, die Bedürf-
nisse von Umwelt, den Anwohnerinnen und den
Betriebserhalt in einem transparenten Verfahren zu
einem guten Ausgleich zu bringen. Vielen Dank. 

(Beifall SPD)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält für die CDU-Fraktion Herr Abge-
ordneter Gottweiss. 

Abgeordneter Gottweiss, CDU:
Sehr geehrte Präsidentin, werte Kollegen, liebe Zu-
schauer am Livestream! Werte Kollegin Pfefferlein,
ich weiß nicht, ob Sie zu Beginn der Sitzung der
Kollegin Wahl zugehört haben, als es um die Dring-
lichkeit ging in Bezug auf die Apfelstädt. Sie hat
uns vorgeworfen, dass es sich bei dem Antrag um
Aktionismus handeln würde und dass da keine Lö-
sungsvorschläge dabei wären. Das ist natürlich bei
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unserem Antrag nicht der Fall gewesen, aber bei
Ihrer Aktuellen Stunde trifft der Vorwurf natürlich zu. 

Wenn ich mir die Begründung angucke, dann ha-
ben Sie dort lediglich geschrieben: „Eine kritische
öffentliche Begleitung des Erweiterungsverfahrens
soll dazu beitragen, die besonderen Belange des
Umwelt- und Klimaschutzes zu berücksichtigen.“
Und in Ihrer Rede ist auch nichts Konkreteres an-
gesprochen worden. Das heißt, Sie haben hier kei-
ne Lösungsvorschläge, die Sie in die Debatte ein-
bringen könnten. Da wäre es natürlich schön, wenn
das für Arten- und Naturschutz zuständige Ministe-
rium ins Gespräch kommen könnte mit dem Minis-
terium, was zuständig ist für Bergbau. Und es wäre
natürlich noch schöner, wenn die Grünen vielleicht
Einfluss hätten auf diese Ministerien. Wenn ich es
mir so recht überlege, haben wir ja in Thüringen
ein Ministerium, das Ministerium für Umwelt, Ener-
gie und Naturschutz, in dem beide Kompetenzen
zusammenführen. Dieses Ministerium ist erstaunli-
cherweise unter grüner Führung, das heißt, sie hät-
ten den direkten Zugriff, um konkrete Lösungen zu
erarbeiten. Stattdessen stellen sie hier eine Aktuel-
le Stunde, die der Problematik keineswegs gerecht
werden kann.

(Beifall CDU; Abg. Dr. Bergner, fraktionslos)

Es ist klar, dass wir als CDU die Waldschutzpartei
sind und

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

dass wir der Auffassung sind, dass es sich um je-
den Hektar Wald zu kämpfen lohnt.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Möller, SPD: Nicht
schlecht!)

Es ist gleichzeitig aber auch klar, dass in diesem
konkreten Fall die Lage komplizierter ist, als dass
man sie in einer Aktuellen Stunde lösen kann. Wir
haben hier verschiedene Situationen, verschiedene
Aspekte, die beachtet werden müssen und die ge-
geneinander abgewogen werden müssen. Es gibt
ein Bergrecht, das seit vielen Jahren eingeräumt
ist, das heißt, damit hängt eine rechtliche Situation
zusammen, die dem Agieren auch einen Rahmen
setzt. Es ist natürlich die Frage nach den Arbeits-
plätzen, es ist auch die Frage nach der wirtschaft-
lichen Situation vor Ort, es ist auch die Frage, wel-
che Positionen die Gemeinden einnehmen und wel-
che Interessen die Bevölkerung hat. All diese unter-
schiedlichen Aspekte müssen letztendlich von den
zuständigen Behörden abgewogen werden und da
spielt das Umweltministerium eine entscheidende
Rolle. Frau Ministerin Siegesmund ist bei dem The-

ma nicht anwesend, insofern sehen wir, welchen
Stellenwert das Ministerium dem Thema entspre-
chend einräumt.

Es ist klar, dass bei der Abwägung, wie mit dem
Antrag verfahren wird, der Position der Gemeinden
ein besonderer Raum eingeräumt werden sollte.
Das betrifft sowohl die Gemeinde Dünwald als auch
die Gemeinden Niederorschel und Helbedündorf,
die sich ganz konkret in den Prozess einbringen
sollten und vor allen Dingen rechtzeitig und um-
fassend informiert werden sollen über die Maßnah-
men, die hier entsprechend anstehen, um auch Ein-
fluss ausüben zu können auf mögliche Ausgleichs-
maßnahmen, die entsprechend anstehen.

Aus unserer Sicht ist klar, wir brauchen keine popu-
listischen Aktuellen Stunden, wir brauchen keinen
Aktionismus, 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Da muss er selber la-
chen!)

wie Frau Wahl gesagt hat, sondern wir brauchen
konkrete Lösungsvorschläge. Die müssen die zu-
ständigen Behörden erarbeiten, zuständig ist an
der Stelle das Umweltministerium und die Ministerin
Siegesmund von den Grünen, die hier entsprechen-
de Lösungen vorlegen muss. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Präsidentin Keller:
Gibt es weitere Wortmeldungen? Für die Landesre-
gierung Herr Staatssekretär Vogel. Bitte schön, Sie
haben das Wort.

Dr. Vogel, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte
Damen und Herren Abgeordnete, liebe Gäste!
Schwerwiegende Eingriffe wie die, die wir hier dis-
kutieren, Eingriffe in den Naturhaushalt, sind im
Grunde genommen nur dann akzeptabel, wenn
wirklich einerseits ein dringendes und unabweisba-
res gesellschaftliches Erfordernis besteht, die recht-
lichen Ansprüche begründet sind und auch Kom-
pensationsmaßnahmen tatsächlich zu einer Wie-
dergutmachung dieser Eingriffe führen. Die Frage
ist: Ist das bei dem Vorhaben Deuna, wo es um den
Eingriff auf 80 Hektar Fläche, um die Rodung von
wertvollen naturnahen Waldflächen geht, der Fall? 

Die heutige Aktuelle Stunde reiht sich mit dieser
Frage in den Prozess der kritischen öffentlichen
Begleitung des Verfahrens zur Erweiterung dieses
Kalksteintagebaus Deuna ein. Es geht eben auch
um besondere Belange des Umwelt- und Klima-
schutzes in diesem Fall. Ich möchte mal kurz vor-
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stellen, wo wir überhaupt stehen. Zunächst mal:
Um langfristig seine Rohstoffversorgung am Stand-
ort Deuna zu sichern, hat das Unternehmen eine
flächenhafte Erweiterung seines Tagebaus in südli-
cher Richtung beim Thüringer Landesamt für Um-
welt, Bergbau und Naturschutz beantragt.

Unter Zugrundelegung einer jährlichen Fördermen-
ge von 2,2 Millionen Tonnen Kalkstein sollen so La-
gerstätten für eine Vorhabenlaufzeit von ca. 45 Jah-
ren erschlossen werden. Das Unternehmen – das
ist hier schon gesagt worden – ist Inhaberin ei-
ner entsprechenden Bergbauberechtigung. Über
die beabsichtigte Gewinnungsabsicht ist allerdings
ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren mit
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen und
darüber zu entscheiden. Dieses Verfahren befindet
sich zurzeit in der Anhörungsphase. Es liegt beim
TLUBN also noch keine Entscheidung vor. Die Pla-
nungsunterlagen wurden an verschiedenen Stellen
ausgelegt und im Internet veröffentlicht. Im bisheri-
gen Verfahrensablauf war es möglich, Einwendun-
gen zu dem Vorhaben bis zum 7. Juni 2022 zu
erheben und an die verfahrensführende Behörde
zu übermitteln. Im Verfahren selbst wird als Nächs-
tes ein Erörterungstermin stattfinden. Der ist bisher
zwar vorgesehen gewesen für den 21./22. Juni
2022, ist aber aufgrund der zahlreichen Einwendun-
gen jetzt noch mal verschoben worden und auf den
7. und 8. September 2022 festgelegt worden.

Verfahrensrechtlich kann eingeschätzt werden,
dass das Vorhaben korrekt eingestuft wurde. Die
Frage ist: Was hat das Vorhaben für Auswirkun-
gen auf die Natur und Umwelt und auf die Land-
schaft? Aus rohstoffwirtschaftlicher Sicht stellt das
Vorhaben die Fortführung des Unternehmensge-
genstands dar. Es geht ja um die Kalksteingewin-
nung zum Zweck der Zementherstellung und es soll
– wie schon gesagt – die Planungssicherheit für
das Unternehmen für die nächsten Dekaden gesi-
chert werden.

Für den betroffenen Standort, insbesondere für den
Wald und die Forstwirtschaft, stellt die Erweiterung
allerdings einen erheblichen Eingriff dar. Allein die
enorme Flächengröße 80 Hektar wertvoller Wald-
strukturen, es handelt sich hier um sogenannten
Plenterwald, erfordern eine sehr genaue, dezidierte
Betrachtung des Vorhabens.

Hinsichtlich der Auswirkungen aus naturschutzfach-
licher Sicht ist festzustellen, dass die Biotope in-
nerhalb des geplanten Erweiterungsfeldes überwie-
gend aus Buchenmischwäldern bestehen. Es han-
delt sich dabei um sehr naturnahe Waldgesellschaf-
ten. Wie gesagt, es handelt sich überwiegend um
Plenterbewirtschaftung. Kennzeichnend für diese
Form der forstlichen Bewirtschaftung ist ein sehr

heterogenes Standortmosaik verschiedener Alters-
und Stärkeklassen der Bäume und sind standort-
heimische Baumarten – Baumarten, die auch wirk-
lich an den Standort dort vor Ort gehören. Insofern
ist diese Waldfläche als besonders hochwertig ein-
zustufen. Diese Wälder erfüllen im besonderen Ma-
ße vielfältige Funktionen im Naturhaushalt, darunter
Bodenschutz und klimatische Ausgleichsfunktionen.
Sie sind Lebensraum für viele besonders geschütz-
te Arten und haben – nicht zu unterschätzen –
Erholungsfunktion. Sie sind wichtig für den Gebiets-
wasserhaushalt und prägen natürlich auch – ich
glaube, das darf man ebenfalls nicht unterschätzen
– den regionalen Landschaftscharakter.

Durch die geplante Abbauerweiterung ist mit einem
vollständigen Verlust dieser Waldfunktion zu rech-
nen. Dabei ist zu berücksichtigen: Von den 80 Hekt-
ar, die hier in Anspruch genommen werden sollen,
sind etwa zehn Hektar im Eigentum von Thüringen-
Forst. Meine Damen und Herren, ich werde mich,
da ich ja selbst Mitglied des Aufsichtsrats von Thü-
ringenForst bin bzw. des Verwaltungsrats, werde
ich mich bei ThüringenForst dafür einsetzen, kri-
tisch zu prüfen, ob tatsächlich ThüringenForst seine
eigenen Flächen hier dem Abbau preisgeben muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unabhängig davon gehe ich aber davon aus, dass
in dem Rahmen der anstehenden Erörterungen
ausführlich alle Aspekte geprüft werden. Dazu ge-
hören auch Betrachtungen möglicher Auswirkungen
auf verschiedene gefährdete Tiergruppen, zum Bei-
spiel Fledermausarten, um nur mal einen dieser
Diskussionspunkte aufzugreifen. Letztlich, und das
ist natürlich das Ziel dieser Prüfung, geht es darum,
eine rechtssichere Entscheidung treffen zu können.

Über die avisierte Laufzeit des Rahmenbetriebs-
plans soll die Rodung entsprechend des Abbaufort-
schrittes abschnittsweise erfolgen. Als Kompensa-
tion dafür sollen sowohl forstliche als auch natur-
schutzfachliche Kompensationsmaßnahmen umge-
setzt werden. Die eingehende Prüfung und die Ent-
scheidung darüber ist Teil des laufenden Prüfungs-
verfahrens. 

Die Landesregierung wird dem eingeleiteten Plan-
feststellungsverfahren weiterhin vor dem Hinter-
grund des öffentlichen Interesses eine besonders
hohe Aufmerksamkeit zukommen lassen. Unabhän-
gig davon werden die Belange des Umwelt-, Natur-
und auch des Klimaschutzes insbesondere im Sin-
ne der Wahrung öffentlicher Interessen ihren Nie-
derschlag im laufenden Zulassungsverfahren finden
und – davon bin ich überzeugt – auch hinreichend
gewürdigt werden. Ich danke Ihnen. 
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Keller:
Damit schließe ich den ersten Teil der Aktuellen
Stunde und rufe auf den zweiten Teil der Aktuellen
Stunde

b) auf Antrag der Fraktion
der CDU zum Thema: „Ausru-
fung der Alarmstufe des Not-
fallplans Gas für die Bundesre-
publik Deutschland – Wie ist
Thüringen auf den Notfall vor-
bereitet?“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/5757 - 

Das Wort erhält Herr Abgeordneter Prof. Voigt für
die CDU-Fraktion, bitte. 

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Damen und
Herren, das zentrale Thema des Herbstes und des
Winters wird die Frage sein, ob wir genügend En-
ergie haben, genügend Wärme und Strom haben,
um unsere Bürger und unsere Wirtschaft zu versor-
gen. Das ist das Thema unserer Aktuellen Stunde
heute. Am 23.06. hat der Bundeswirtschaftsminis-
ter die Alarmstufe im Notfallplan Gas ausgerufen
und hat Gas zum knappen Gut erklärt. Die Pipeline
Nord Stream 1 ist momentan in Wartungsarbeiten.
Experten gehen davon aus, dass sie nicht wieder
an das Netz geschaltet wird bzw. Russland sie nicht
weiter beschickt. Was ist die Antwort des Bundes-
wirtschaftsministeriums? Okay, es wird eine Gas-
mangellage geben und für den Osten gilt, da wird
es ein bisschen rumpeliger werden als im Westen,
aber das müssen die Leute dann eben damit kom-
pensieren, dass sie ihre Heizung runterdrehen und
dass sie im Zweifelsfall ein bisschen mehr bezah-
len. Das kann nicht die alleinige Antwort der Politik
sein

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ist es ja auch nicht!)

und deswegen haben wir das heute hier zum The-
ma gemacht. 

(Beifall CDU)

Die Frage des sozialen Friedens in unserem Land
ist massiv in Gefahr, denn wir müssen die Men-
schen im Blick behalten, die sich über die steigen-
den Lebensmittelpreise Gedanken machen, genau-
so wie sie buchstäblich Angst vor der nächsten

Nebenkostenabrechnung haben. Wenn Sie sich
anschauen, eine normale vierköpfige Familie in
Thüringen zahlt so ungefähr zwischen 1.200 und
1.500 Euro für ihr jeweiliges Gas. Wenn man jetzt
die Energieversorger fragt, geht es ungefähr um ei-
ne Preissteigerung um das Zwei- bis Zweieinhalbfa-
che; das bedeutet, wir reden über Preise von 4.000
bis 5.000 Euro im Jahr. Das ist der Familienurlaub,
das ist die Frage, wie wir letztlich auch für unsere
Kinder zum Beispiel Bildung organisieren. All das
sind zusätzliche Kosten, das können wir nicht zu-
lassen, deswegen braucht es im Bund und im Land
klare Maßnahmen, die wir heute hier einfordern. 

(Beifall CDU)

Das bedeutet für den Bund, dass man als ersten
Schritt natürlich den Basispreis auf Energie redu-
ziert. Deswegen geht es tatsächlich auch um Steu-
ersenkungen. Hier geht es nicht um dogmatische
Ansätze, sondern um die Frage, wie können wir
auch tatsächlich Energie billiger machen? Der Bund
muss mit Steuersenkungen dafür sorgen, dass
Strom und Wärme für alle bezahlbar bleiben. Das
bedeutet eben auch einen ermäßigten Steuersatz
von 7 Prozent auf alle Energien. Das ist der erste
Schritt. 

(Beifall CDU)

Das Zweite: Es muss auch darum gehen, die En-
ergiepauschale tatsächlich für alle auszubezahlen.
Es ist doch eine himmelschreiende Ungerechtigkeit,
dass Rentner, Studenten nicht davon profitieren,
diese Energiepauschale auf Bundesebene zu be-
kommen. Das ist sozial ungerecht und wir setzen
uns dafür ein, dass es diese Energiepauschale ge-
ben muss. 

Der dritte Punkt, wenn wir auf den Bund blicken,
was eigentlich unsere Energieversorger machen,
was die Menschen machen, wenn sie nicht mit
Gas Wärme erzeugen können: Natürlich werden sie
Strom dafür nutzen. Deswegen ist es doch nicht
nachvollziehbar, dass Deutschland in Europa derje-
nige ist, der sich vehement dagegen wehrt, dass
ein Weg, Strom zu produzieren, nämlich Kernener-
gie, weiterhin nicht stattfindet. Wir setzen uns dafür
ein, dass auch die Kernkraftwerke weiter verlängert
werden. Geben Sie endlich die Blockade auf Bun-
desebene auf, weil das der falsche Weg ist. 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ihr habt es
doch abgeschafft!)

Wir müssen auch die Kernkraftwerke weiter nutzen.
In einer Situation wie dieser braucht es auch diese
Energieerzeugungsquelle, die länger laufen muss.

(Beifall CDU)
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(Unruhe DIE LINKE)

Dann geht es um die Frage, was konkret in Thürin-
gen zu leisten ist. In Thüringen ist zu leisten und
das kann ich Ihnen sagen: Eine Regierung ist da-
für gewählt, für Bezahlbarkeit und Energiesicherheit
im Freistaat zu sorgen. Ich sehe anhand der Auf-
merksamkeit der Landesregierung hier – das Wirt-
schaftsministerium ist nicht da –, das ist ein Thema,
das für uns alle relevant ist. Ich werbe dafür, dass
die Thüringer Reserve jetzt mal zusammengerech-
net wird, dass für jeden einzelnen Ort im Freistaat
geschaut wird: Wie viel Strom und wie viel Gas
braucht es im Herbst und Winter? Weil, das müs-
sen Sie jetzt gemeinsam in einem Krisengespräch
mit den Stadtwerken, auch mit der TEAG zusam-
men besprechen, damit klar ist, wie viel Strom und
Gas eigentlich gebraucht wird. Das ist der Job der
Landesregierung. Das muss vor dem Sommer noch
stattfinden, denn wir brauchen Klarheit darüber, wie
viel Energie es im Herbst in Thüringen braucht. 

(Beifall CDU)

Das bedeutet zweitens für Thüringen auch, wir
brauchen einen Energiesicherungsfonds. Der Ener-
giesicherungsfonds von über 400 Millionen Euro
muss dafür eingesetzt werden, Bürger zu entlas-
ten, einen Schutzschirm für die Stadtwerke und für
die kommunalen Wohnungsunternehmen zu leisten
und eines sicherzustellen: dass es zu einer Grund-
wärmegarantie für die Bürger kommt.

Dieses Handeln braucht es jetzt alles vor dem
Sommer. Die Landesregierung kann nicht in die
Sommerferien gehen, bevor sie die zentralen Fra-
gen für die Bürger und für die Wirtschaft dieses
Landes nicht geklärt hat. Das bedeutet, Energie
muss das Top-Thema sein. Und ich erwarte, dass
das Kabinett sich noch vor der Sommerpause dazu
verständigt, was zu tun ist, damit die Thüringerin-
nen und Thüringer im Herbst und im Winter nicht
frieren. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

Präsidentin Keller:
Für Die Linke erhält Herr Abgeordneter Gleichmann
das Wort. 

Abgeordneter Gleichmann, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Voigt, ich habe mich
bei Ihrer Rede ein bisschen gewundert, die passte
eher zu unserer Aktuellen Stunde, die im Anschluss
kommt, nämlich zu den sozialen Auswirkungen.
Ich hatte mir eher erhofft, dass Sie eventuell mit
Ideenansätzen kommen, wie man Thüringen und

Deutschland auf eine Situation vorbereiten kann,
die Ihr Bundesvorsitzender quasi für den März
schon einmal vorgesehen hatte, denn Merz forderte
im März einen Importstopp für russisches Gas. Das
heißt, wenn man so was fordert, dann muss man
eigentlich schon einen Notfallplan im Hintergrund
haben. Wenn man sieht, dass 16 Jahre lang Frau
Merkel und damit die CDU die Bundesregierung
geführt hat, wundert man sich schon, dass die Par-
tei, die Deutschland in diese extreme Abhängigkeit
getrieben hat, sich nun hier hinstellt und anderen
vorwirft, keine Lösungen zu haben.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Das
ist dieselbe Linie wie auf Ihrem Parteitag!)

Ich möchte auch daran erinnern, dass innerhalb der
letzten 16 Jahre der Ausstieg aus der Kernkraft und
der Kohle beschlossen wurde – aber das möchte
ich an dieser Stelle nicht kritisieren, denn das wa-
ren sinnvolle Entscheidungen.

(Beifall DIE LINKE)

Und noch einen Satz, auch wenn die 5 Minuten
ja immer viel zu schade sind, sich mit anderen
zu beschäftigen. Aber wenn Sie sagen, es müs-
sen Mengennotwendigkeiten ermittelt werden, dann
empfehle ich Ihnen, mal die Stadtwerke Ihres Wahl-
kreises zu besuchen. Das habe ich in den letzten
Tagen nämlich gemacht – ja, Ihres Wahlkreises, der
ja auch mit meinem korrespondiert, na ja, ich sehe
mich für den ganzen Saale-Holzland-Kreis zustän-
dig.

(Unruhe CDU)

Insofern machen Sie das mal, dann werden Sie
nämlich merken, die sind schon viel weiter, die ha-
ben das nämlich alles schon getan und vorbereitet.

Trotzdem – und da gebe ich Ihnen und auch Ihrer
Aktuellen Stunde recht – ist es das Thema, was
aktuell dominiert und was in seiner Notwendigkeit,
es zu diskutieren, sicherlich noch steigt, denn wir
werden physikalisch auch große Probleme haben –
nicht nur monetär, sondern auch physikalisch –, die
Wärmeversorgung der Menschen gewährleisten zu
können. Daran müssen wir gemeinsam arbeiten.

Deswegen hätte ich mich ja gefreut, auch von Ih-
nen Lösungsansätze zu erfahren, wie Sie sich das
vorstellen. Leider kam da nichts. Wir müssen kon-
statieren, dass wir im privaten Sektor in Deutsch-
land 14 Millionen Gasheizungen haben und auch
70 Prozent der Heizungen, die 2021 noch einge-
baut wurden, Gasheizungen waren. Das sind knapp
700.000 in der Anzahl. Da sieht man schon, dass
die Anreize der vergangenen Jahre falsch gesetzt
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wurden. Wir bräuchten eigentlich jetzt einen soforti-
gen Einbaustopp von Gasheizungen so, wie Däne-
mark den schon 2013 beschlossen hat. 

Dänemark hat aber damals auch substituiert, näm-
lich mit erneuerbarer Energie, vorwiegend Wind-
kraft. Das hat die CDU in ihrer Regierung die letz-
ten 16 Jahre ja auch total verpasst. Insofern ist
eventuell – wenn man es sehr, sehr positiv sieht
– eine Entspannung der Gassituation langfristig zu
erwarten, wenn alle Substitutionen stattgefunden
haben – LNG usw. –, aber wir werden natürlich
nie wieder auf die Werte von 2020 zurückfallen.
Damit wird die Belastung der Bürgerinnen und Bür-
ger auch nie wieder so stark zurückgehen, dass wir
ohne Unterstützung auskommen werden.

Die Frage ist nun: Wie können wir den Wärmebe-
darf realisieren? Wie können wir ihn kurzfristig reali-
sieren, denn langfristige Aussagen und langfristige
Problemlösungsstrategien helfen natürlich für die-
sen Winter nicht weiter. Bei dem „Wie“ müssen wir
– glaube ich – schon zusammenarbeiten, denn das,
was Sie gesagt haben, Atomkraftwerke länger lau-
fen zu lassen oder Kohlekraftwerke zu reaktivieren,
scheitert schon mal technisch an nicht vorhande-
nen Brennmaterialien. Es sei denn, wir holen sie
aus Russland. Das wäre natürlich auch eine Vari-
ante, die aber – glaube ich – aktuell keiner will.
Es scheitert auch an der technischen Infrastruktur.
Das Gleiche gilt für das, was Söder und Lindner ge-
fordert haben, nämlich quasi eigene Gasreserven
durch Fracking und andere Dinge in Deutschland
zu realisieren. Dass Söder das fordert, ist klar, weil
das Potenzial in Niedersachsen und in der Nordsee
liegt – weit weg von Bayern. Damit wäre Bayern
auch weit weg von den zu erwartenden Mikroerdbe-
ben, der Verseuchung des Grundwassers und von
Methan-Lecks. Außerdem würde das nur 2 Prozent
der Gasversorgung für Deutschland sichern.

LNG ist teuer, klimaschädlich und – ich glaube
– Gas aus Katar, aus dem Ural, ist nicht besser
als aus Russland. Biogas hat nur einen Anteil
von 5 Prozent und zwar der Stromerzeugung in
Deutschland, nur 1 Prozent der Wärmeerzeugung.
Da kann man sicherlich noch was drehen. Daran
sollte man auch was drehen. Aber das kann ich
leider jetzt nicht weiter ausführen, weil die Zeit zu
gering wird.

Wir brauchen eine klare Struktur, wie wir die Wär-
meversorgung der Menschen in Thüringen sicher-
stellen können. Wir brauchen die Förderung von
Wärmepumpen, wir brauchen die Weiterentwick-
lung dezentraler Kaltwärmenetze und vor allen Din-
gen eine intelligente Steuerung der Netze. Für die
Wirtschaft braucht es eine konsequente Dekarboni-
sierungsstrategie, die wir jetzt auch eingeleitet ha-

ben und die die Regierung auch einleiten wird. Vie-
len Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält die fraktionslose Abgeordnete Frau
Dr. Bergner. Bitte.

Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen Ab-
geordnete, liebe Zuhörer! Zukunft ist kein Zufall,
sondern das Ergebnis unseres Handelns. Worüber
wir heute reden, ist das Ergebnis einer Reihe von
Fehlentscheidungen, sowohl in der Bundespolitik
als auch in der Landespolitik. Diese Probleme sind
hausgemacht und sie wären mit gesundem Men-
schenverstand aus dem Weg zu räumen. Leider
stehen vernünftigen Lösungen ideologische Mauern
im Weg. Ich bin gespannt, wie die Probleme gelöst
werden und wie die Menschen hier in Thüringen auf
mögliche Kälte reagieren werden. Ich wünsche Ih-
nen jedenfalls sehr viel Erfolg bei der Lösung dieser
Aufgabenstellung, denn leider sitzen wir alle in ein
und demselben Boot.

Wir Bürger für Thüringen sind an einer Stelle ganz
bei Ihnen, Frau Siegesmund: Thüringen muss sich
selbst mit Energie versorgen können. Da haben Sie
unsere volle Unterstützung. Aber unsere Strategie
sieht nicht vor, zuerst den Ast abzusägen, auf dem
wir sitzen, sondern erst einen neuen Ast aufzubau-
en, auf den wir wechseln können, bevor wir den
alten absägen.

(Beifall Abg. Kniese, fraktionslos)

Genau deshalb unterbreite ich Ihnen hier konstruk-
tive Vorschläge, die möglicherweise nicht für diesen
Winter gelten, aber für die Zukunft. Setzen Sie sich
mit Neutrinovoltaic auseinander! Das ist die flexible
dezentrale Energiequelle der Zukunft, und zwar in-
novativ. Im selben Zeitraum, wie Windkraftanlagen
errichtet werden sollen, kann auch diese Technolo-
gie zum Tragen kommen. Nur diese Technologie
zerstört nicht unsere Wälder und macht die Men-
schen nicht krank. Wie ich in der letzten Umwelt-
ausschusssitzung lernen musste, haben die Exper-
ten im Umweltministerium noch nie etwas davon
gehört. Da besteht Nachholbedarf. Gern bringe ich
mich mit meinem Wissen hier ein, denn wir sitzen
alle im gleichen Boot.

(Beifall Abg. Kniese, fraktionslos; Abg. Schüt-
ze, fraktionslos; Abg. Gröning, fraktionslos)

Setzen Sie sich dafür ein, dass die Gelder, die in
eine Endlagersuche in Thüringen für Atommüll ver-
schwendet werden, in den Bau einer Atommüllre-
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cyclinganlage investiert werden! Die EU hat letzte
Woche beschlossen, dass Atomenergie als saube-
re Energie eingestuft wird. Übrigens bin ich da sehr
gespannt, wie Sie Ihren ideologischen Knoten zu
diesem Thema entzurren werden. Legen Sie ein
Förderprogramm auf, dass sich Ein- und Zweifami-
lienhäuser autark mit Energie versorgen können!
Die Technologie gibt es, dass im Sommer mit über-
schüssigem Solarstrom Wasserstoff erzeugt wird,
der im Winter zum Heizen dient. In einem Flächen-
land wie Thüringen ist das ein wichtiges Element.
Diese Anlagen sind zurzeit noch sehr teuer, eine
Anschubfinanzierung wäre hier sehr sinnvoll.

(Beifall Abg. Gröning, fraktionslos; Abg.
Schütze, fraktionslos)

Setzen Sie sich dafür ein, dass die Thüringer En-
ergieversorger in die in Hermsdorf entwickelten Na-
triumspeicher investieren und damit zur Netzstabili-
tät mit volatilen alternativen Energieerzeugern bei-
tragen können! Nutzen wir unsere Thüringer Erd-
gasressourcen aus dem Thüringer Becken wieder
zur Gasversorgung und verteufeln nicht länger das
Fracking! Korrigieren wir umgehend die Fehlent-
scheidungen von vor 20 Jahren, die die Gasversor-
gung, Gasförderung hier in Thüringen stoppten und
den Rückbau der Förderanlagen veranlassten! Und
last, not least, lassen Sie Wasserkraftnutzung zu,
wo es sinnvoll ist, zum Beispiel an den Wehren der
Ilm! Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Abg. Gröning, fraktionslos; Abg. Knie-
se, fraktionslos; Abg. Schütze, fraktionslos)

Präsidentin Keller:
Für die SPD-Fraktion erhält Herr Abgeordneter Möl-
ler das Wort.

Abgeordneter Möller, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Zuschaue-
rinnen und Zuschauer am Livestream und hier auf
der Besuchertribüne, werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Auch ich mache mir Sorgen. Ich mache mir
Sorgen darüber, dass der Gasfluss nach der War-
tung von Nord Stream 1 dauerhaft versiegt. Ich ma-
che mir auch Sorgen darüber, dass wir auf harte
Winter für Bürgerinnen und Bürger in Thüringen zu-
gehen. Die Gasversorgung in Deutschland ist im
Moment stabil und die Versorgungssicherheit ist
derzeit gewährleistet. Doch verschiedene Zukunfts-
szenarien zeigen deutlich, dass sich das schnell
ändern könnte. 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Es könnte
Winter werden!)

Dieser Gefahr sind sich die politischen Verantwor-
tungsträger im Bund und im Freistaat bewusst.
Darüber muss man sich nicht lustig machen, Herr
Möller, sondern ganz klar sehen, dass diese Situa-
tion einen Grund hat, einen Grund, der in einem
despotischen System liegt, das von Putin angeführt
wird, derselbe, der auch Ihre Partei unterstützt. Von
daher würde ich mich mit Zynismus zurückhalten,
Herr Möller.

(Unruhe AfD)

Der Bund und das Land, die verantwortlichen Men-
schen in den Regierungen, erarbeiten Lösungen
– diese werden abgewogen, diskutiert und umge-
setzt –, die an einigen Stellen unkonventionell und
widersprüchlich erscheinen, mich aber sehr zuver-
sichtlich stimmen. Die Schaffung von gesetzlichen
Gasreserven und die kurzfristige Bereitstellung von
Ersatzkraftwerken zur Reduzierung des Gasver-
brauchs im Stromsektor sind zwei sehr konkrete
Werkzeuge für den Fall einer drohenden Gasman-
gellage. Wir wollen und werden vorbereitet sein.
Uns ist bewusst, dass keiner in die Situation kom-
men will, die Entscheidung treffen zu müssen, wer
im schlechtesten Fall noch mit Gas beliefert wird.
Die Versorgung für die besonders schützenswerten
Gruppen der Bevölkerung hat für uns, die SPD-
Fraktion, höchste Priorität, zuerst Privathaushalte
und systemrelevante Einrichtungen. Doch zeigt uns
die Entwicklung der vergangenen Monate: Selbst
wenn genug Gas im Netz verfügbar ist, es muss
bezahlbar bleiben und bezahlbar sein.

(Beifall SPD)

Wie ist es zu der aktuellen Situation gekommen?
Laut dem Bundesverband der Energie- und Was-
serwirtschaft stieg der Gaspreis für Haushalte vom
letzten auf dieses Jahr bereits um durchschnittlich
75 Prozent. Seit 2021 ist der Preisanstieg für priva-
te und öffentliche Gaskunden besorgniserregend.
Gründe hierfür sind Spekulationsgewinne und die
wachsende wirtschaftliche Nachfrage nach zwei
Jahren Corona-Einschränkungen und mit Beginn
des russischen Angriffskriegs und dessen Auswir-
kungen. Zudem gab es auch negative Markteffekte
– das müssen sich auch alle anhören, die jetzt da-
mit umgehen müssen –, die bedingt waren durch
kurzfristiges Einkaufen von Gas am sogenannten
Spotmarkt. Das schlägt sich nun natürlich mit
deutlichen Preissprüngen nieder. Was macht nun
die Bundesrepublik dagegen? Die Verantwortung
liegt beim Bundeswirtschaftsministerium, respektive
beim Energieministerium. Der Notfallplan Gas wur-
de erstmals 2012 aufgestellt und danach alle vier
Jahre aktualisiert. Die aktuelle Fassung von 2019
ist in Zusammenarbeit mit der Gaswirtschaft und
der Bundesnetzagentur erstellt worden. 
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Was ist denn in den nächsten Wochen zu erwar-
ten? Was wird nach vorn gebracht? Das Gasauk-
tionsmodell ermöglicht, nicht benötigtes Gas von
Endverbrauchern neu zu verteilen. Der Aufbau von
Flüssiggasterminals: Bei allen Zukunftsfragen, die
damit stehen, kurzfristig können sie uns helfen. Das
Erste soll noch nach derzeitigem Stand bis Ende
dieses Jahres in Rostock ans Netz gehen. 

(Zwischenruf Abg. Sesselmann, AfD: Das
Erste – Wahnsinn!)

Die EEG-Novelle wird die Förderung von Biomasse
als hochflexible Spitzenlastkraftwerke ermöglichen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das wird uns
helfen!)

Zumindest hilft es uns, Herr Möller. 

Unterstützung der Energieversorger und Stadtwer-
ke durch KfW-Kredite sind bereits ermöglicht. Zu-
dem bekommen derzeit gute Ideen wie der Ener-
giesparbonus für Private die notwendige Aufmerk-
samkeit. Dass die Bereitschaft zum Sparen auch
in der Wirtschaft da ist, zeigt die Befragung des
Deutschen Industrie- und Handelskammertages. In
der Juni-Befragung bei Gasverbrauchern zeigt sich
das. Zahlreiche wirtschaftliche Akteure sind bereit,
auf einen Teil der Gasversorgung zu verzichten,
wenn dadurch Unterversorgung insgesamt vermie-
den werden kann. 

Und was macht die Landesregierung? Die Gasbe-
darfslage in Thüringen wird konkret ermittelt. Kon-
takt mit allen betroffenen Unternehmen wird ge-
sucht, der Ausbau der Energieversorgung aus den
Regionen beschleunigt und auch für energieinten-
sive Wirtschaftszweige wie die Glasindustrie herge-
stellt. Diese Herausforderungen verlangt uns eben-
so wie die Coronapandemie große Anstrengungen
ab. Um soziale Härten abzufedern, braucht es ei-
nen Energiehärtefallfonds. In zehn Wochen beginnt
die Heizperiode. Bis dahin werden wir in den Kom-
munen, im Land und im Bund weiter mit Hochdruck
an Lösungen arbeiten. Niemand soll zu Hause frie-
ren müssen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält für die Fraktion der AfD Frau Abge-
ordnete Hoffmann.

Abgeordnete Hoffmann, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und
Kollegen, liebe Zuschauer, nachdem die Bundes-
regierung Ende März des Jahres die erste Stufe

des sogenannten Notfallplans Gas ausgerufen hat,
die Frühwarnstufe, folgte Ende Juni die Ausrufung
der zweiten Stufe, die Alarmstufe. Die dritte Stufe,
die Notfallstufe, wäre nach dem Stufenplan beim
Ausfall von Versorgungswegen gegeben. Und in
der Tat, nicht nur der Bund, auch die Landesregie-
rung ist gefragt, die Energieversorgung zu sichern,
auch und gerade die durch Erdgas, werden doch
etwa 30 Prozent des Energieverbrauchs des Frei-
staats durch Erdgas gedeckt. Nach der Gefahrenla-
ge befragt, antwortet das Ministerium für Umwelt,
Energie und Naturschutz auf meine Kleine Anfra-
ge 7/3212 – ich zitiere –: „Hinsichtlich Maßnahmen
zur Sicherung der Energieversorgung und zur Ab-
milderung der Preissteigerungen wird insbesonde-
re auf die Aktivitäten der Bundesregierung verwie-
sen. Die Bundesregierung hat verschiedene Maß-
nahmen ergriffen, um die Versorgungssicherheit mit
energetischen Rohstoffen zu erhöhen.“ Und weiter:
„Die Bundesregierung versucht, die Abhängigkeit
von russischem Erdgas schrittweise […] zu verrin-
gern und weitere Bezugsquellen zu erschließen. So
schafft die Bundesregierung Voraussetzungen, um
verstärkt [Flüssiggas, also] LNG nutzen zu können.
Bei einem kurzfristigen und unbefristeten Lieferaus-
fall russischer Gaslieferungen wäre spätestens im
Herbst mit massiven negativen Auswirkungen auf
die Industrie zu rechnen.“ Es sollte also ein natürli-
ches Anliegen sein, dass es eben nicht zu einem
Ausfall der Erdgaslieferungen kommen sollte. 

(Beifall AfD)

Der Verweis auf den Bund zeigt Folgendes: Beim
Zusammentreffen des kanadischen Premiers Tru-
deau mit Bundeskanzler Scholz wurde zwar die
Auslieferung der in Kanada gewarteten Turbine von
Siemens Energy besprochen, im Gegenzug soll
Flüssiggas aus Kanada nach Deutschland gebracht
werden, mit Schiffen, die übrigens mit Schweröl
fahren – umweltpolitisch und durch Fracking eine
Katastrophe und aufgrund mangelnder Infrastruktur
fraglich. 

(Beifall AfD)

Ob Nord Stream 1 nach der Wartung wie gehabt in
Betrieb geht, bleibt abzuwarten. Und Nord Stream 2
wurde erst gar nicht in Betrieb genommen – eine
fatale Entscheidung. 

(Beifall AfD)

Der Bund, auf den das Land Thüringen verweist,
sagt darüber hinaus das: Es wurde ein Ersatzkraft-
werkebereithaltungsgesetz beschlossen, das den
Wiederbetrieb von Kohlekraftwerken ermöglicht –
von Kohlekraftwerken, die vor wenigen Monaten
noch verpönt wurden von genau jenen Fraktionen,
die dieses Gesetz jetzt beschlossen haben. 
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(Beifall AfD)

Nicht beschlossen wurde hingegen der Weiterbe-
trieb der von der EU als nachhaltig eingestuften
Kernkraft. Hier sprach sich die Ampel gegen eine
CO2-freie Energieversorgung aus. Das heißt kon-
kret: Während die Bundesnetzagentur warnt, dass
im Winter 2022 eine ausreichende Netzreserve nur
mit ausländischen Energieerzeugnisträgern zu be-
werkstelligen ist, schaltet man hier die letzten drei
verbliebenen Kraftwerke ab und importiert dann
Kernkraftwerkstrom wieder nach Deutschland. Wie
definiert man Irrsinn? Auf diese Weise. 

(Beifall AfD)

Und auch wenn die Union nun Kernkraft bejubelt,
so war es die schwarz-gelbe Bundesregierung, die
2011 den Ausstieg besiegelte, als ob man die Ener-
gieversorgung an- und ausknipsen könnte. Was im
Bund schließlich noch vor der Sommerpause mit
Stimmen von SPD, Grünen und FDP beschlossen
wurde, um Krisenpolitik zu simulieren, war der mas-
sive Ausbau der volatilen Energieerzeugnisträger
und dafür die Änderung des Bundesnaturschutzge-
setzes. Das zeichnet düstere Aussichten. Die En-
ergieversorgung Deutschlands wird von Windhöffig-
keit und Dunkelflaute bestimmt. Der Betrieb der
Thüringer Glaswannen wird vom Wetter abhängen
und nebenbei hat man den Artenschutz zum Stör-
faktor degradiert.

(Beifall AfD)

Ebenfalls beunruhigend ist die Tatsache, dass es
noch keine konkrete Festlegung bzw. Veröffentli-
chung gibt, welche Bereiche im Falle der dritten
Stufe des Gasplans, der Notfallstufe, wann und in
welcher Reihenfolge Opfer einer Energietriage, also
der Abschaltung, werden. Es könnte die Öffentlich-
keit beunruhigen. Festzustellen ist: Die Krisenpolitik
des Bundes, die massive Schäden auf Wirtschaft,
sozialen Frieden und Umwelt hat und auf die sich
das Land Thüringen beruft, weil es selbst keine
Maßnahmen ergreift, ist Teil des Problems und
nicht der Lösung.

(Beifall AfD)

Und an die Adresse der CDU gerichtet: Wer
16 Jahre lang die Regierungsverantwortung im
Bund hatte, kann sich jetzt nicht hier hinstellen und
sagen, er hätte damit nichts zu tun. Das ist nämlich
Heuchelei in Hochform. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:
Für die Gruppe der FDP erhält Herr Abgeordneter
Kemmerich das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Abgeordnete, liebe
Gäste, liebe Zuschauer und -hörer am Livestream,
im warmen Büro sitzen, sich im warmen kuschligen
Zuhause zu jeder Tages- und Nachtzeit wohlfühlen,
warm duschen, ja, das könnte schnell der Vergan-
genheit angehören, zumindest für den nächsten
Winter. Bisher waren Energien in Form von Öl
und Gas günstig und jederzeit verfügbar, nun ste-
hen wir vor den Herausforderungen Explosionen
der Energiepreise, Notfallplan Gas, Alarmstufe Ver-
sorgungssicherheit, Frieren für den Frieden und –
wahrscheinlich noch nicht ganz in der Öffentlichkeit
angekommen – Einrichtung von Wärmeräumen.
Wer hätte gedacht, dass es dazu kommt?

Am 23. Juni hat der Wirtschaftsminister den Not-
fallplan Gas aufgerufen. Nun ist es sehr fühlbar,
denkbar, dass wir in die Notsituation kommen. Wir
sprechen nicht mehr nur über die Explosion der
Energiekosten, die schon die Bevölkerung sehr hart
treffen wird. Nein, wir müssen uns ernsthaft Gedan-
ken darüber machen, ob wir Energie haben wer-
den. 

Und die CDU fragt richtigerweise: Wie ist Thürin-
gen vorbereitet? Natürlich stellt sich die Frage: Was
kann Thüringen dann überhaupt machen? Ich glau-
be, kurzfristige Einsparungen in den Kommunen
und Ländern sind wichtig, aber haben mehr mit
Symbolik zu tun als mit tatsächlicher Lösung des
Problems, weil die Energiemengen – das ist unab-
hängig von der nur benötigten Stromenergiemen-
ge –, die wir benötigen, sehr hoch sind. Die Exis-
tenz der Haushalte in Thüringen, die Existenz der
Wirtschaftsunternehmen in Thüringen hängt davon
ab, dass wir Energie zur Verfügung stellen können,
dass wir Energie nutzen können, und zwar grund-
lastfähig und eben nicht nur von erneuerbaren En-
ergien.

Im Gegensatz zu manchen meiner Vorredner müs-
sen wir uns eingestehen, Frau Siegesmund, Thürin-
gen wird immer ein Energieimportland bleiben. Da
können wir machen, was wir wollen. Wir können
es reduzieren, sicherlich bei der erzeugten Strom-
menge auch etwas mehr aus erneuerbaren Energi-
en gewinnen, aber es wird immer nur ein Teil des
Problems sein. Deshalb müssen wir uns in Thürin-
gen auch dazu bekennen, dass der Weiterbetrieb
der drei bestehenden AKWs durch diese Landesre-
gierung unterstützt wird, dass wir dazu neigen, zu
prüfen, ob wir nicht die drei vom Netz gegangenen
AKWs kurzfristig als Brückentechnologie reaktivie-
ren können, und wenn es nur für diesen Winter
ist, vielleicht aber auch länger, denn ich glaube
nicht, dass wir die Preisproblematik lösen können.
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Vielleicht können wir die Verfügbarkeit der grund-
lastfähigen Energie wiederherstellen. Das Nächste
ist die Gewinnung von Schiefergas, wir haben das
diskutiert, auch via Zeitung. Frau Siegesmund, das
lehnen Sie nach wie vor ab. Ich glaube es eben
nicht mehr, das ist die Mär der alten Youtube-Filme
von vor 20 Jahren. In Deutschland bedarf es keiner
aufwendigen chemischen Prozesse, um das Schie-
fergas zu gewinnen, jedenfalls das leicht zu gewin-
nende Schiefergas. Das sind Wasserstoffe, die da
in die Schieferschichten eingebracht werden müs-
sen. Das ist nach Gutachten in hohem Maße unbe-
denklich für Mensch und Natur. Hier sollten wir uns
dem öffnen. Hier liegen Vorräte für mehrere Jahre
in Gas und, ich glaube, das ist in der Betrachtung
zur Umweltverträglichkeit x-fach besser, als aus Ka-
tar und anderen Ländern LNG-Gas hierhin zu trans-
portieren – mal abgesehen von den Preisen, die
damit zusammenhängen und dem Footprint.

Was können wir in Thüringen tun? Ich denke, wir
können vor allen Dingen eines nicht tun – Herr Ra-
melow ist leider nicht da, sonst würde ich das gern
auch mit ihm diskutieren –: unhaltbare, unsinnige
Vorschläge zur Rettung der Glasindustrie. Dieser
Energiebedarf wird sich nicht verändern. Und wenn
ich ihn statt aus Gas aus Strom nutzen möchte,
dann muss der Strom irgendwo hergestellt werden.
Eine produzierte Menge Strom in Thüringen ist ei-
ne Importmenge Strom und eine Menge Strom, die
wir über 50 Prozent eben nicht aus Erneuerbaren
gewinnen. Insofern hilft weder das Anzapfen des
SuedLinks noch hilft das Aufstellen von Windrädern
in diesen Anlagen. Ich habe das dort auch mit
Fachleuten diskutiert. Es bläst nun mal nicht 24/7
der Wind, aber die Glaswannen brauchen 24/7 En-
ergie.

(Beifall Gruppe der FDP)

Insofern sind das wohlklingende Versuche, als Lö-
ser des Problems hier aufzutauchen, aber wir wer-
den davon nichts haben. Nicht nur, dass die In-
dustrie noch massiv gefährdet ist – und das ist
nicht nur die Glasindustrie. Wir sprachen eben
von Zement. Wir sprechen von Unterwellenborn,
vom Stahlwerk und vielen anderen energieintensi-
ven Bereichen, wo viele, viele Arbeitsplätze dran-
hängen, aber auch medizinische Versorgung. Wenn
Glas nicht mehr produziert wird, haben wir keine
Ampullen. Wenn Glas nicht mehr produziert wird,
haben wir bei der Intensivmedizin große Lücken. 

Also, sehr verehrte Landesregierung in Teilen: Ab-
warten wird nicht helfen. Das, was wir in Thüringen
tun müssen, sollte getan werden. Ich sehe da sehr
wenig. Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Präsidentin Keller:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erhält Frau
Abgeordnete Wahl das Wort. 

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich bin ehrlich gesagt im-
mer noch ein bisschen verwundert darüber, dass
Herr Voigt zu Beginn seiner Aktuellen Stunde be-
mängelt hat, dass die Landesregierung nicht anwe-
send sei und er jetzt selbst seit der dritten Rednerin
nicht mehr hier ist und diesem wichtigen Thema
folgt. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Reinhardt, DIE LINKE:
Aber der Herr Mohring ist ja da!)

Klar ist, durch den russischen Angriffskrieg sind
jahrzehntelange Gewissheiten verloren gegangen.
Eine dieser in Deutschland vorherrschenden Ge-
wissheiten bestand darin, dass uns die Sowjetunion
bzw. Russland unabhängig von politischen Groß-
wetterlagen verlässlich mit Gas beliefert. Vielen fällt
erst jetzt auf, dass wir uns dadurch in eine fatale
Abhängigkeit begeben haben, aus der es nun leider
keinen schnellen Ausweg geben wird. Wir müssen
nun mit einer Gasmangellage zurechtkommen, die
sich sehr wahrscheinlich auch noch über die Zeit-
spanne des nächsten Winters hinaus erstrecken
wird. Das aus Versorgungssicht schlimmste Szena-
rio könnte in Kürze eintreten. Sollte nach der der-
zeit laufenden Wartungsphase von Nord Stream 1
kein Gas mehr durch die Leitung geschickt werden,
ließen sich unsere Gasspeicher für den kommen-
den Winter nicht mehr ausreichend befüllen. Die
Ausrufung der Notfallstufe wäre damit unausweich-
lich. 

Die CDU hat dieses Szenario zum Anlass genom-
men, für das heutige Plenum eine Aktuelle Stun-
de zu beantragen. Zeitgleich mit dieser Anmeldung
hat sie aber auch einen Antrag mit dem Titel „Ver-
sorgungssicherheit garantieren“ eingebracht. Und
diese Gleichzeitigkeit ist dann doch überraschend.
Denn entweder man erkennt die Konsequenzen
aus der Notfallstufe an – und das bedeutet als
ultima ratio eben auch, dass für einige Verbrau-
cher/‑innen der Gasverbrauch reduziert werden
muss –, oder man suggeriert wie mit dem Titel,
dass solche Einschränkungen mit den richtigen
Politikmaßnahmen vermieden und eine uneinge-
schränkte Versorgungssicherheit garantiert werden
könnte. 
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Liebe CDU, es ist wirklich unseriös, hier mit dem
Finger nur auf andere zu zeigen und in diesen Zei-
ten solche Garantien einzufordern. Als Bündnisgrü-
ne sind wir jedenfalls dafür dankbar, dass die Bun-
desregierung zur Abmilderung der Mangellage alle
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten ausschöpft.
So wurden beispielsweise mit dem im März einge-
führten Gesetz zur nationalen Gasreserve oder mit
dem in der letzten Woche verabschiedeten Ener-
giesicherungsgesetz überhaupt erst wieder die ge-
setzlichen Grundlagen dafür geschaffen, als Staat
im Sinne der Versorgungssicherheit handlungsfähig
zu sein. Für die zusätzliche Gaseinspeicherung hat
die Regierung in einem ersten Schritt finanzielle
Mittel über 15 Milliarden Euro für den Gaseinkauf
zur Verfügung gestellt und zur Absicherung von En-
ergieunternehmen wird gerade ein Rettungsschirm
aufgespannt, wodurch in der Lieferkette dann auch
kommunale Versorgungsunternehmen und Endver-
braucher/-innen abgesichert werden können. Bei
der Ausgestaltung wird darauf zu achten sein, dass
die großen Konzerne sich nicht aus ihrer privatwirt-
schaftlichen Verantwortung stehlen. All diese Maß-
nahmen sind richtig und zwingend notwendig. Den-
noch ist ganz klar, dass die Preise für die Gas-
kunden weiterhin steigen könnten oder zumindest
auf einem sehr hohen Niveau verbleiben werden.
Durch diese Preisentwicklung droht sich die soziale
Spaltung in unserer Gesellschaft weiter zu vertie-
fen. Da im Anschluss an diese Debatte eine weitere
Aktuelle Stunde zur Energiepreisexplosion auf der
Tagesordnung steht, werde ich dort auf die notwen-
digen sozialen und wirtschaftspolitischen Maßnah-
men zu sprechen kommen. 

Zum Abschluss möchte ich noch an die demokra-
tischen Fraktionen in diesem Landtag appellieren,
gemeinsam an der Bewältigung der Energiekrise
zu arbeiten. Dazu müssen wir uns alle ohne Vor-
behalte den unausweichlichen Schlussfolgerungen
stellen, auch wenn diese für unsere Parteien mit
Zumutungen verbunden sind. Für uns Grüne gehört
dazu die vorübergehende Rückholung von Kohle-
kraftwerken aus der Reserve. Diese Maßnahme ist
unter klimapolitischen Gesichtspunkten nur dann zu
rechtfertigen, wenn es uns in dieser Übergangszeit
gleichzeitig gelingt, den Ausbau der erneuerbaren
Energien deutlich zu beschleunigen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nur dann hätten wir nicht nur einen Schritt in ei-
ne klimaneutrale Zukunft gemacht, sondern auch
einen Beitrag zu mehr Energieunabhängigkeit und
für ein versorgungssicheres und kostengünstiges
Energiesystem geleistet. 

An dieser Stelle sei mir noch die Bemerkung er-
laubt, dass es gerade vor dem Hintergrund der

aktuellen Situation dann doch sehr verwundert,
wie viele rückwärtsgewandte Lösungsvorschläge
wir heute wieder gehört haben mit Maßnahmen, die
schon jahrzehntelang diskutiert worden sind, keine
Lösung darstellen, aber sich einer zentralen Maß-
nahme immer wieder verwehrt wird – wie es Herr
Kemmerich gerade gemacht hat –, nämlich dem
dringenden Ausbau der erneuerbaren Energien. Es
ist längst aufgezeigt, Herr Kemmerich, zum Beispiel
in dieser Studie von Herrn Prof. Wesselak, die zu-
mindest vier andere Fraktionen hier sehr ausgie-
big in letzter Zeit diskutiert haben, dass ein versor-
gungssicheres, klimaneutrales Energiesystem mög-
lich und machbar ist, und darauf sollten wir hinar-
beiten. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Haben Sie denn die Grundlagen da-
für?)

Präsidentin Keller:
Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor.
Frau Ministerin Siegesmund, bitte schön, Sie haben
das Wort für die Landesregierung.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Her-
ren Abgeordnete, werte Gäste! Seit Montagmorgen
strömt kein Gas mehr durch Nord Stream 1. Bereits
vor vier Wochen hatte der russische Energiekon-
zern Gazprom die Gaslieferungen nach Deutsch-
land durch die Ostseepipeline auf 40 Prozent des
Gesamtvolumens gedrosselt. Die russische Seite
hat das mit Wartungsarbeiten an Turbinen begrün-
det, der Bund stellt diese Begründung infrage und
ich sage hier ganz klar und ganz deutlich: Wir erle-
ben ein politisch motiviertes Runterfahren der Gas-
versorgung Richtung Europa. Ob und in welchem
Maß nach den Wartungsarbeiten – die fünfte Kolon-
ne Putins kann vielleicht erst mal zuhören, bevor
sie hier reinquatscht – 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf aus der Fraktion der AfD: Das
war doch von den Grünen gewollt!)

der Gasfluss wieder hochgefahren wird, können wir
jetzt noch nicht abschätzen. Und all jenen Abgeord-
neten, die hier ihre Sorge formuliert haben, dass
es jetzt umso mehr um Vorsorge geht, will ich aus-
drücklich beipflichten. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Klimaschutz hat deshalb am 23. Juni
die Alarmstufe des Notfallplans Gas in Deutschland
ausgerufen, historisch einmalig, meine sehr geehr-
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ten Damen und Herren. Lassen Sie mich hier eines
ganz klar sagen: Die Lage ist ernst, die Gasversor-
gung ist aber derzeit gewährleistet. Jetzt geht es
um Vorsorge. Wir sollten jetzt jeden Tag nutzen,
erstens Energie zu sparen, zweitens uns unabhän-
giger zu machen und drittens den Ausbau der Er-
neuerbaren massiv zu beschleunigen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, die drastisch
gestiegenen Energiepreise und der Angriffskrieg
Russlands gegen die Ukraine haben eins deut-
lich gemacht: die Abhängigkeit von fossilen Ener-
gieträgern, ganz besonders aus Russland. Stand
28.02.2022: 25 Prozent Gasimporte, die das deut-
sche Energiesystem getragen haben, 35 Prozent
Öl aus Russland und knapp 50 Prozent Steinkoh-
le aus Russland. Diese kolossalen politischen Fehl-
einschätzungen von 16 Jahren, insbesondere bun-
despolitischer Verantwortung der CDU, von der ge-
rade mal eine Handvoll Abgeordnete gerade hier
ist zu ihrer eigenen Aktuellen Stunde, haben uns
in diese Sackgasse geführt. Und jetzt müssen alle
händeringend daran arbeiten, dass wir da wieder
rauskommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In den letzten 16 Jahren – das müssen Sie sich,
Herr Gottweiss, jetzt stellvertretend insbesondere
auch für Ihren Fraktionsvorsitzenden einmal anhö-
ren –, in den letzten 16 Jahren hat die CDU, ha-
ben Sie in Bundesverantwortung den Windausbau
behindert. Sie haben die PV-Produktion in Mittel-
deutschland zerschlagen. Sie haben den Netzaus-
bau verschleppt. Sie haben Putin hofiert und Sie
haben das Land an den russischen Gastropf ge-
hängt. Deswegen stehen wir heute hier und beraten
Ihre Aktuelle Stunde.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und ich bin dankbar, ich bin dermaßen dankbar,
dass wir jetzt eine Bundesregierung haben, die
diese kolossalen politischen Fehleinschätzungen –
wahrlich nicht selbst ausgesucht – in einem rasen-
den Tempo versucht zu korrigieren. Ich habe Re-
spekt vor all jenen, die quasi twenty-four seven
ausdrücklich jetzt im Bund daran arbeiten, dass die
Energieversorgung für Herbst, Winter und Frühjahr
gesichert ist, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.

Alle Hebel, die jetzt in Bewegung gesetzt werden,
sind wichtig. Es geht darum, dass wir die Versor-
gung sichern. Es geht darum, dass wir die Ener-
gieunabhängigkeit erreichen. Deswegen hat auch
das Land Thüringen vergangene Woche im Bun-
desrat der mit Abstand größten Novelle des Er-

neuerbare-Energien-Gesetzes seit 21 Jahren zuge-
stimmt, und deswegen tragen wir auch gemeinsam
mit dem Bund Verantwortung für den notwendigen
Richtungs- und Tempowechsel.

Zum aktuellen Stand der Gasversorgung auf Bun-
desebene – zuerst die guten Nachrichten, die sind
in diesen Tagen auch nicht ohne: Die Füllstände
der Speicher in Deutschland liegen bei Tag heute
– ich empfehle Ihnen jeden Tag den Check auf der
Seite der Bundesnetzagentur –: 64,9 Prozent. Die
derzeitige Bundesregierung hat in wenigen Wochen
ein Gasspeichergesetz auf den Weg gebracht. Das
ist verabschiedet. Das sieht vor, dass bis zum
1. Oktober 80 Prozent Füllstände in den deutschen
Speichern vorherrschen müssen, am 01.11. 90 Pro-
zent. Das ist das Ziel. 

War der Bund auf diese Frage, dass Russland den
Gashahn zudreht, bis dahin vorbereitet? Nein! Das
hat diese Bundesregierung angeschoben. Heute
sind wir bei 64 Prozent. Die letzten Monate haben
gezeigt: Das deutsche Gasnetz ist flexibel genug
ausgebaut, um sinkende Gasflüsse abzufedern,
wenn wir erhöhte Importe aus Nord- und Westeuro-
pa haben. 

Herr Kemmerich, Sie sagen: Wir werden immer
Energieimportland bleiben. Sie sagen: Dann muss
Thüringen eben auf die Solidarität anderer ange-
wiesen sein. – Meine Güte! Fahren Sie mal jetzt,
wenn Sie Sommerurlaub machen, nach Wilhelms-
haven und reden Sie mal mit den Menschen, oder
nach Rostock, wo gerade schwimmende LNG-Ter-
minals gebaut werden, ob die eigentlich damit ein-
verstanden sind, dass auch an dieser Stelle jetzt
unsere Versorgungssicherheit durch diese Neubau-
ten bereitgestellt wird. Man kann noch nicht immer
nur aus Thüringen kommen und sagen: „Ihr ver-
sorgt uns schon!“, und selber nicht eigene Beiträge
leisten. Bitte hemmen Sie nicht mehr den Ausbau
der Erneuerbaren, sondern lassen Sie uns hier un-
seren Beitrag leisten!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP)

Doch das geht! Sie müssen sich einfach mal die
Mühe machen – es gibt auch ein Short Summary
ganz am Anfang –, die Wesselak-Studie zu lesen,
und es wird in jeder Hinsicht erhellend sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vergan-
gene Woche haben wir als Land auch dem Ener-
giesicherungsgesetz auf Bundesebene und der No-
velle zugestimmt. So bleibt die Bundesregierung
am Gasmarkt handlungsfähig. Die Insolvenz von
Energieversorgungsunternehmen, die müssen wir
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jetzt gemeinsam verhindern, sonst drohen nämlich
ernste Störungen im gesamten Markt entlang der
Lieferkette bis hin zum Letztverbraucher. Das ist die
derzeitige Aufgabe.

Alle Szenarien vorzubereiten, um über den Winter
zu kommen, ist die erste Aufgabe. Das tun wir.
Ich habe dazu im Ausschuss vergangene Woche
ausgeführt. Wir wissen auch, dass der Bund zwei
Entlastungspakete auf den Weg gebracht hat; ein
drittes wird folgen. Es gibt Schutzschirme für Un-
ternehmen. In Kürze startet das Hilfsprogramm für
energieintensive Unternehmen.

So viel zur Bundesebene. 

Jetzt will ich mal zu den Punkten kommen, bei de-
nen es immer heißt: Es gibt einfache Lösungen für
die schwierige Lage. Die gibt es eben leider nicht.
Es ist die Zeit für neues Denken, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren. 

Bitte lassen Sie drei Scheindebatten endgültig in
der Mottenkiste verschwinden. Erste Scheindebatte
– die Zombiedebatte schlechthin –: Die Verlänge-
rung der drei AKWs rettet uns über den Winter. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist eine Zombiedebatte. Zeigen Sie mir ein
Atomkraftwerk, das Wärme produziert. AKWs pro-
duzieren Strom, meine sehr geehrten Damen und
Herren. 

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Grup-
pe der FDP)

In einer Zeit, in der Bomben auf Atomkraftwerke ge-
worfen werden, klammern Sie sich an drei AKWs,
die derzeit 5 Prozent des deutschen Strommixes
bereitstellen – 5 Prozent des deutschen Strommi-
xes.

Das Dritte: Schauen Sie mal nach Frankreich.
Frankreich hat 56 Reaktoren, davon stehen derzeit
28 still. Warum? Weil die Kühlung nicht funktioniert,
weil die Anlagen zu alt sind. Derzeit wird Frank-
reichs Energiesystem, Herr Kemmerich, durch Er-
neuerbare aus der Bundesrepublik stabilisiert, die
wir nämlich exportieren. Genau diesen Strom nutzt
Frankreich gerade. 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Ja, nachts!)

Deswegen keine Zombiedebatten mehr, das würde
uns wirklich viel bringen, lassen Sie uns nach vorn
schauen. 

Das zweite Argument, das ich immer höre, warum
wir mit den Erneuerbaren nicht vorankommen, ist,
erstens ist das nicht stabil und nicht grundlastfähig
und zweitens können wir uns nicht ausreichend im

Netz darauf verlassen. Allein in der Woche vom
4. Juli bis zum 10. Juli – wenn Fakten kommen,
ist es auch wichtig, einfach die eigene Position mal
zu überdenken – haben die Erneuerbaren im deut-
schen Strommix 5,2 Terawattstunden bereitgestellt;
4,2 Terawattstunden nicht EE. Das heißt, mehr als
die Hälfte des vom 4. bis zum 10. Juli produzier-
ten bundesdeutschen Stroms ist aus erneuerbaren
Quellen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Es geht doch um den Gesamtenergiebedarf!)

(Unruhe Gruppe der FDP)

Ja, dann lassen Sie uns doch über die Speicher-
frage reden und nicht darüber, was Erneuerbare
nicht können. Ich will Sie doch nur von Ihrem Baum
herunterholen, auf dem Sie seit Jahren sitzen, wo
Sie behaupten, es würde nicht funktionieren. Es
funktioniert und das müssen Sie mal zur Kenntnis
nehmen. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Es funktioniert nicht!)

Und das Dritte, was ich höre, ist, Erneuerbare wä-
ren viel zu teuer. Allein in dieser einen Woche, die
ich Ihnen jetzt vorgerechnet habe, ist dadurch, dass
so viel erneuerbarer Windstrom ins deutsche Netz
eingespeist wurde, ein Benefit von 15 Milliarden
Euro entstanden. Erneuerbare sorgen in der derzei-
tigen Energiepreiskrise dafür, dass die Energieprei-
se nicht noch teurer sind. Also erstens ist es falsch,
dass wir uns auf AKWs verlassen können, zweitens
ist es falsch, dass der Bereich „erneuerbare Ener-
gien“ nicht stabil genug wäre und drittens sind sie
derzeit die günstigste Gestehungsform. Da müsste
eigentlich jedem Liberalen das Herz aufgehen und
man müsste mal darüber nachdenken, ob das nicht
der Weg ist, wo man auch Thüringer Unternehmen
unterstützen könnte. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wie ist also jetzt der Stand für Thüringen? Meine
sehr geehrten Damen und Herren, die vor uns ste-
henden Herausforderungen sind groß. Allein der
Gasverbrauch in Thüringen betrug im Jahr 2019
21 Terawattstunden. Von diesen 21 Terawattstan-
den Erdgasverbrauch haben wir 99,4 Prozent, also
nahezu 100, importiert. 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Sie geben es doch zu!)

Allein 60 Prozent dieses Imports wird durch Haus-
haltskunden und für die Wärmebereitstellung in
KWK-Anlagen genutzt. Kraft-Wärme-Kopplung ist
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das, worauf unsere Stadtwerke bislang hauptsäch-
lich gesetzt haben. Wir müssen uns also fragen,
wie wir in Thüringen was verändern können, wie wir
uns zukunftsfest aufstellen können, um eben diese
Abhängigkeiten endlich in das Geschichtsbuch zu
schieben, und wie wir den Blick nach vorn richten
können. 274 Biogasanlagen erzeugten 2019 2,6 Te-
rawattstunden klimafreundliche Wärme und Strom.
Das ist ein wichtiger Faktor, den es zu stärken gilt. 

Die Stadtwerke Erfurt prüfen gerade die Mach-
barkeit einer tiefen Geothermie, durch die über
100 Grad warmes Wasser aus mehreren Kilome-
tern Tiefe gefördert wird und für die Fernwärme-
bereitstellung genutzt werden soll. Im Stahlwerk
Unterwellenborn ist die Abwärmenutzung aus der
Stahlproduktion für die Fernwärme geplant, in Neu-
mühle/Elster werden erstmals Häuser mit kalter
Nahwärme geheizt. Das sind alles Beispiele, die
zeigen, wie es gehen kann. Ich hätte mir ge-
wünscht, von Ihnen mehr davon zu hören. Die
Beispiele zeigen, dass die Stadtwerke in vielen Be-
reichen vorangehen und bei der Umsetzung der
Energiewende unsere regionalen Energieversorger
wichtige Partner sind. Wir haben die Fernwärme-
versorgungsunternehmen schon 2018 in unserem
Thüringer Klimagesetz in die Pflicht genommen. Sie
müssen bis Ende dieses Jahres ihre Konzepte für
eine – Achtung – klimaneutrale Wärmeversorgung
vorlegen. Damals, 2018, war der eine oder andere
mit diesem Passus im Klimagesetz nicht wirklich
einverstanden. Heute stellt sich heraus: Gut, dass
wir den haben, denn wir haben so gemeinsam vor-
gearbeitet, um flexibler zu werden.

Jetzt zu den Strukturen: Wir haben im Umwelt-
ressort die neue Stabsstelle „Energie- und Versor-
gungssicherheit“ eingerichtet. Ich berichte wöchent-
lich im Kabinett zu dem Punkt „Versorgungssicher-
heit“. Es finden täglich Schalten mit dem BMWK
statt. Es geht darum, bereits vor der möglichen Ak-
tivierung der Stufe 3 jetzt alle Punkte miteinander
zu wägen.

Ich habe im Ausschuss ausführlichst berichtet und
wir tagen nächste Woche – Ministerpräsident, In-
nenminister und ich – gemeinsam mit unseren
regionalen Energieversorgungsunternehmen, um
die nächsten Schritte vorzubereiten. Wenn weite-
re massive langfristige Lieferausfälle zu erwarten
sind, ist nicht auszuschließen, dass die Notfallstu-
fe – also die dritte Stufe – durch das BMWK aus-
gerufen wird. Keiner von uns weiß, wie die Ge-
schichte am 21.07., wenn die reguläre zehntägige,
quasi Instandsetzungsfrist von Nord Stream 1 ab-
gelaufen ist, weitergeht. Wir bereiten uns als Lan-
desregierung aber vor. Wenn die dritte Stufe aus-
gerufen würde, kommen sogenannte hoheitliche

Maßnahmen zum Tragen. Die Bundesnetzagentur
würde zum Bundeslastverteiler. Ziel ist es, den le-
benswichtigen Bedarf zu sichern. Wir können heute
noch nicht abschätzen, ob diese Stufe 3 tatsächlich
gezogen wird.

Jetzt lassen Sie mich zum Schluss noch den Blick
nach vorn werfen. Ich will es noch einmal sehr
deutlich machen. Es hilft uns in dieser Situation
nur eines – raus aus der Abhängigkeit von fossilen
Importen. Da hilft der Ausbau der Erneuerbaren. Es
ist natürlich für Unternehmen, die energieintensiv
sind und bislang Lieferverträge von 4 Cent pro Kilo-
wattstunde hatten und jetzt versuchen, mit 25 Cent
pro Kilowattstunde ihre Produktion zu sichern, eine
echte Herausforderung. Hier hat der Bund Schutz-
schirme gespannt.

Wirtschaftlich betrachtet tun wir gut daran, den Aus-
bau der Erneuerbaren massiv zu beschleunigen.
Allein im Dezember 2021 sind insgesamt pro Jahr
2 Milliarden Euro Wertschöpfung aus dem Land
rausgeflossen, um fossile Importe einzukaufen. Das
Erdgas – diese 99,4 Prozent von den 21 Terawatt-
stunden – gab es nicht für lau. 2 Milliarden Euro
– da kann man sich ausrechnen, was möglich wä-
re, wenn unser Handwerk mit PV installiert, wenn
unsere Techniker mehr Windräder bauen, wenn un-
sere Landwirtinnen und Landwirte zu Energiewirten
werden. Das muss auch der Weg sein, meine sehr
geehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen mehr Erneuerbare, wir brauchen
mehr Energieeffizienz. Wir müssen unser Verteil-
netz ertüchtigen. Wir brauchen eine Fachkräfteof-
fensive für Erneuerbare, wir brauchen mehr Indus-
trie- und Dekarbonisierungsstrategie und genau
daran arbeiten wir. Wir brauchen eine Offensive für
energetische Gebäudesanierung, wir müssen die
Energiewende demokratisieren, integrativ planen
und vor allen Dingen im Energiewirtschaftsbereich
helfen, indem wir jetzt nicht nur Schirme spannen,
wenn quasi Geschäftsmodelle nicht mehr funktio-
nieren, sondern indem wir klug investieren, wie zum
Beispiel die Stadtwerke Mühlhausen, die sich mit
einer riesigen Solarthermieanlage unabhängig ge-
macht haben und die Wärmeversorgung genau dar-
über sicherstellen.

Ich bitte in dem Zusammenhang – Mühlhausen, ge-
nau, gutes Beispiel – gerade Sie auch mit Blick
auf die Debatte zum Landeshaushalt 2023, kluge
Entscheidungen zu treffen. Noch mal: Zukunft erfor-
dert Innovation, nicht altes Denken. Jetzt geht es
darum, die richtigen Entscheidungen genau in die-
sem Sinne zu treffen. Vielen Dank. 
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Keller:
Ja, vielen Dank. Frau Ministerin hat noch Redezeit
erarbeitet, die aber dann nach der Lüftungspause
angenommen werden sollte, die ich also noch ein-
mal aufrufen werde. Deshalb schließe ich den Teil
der Aktuellen Stunde hier nicht. Wir gehen in die
Lüftungspause bis 16.25 Uhr. Dann setzen wir hier
fort.

Vizepräsident Bergner:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, im zwei-
ten Teil hatten sich noch einmal 2 Minuten Redezeit
je Fraktion ergeben. Wünscht jemand, davon Ge-
brauch zu machen? Ich sehe, das ist nicht der Fall.
Damit schließe ich den zweiten Teil und rufe den
dritten Teil der Aktuellen Stunde auf

c) auf Antrag der Fraktion DIE
LINKE zum Thema: „Energie-
preisexplosion in Thüringen
stoppen – Menschen entlasten
– Armut verhindern“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/5762 - 

Das Wort erhält Abgeordneter Dittes für die Frakti-
on Die Linke.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:
Vielen Dank. Herr Präsident, meine Damen und
Herren, wir haben jetzt eine Stunde auch über die
Energieversorgung in Thüringen gesprochen und
ich glaube, es ist jetzt mal Zeit, tatsächlich auch
sehr intensiv darüber zu reden, was die gegenwär-
tige Situation mit den Menschen in diesem Land
macht. Es ist sehr bedauerlich, dass dieser Diskus-
sion nur sehr wenige Abgeordnete folgen wollen.

Meine Damen und Herren, liebe Abgeordnetenkol-
legen, Sie erleben das wahrscheinlich auch gerade
in Ihren Wahlkreisen: Wenn die Menschen mit Ih-
nen ins Gespräch kommen wollen, schildern Sie
ihre drei Sorgen oder drei Eindrücke, die sie gegen-
wärtig haben. Sie haben Angst, dass der Krieg in
der Ukraine auch Auswirkungen hat, sich ausweitet
und dass auch andere Länder und auch sie selbst
mit in diese kriegerische Situation hineingezogen
werden. Andererseits befürchten sie auch, dass
das, was sie gerade an extremen Wetterlagen er-
leben, bereits Ausdruck ist, dass der Kipppunkt im
Klimawandel erreicht ist, und sie befürchten, dass

sie auch in Zukunft eben nicht mehr die notwendi-
ge Energie zur Verfügung haben werden. Und da
sage ich auch ganz ehrlich in Richtung der Grünen-
partei: Ich halte solche Gedankenspiele des Bun-
deswirtschaftsministers Habeck vom gestrigen Tag,
dass die privaten Haushalte möglicherweise aus
dem geschützten Bereich der Energieversorgung
hinausfallen, als das ganze Gegenteil, als tatsäch-
lich auch die Sorgen der Menschen in diesem Land
ernst zu nehmen.

(Beifall DIE LINKE)

Und ich sage auch: Die Menschen haben die Sorge
– und das erleben Sie auch in vielen Gesprächen –,
dass sie die Kosten, die sie aufbringen müssen,
um beispielsweise im Winter ihre Wohnung heizen
zu können, nicht mehr tragen können. Und diese
Sorgen, meine Damen und Herren, sind berechtigt.
Wir erleben gerade eine Verteuerung im energeti-
schen Bereich, im Gasbereich, die ohne Beispiel
ist. Wir haben eine Energiekostensteigerung ge-
genüber dem letzten Jahr von 38 Prozent im Monat
Juni gehabt und wir haben zum Teil eine Verdreifa-
chung der geforderten Abschlagszahlungen für die
Gaslieferung zur Beheizung eben auch von Woh-
nungen.

Und da muss man eben ganz klar auch sagen: Die-
se Kostenexplosionen treffen die Menschen in die-
sem Land sehr unterschiedlich. Es sind vor allem
die Familien mit Kindern, die unter dieser hohen In-
flation tatsächlich leiden, weil sie, anders als Allein-
stehende, eben nicht auf andere Warenkörbe aus-
weichen können, und der Warenkorb, der von Fa-
milien mit Kindern genutzt wird, eben eine beson-
ders hohe Inflationsrate aufweist. Ich will Ihnen das
nur mal deutlich sagen: Die Inflationsrate für Haus-
halte von Familien mit Kindern liegt um zweieinhalb
Prozent höher als die Inflationsrate für Haushalte
mit Alleinlebenden mit einem hohen Einkommen.
Das Ganze, meine Damen und Herren, trifft in Thü-
ringen auf eine Bevölkerung, bei der nach dem
Armutsbericht des Paritätischen 19 Prozent als ar-
mutsbetroffen gelten, das sind 400.000 Menschen
in Thüringen. Das zeigt eigentlich die Dramatik, mit
der wir uns hier auseinandersetzen müssen, und
das zeigt auch die Notwendigkeit, mit der wir hier
tatsächlich auch über Lösungsmechanismen reden
müssen. Denn, meine Damen und Herren, diese
Preisentwicklung ist doch nicht vom Himmel gefal-
len, die ist doch nicht einfach über uns gekommen,
sondern sie ist auch eine Folge von Regelungs-
mechanismen des Marktes, sie ist eine Folge von
Marktstrukturen, die menschengeschaffen sind, von
Menschen geschaffen wurden.

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Energiesteuer – das stimmt!)
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Doch, Herr Montag, das können Sie nicht bestrei-
ten. Es ist eben kein Marktversagen, was wir gera-
de erleben, es ist genau der Markt, den wir gerade
erleben, der zu diesen Preissteigerungen führt. Und
wer wirklich auch soziale Marktwirtschaft möglicher-
weise ernst nimmt, der muss nämlich jetzt drei Din-
ge tun, und zwar nicht unterlassen, sondern tun:
Er muss die Preiskontrolle tatsächlich wieder ein-
führen im energetischen Bereich, er muss über eine
Deckelung von Energiepreisen reden und er muss
vor allem auch für eine Besteuerung von sogenann-
ten Mitnahme- und Übergewinnen sorgen, weil

(Beifall DIE LINKE, SPD)

wir tatsächlich nur so eine Kontrolle über die Ener-
giepreisentwicklung bekommen und uns als Gesell-
schaft gegenseitig nicht überfordern, wenn wir über
einen sozialen Ausgleich in dieser Gesellschaft re-
den. 

Wir haben als Linke-Fraktion Vorschläge unterbrei-
tet. Wir haben den Vorschlag unterbreitet, einen
Energiehärtefallfonds zu schaffen, um Menschen
in diesem Land wirklich zu helfen, aber auch den
kommunalen Unternehmen. Wir haben die Forde-
rung erhoben, Grundkontingente bei der Strom-
oder auch bei der Wärmeversorgung zu ermögli-
chen. Und wir haben auch gefordert, dass wir zu
einem gesetzlichen Verbot von Energie- und Wär-
mesperren kommen, weil nur das sichert, dass die
Menschen wirklich ihre Lebensexistenz tatsächlich
auch garantiert bekommen. 

Die CDU fordert im Prinzip das Gegenteil. Ich den-
ke, das ist eben auch eine Frage von Gerechtigkeit,
welche Mechanismen man jetzt in Gang setzen
möchte, um in diesem Bereich für eine Sicherheit
für die Bürger zu sorgen. Die CDU fordert im Prin-
zip Steuersenkungen und fordert ein steuerfreies
Energiegeld. Ich sage Ihnen auch, warum das der
falsche Weg ist. Eine Steuersenkung bzw. ein steu-
erfreies Energiegeld führt erst mal dazu, dass Sie
eben keine zielgenaue Entlastung von Menschen
bekommen, weil Sie eben nicht garantieren kön-
nen, dass die Steuersenkung tatsächlich beim End-
verbraucher ankommt. Ich erinnere an die Steuer-
senkung im Jahr 2020. Dort sind lediglich 60 bis
80 Prozent der Steuersenkung – Mehrwertsteuer
auf 16 Prozent – beim Verbraucher angekommen.
Der Rest führte zu einer Umverteilung der Einnah-
meverluste im öffentlichen Haushalt, also zu einer
Umverteilung von öffentlichen Geldern in private
Unternehmensgewinne. 

Das ist der zweite Punkt, warum Ihr Vorschlag fehl-
geht – die Einnahmeverluste in den öffentlichen
Haushalten, die dazu führen, dass die öffentlichen
Haushalte eben nicht durch Transferleistungen,

ganz gleich in welche Richtung, zum sozialen Aus-
gleich in dieser Gesellschaft beitragen können. Ich
sage Ihnen auch, eine Steuerbefreiung, ein steuer-
freies Energiegeld oder Steuersenkung führen auch
dazu, dass diejenigen, die mehr verbrauchen, stär-
ker entlastet werden. Und mehr verbrauchen tun
in der Regel die, die auch mehr verdienen. Es ist
also im Prinzip eine ungleiche Entlastung von Men-
schen, die höhere Einkommen stärker entlastet als
geringere Einkommen. 

(Beifall DIE LINKE)

Ich denke, deswegen sollten wir darüber diskutie-
ren, was wirklich notwendig ist.

Vizepräsident Bergner:
Herr Kollege, Ihre Redezeit!

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:
Herr Präsident, nutzen wir einfach diese Aktuellen
Stunden, die wir heute geführt haben, auch als
Merkzettel für das Parlament, unsere Aufgabe ernst
zu nehmen, im Sommer daran zu arbeiten, wie wir
in der Thüringer Landespolitik Verantwortung über-
nehmen können, um wirklich Armut von Menschen
in diesem Land zu verhindern. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Dittes. Für die AfD-Frak-
tion hat sich Abgeordneter Möller zu Wort gemel-
det.

Abgeordneter Möller, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste! Die existenziel-
le Bedrohung des Energiemangels, insbesondere
des Gasmangels, ist ja heute schon ausführlich
beschrieben worden. Es ist eine existenzielle Be-
drohung, nicht nur für sozial schwache Menschen,
sondern auch für Familien und Alleinerziehende
mit mittleren Einkommen. Besser geht es dann nur
den Gutverdienern, die noch einen Kamin einbauen
können, die können sich dann möglicherweise aus
dieser ganzen Situation etwas herausziehen. 

Das ist alles unsozial. Die Linke hat das wenigs-
tens erkannt. Und es lässt sich daran zum Glück
auch sehr schnell etwas ändern. Man braucht dazu
auch gar keine steuerintensiven Maßnahmen, man
müsste einfach wieder den Markt in Gang setzen.
Ich werde heute also ziemlich liberal argumentieren
– Prof. Meuthen wäre stolz auf mich, jedenfalls
beim ersten Teil meiner Rede. Man müsste zum
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Beispiel den staatsbezogenen Eingriff beenden und
Nord Stream 2 in Betrieb nehmen, eine Leitung, die
randvoll gefüllt ist mit preiswertem Erdgas. Aber die
in Bund und Ländern regierenden Parteien verhin-
dern das mit ihrer Sanktionspolitik gegen Russland
– klassischer marktbezogener Eingriff. Man müsste
in einem fremden Krieg endlich mal die völkerrecht-
liche Neutralitätspflicht einhalten, statt Deutschland
mit Waffenlieferungen zur Kriegspartei an der Sei-
te der Ukraine zu machen. Diese außenpolitische
Dummheit gefährdet die Gaslieferbeziehungen mit
Russland, deren existenzielle Bedeutung durch die
Flucht aus allen steuerbaren Kraftwerkstypen von
CDU, SPD, Grünen und FDP überhaupt erst er-
zeugt worden ist. Einfacher ausgedrückt: Wenn
man so dumm ist, sich, also das eigene Land, von
einer fremden Macht abhängig zu machen, dann
sollte man in einem Konflikt dieser fremden Macht
mit einem Dritten besser die Klappe halten. 

(Beifall AfD)

Und man sollte außerdem dafür sorgen, dass das
knappe und dadurch bereits jetzt extrem teure Gas
wenigstens im deutschen Gasnetz bleibt. Dazu
müsste man politisch unterbinden, dass der Abfluss
von Erdgas aus dem deutschen Netz ins polnische
Netz am Ausspeisepunkt Mallnow endlich endet, 

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Solidarität ist ein … Faktor!)

der nämlich seit Wochen stattfindet und der dafür
gesorgt hat, dass die polnischen Gasspeicher jetzt
schon zu 100 Prozent gefüllt sind, während einige
deutsche Gasspeicher nicht mal die Hälfte haben.
Da nützt uns das Gasspeichergesetz überhaupt
nichts, was da gemacht worden ist. Es fehlt der
politische Wille, und zwar der regierenden Parteien. 

(Beifall AfD)

Eine Absenkung der Staatsquote auf Gas, Treib-
stoff und Strompreise würde im Verbund mit diesen
Maßnahmen dafür sorgen, dass flächendeckende
Energiearmut und der Kältetod für die Menschen
hier in diesem Land im nächsten Winter nicht zu
befürchten wäre und dass dem vermeintlich ent-
wickelten Industrieland Deutschland kein Armuts-
zeugnis ausgestellt werden müsste. Aber all das
wird nicht geschehen, die Energiepreise explodie-
ren, weil das Gas knapp ist und der Treibstoff
knapp ist, und das ist knapp, weil es CDU, SPD,
FDP, Grüne und Linke so wollen, aus unterschiedli-
chen Gründen zwar – ich will mal darauf eingehen:
Bei SPD, CDU und FDP ist es die Vasallentreue zur
transatlantischen Führungsnation. Nord Stream 2
ist nicht in Betrieb genommen worden, weil der
US-Präsident Biden vor dem Krieg angedroht hat,
wenn es zum Krieg kommt, dann wird die nicht in

Betrieb genommen. Wie ein Schuljunge nebenbei
stand Olaf Scholz, hat nichts zu dieser Anmaßung
gesagt. Der Grund ist, dass die CDU, die SPD und
die FDP leider dieser außenpolitischen Treue den
Vorrang geben im Verhältnis zu dem, was dem
deutschen Volk eigentlich guttun würde. Bei den
Grünen ist es anders. Da ist es die ideologische
Politik, die dafür sorgt, dass man diese Sanktions-
politik aufrechterhält. Fossile Energie und Kernkraft
sind für die Grünen des Teufels. Und wenn das Volk
auf Gas setzt, dann muss es eben frieren und ver-
armen. Das ist dann sozusagen noch ein Preissi-
gnal. So wird das also verkauft. Auch das ist natür-
lich keine Politik im Interesse unseres Landes. Bei
den Linken ist es so, da gibt es vernünftige Leute
wie Oskar Lafontaine, die das erkannt haben, das
Ende der Sanktionspolitik gefordert haben. Aber die
Parteivorsitzenden um Janine Wissler haben sich
mit den Globalisten arrangiert, wenn auch aus an-
deren Gründen als SPD, CDU und Grüne. Ja, da
muss dann eben Steuergeld her, obwohl es gar
nicht notwendig wäre und obwohl das Steuergeld
eigentlich für ganz andere wichtige Sachen notwen-
dig wäre. 1,5 Milliarden Euro Schulsanierungsstau
in Thüringen, 17 Millionen Euro pro Jahr investiert
die Landesregierung, das ist auch ein Armutszeug-
nis für Sozialpolitik. Da müsste Steuergeld rein. 

(Beifall AfD)

Sie müssen im Gasmarkt, Sie müssen im Energie-
markt einfach nur wieder die Marktmechanismen
wirken lassen. Sie müssen einfach die Sanktions-
politik beenden, dann brauchen Sie all dieses Steu-
ergeld nicht. Das sind alles Placebo-Maßnahmen,
mit denen Sie darüber hinwegtäuschen wollen,
dass Sie die Ursachen gesetzt haben

Vizepräsident Bergner:
Ihre Redezeit, Herr Kollege!

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Zum Glück tragen Sie kei-
ne Verantwortung!)

Abgeordneter Möller, AfD:
für diesen Gasmangel und für diesen Preisanstieg.
Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Möller. Jetzt hat
sich Frau Kollegin Wahl für die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen zu Wort gemeldet. 
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Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen und Zuschauer/-innen auf der Tribü-
ne wie am Livestream, ich will gern die Worte mei-
ner Kollegin Henfling noch mal wiederholen: Zum
Glück tragen Sie keine Verantwortung, Herr Möller.
Sie haben nämlich mit Ihrer Rede gerade nicht
nur bewiesen oder gezeigt, dass Ihre Maßnahmen
oder Vorschläge alle gar nichts bewirken würden,
sondern dass Sie den europäischen Energiemarkt
auch null verstanden haben. Ich bin sehr froh, dass
Habeck gerade mit unseren europäischen Nach-
barländern Verträge sichert, abschließt, die eben
sicherstellen, dass Energie in der Krisensituation
ausgetauscht wird, und der Energiemarkt funktio-
niert schon immer durch Austausch von Energie
im europäischen Netz. Ihre heißgeliebte Atomkraft
zum Beispiel führt gerade dazu, dass Deutschland
Frankreich mit Strom versorgt, weil dort die AKWs
aufgrund der anhaltenden Dürre eben nicht mehr
laufen können und ungefähr 50 Prozent ausgefal-
len sind. Auf diesen europäischen Energiemarkt
und die europäische Solidarität müssen wir setzen,
denn nur mit dieser Solidarität können wir Putin
auch wirklich in Schach halten. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zu den Ursachen der steigenden Energiekosten
und zu den Herausforderungen, die zur Gewähr-
leistung der Versorgungssicherheit vor uns liegen,
habe ich bereits in meiner vorherigen Rede einige
Ausführungen gemacht. In dieser Aktuellen Stunde
soll es um diejenigen Menschen und Haushalte ge-
hen, die am stärksten unter den Auswirkungen der
Energiepreissteigerung leiden. Zunächst muss man
hier ehrlicherweise feststellen, dass leider davon
auszugehen ist, dass die Gaspreise weiter steigen
und die anderen energieabhängigen Preise zumin-
dest auf einem hohen Niveau verbleiben werden.

Für uns Bündnisgrüne ist deshalb klar, dass sich
die daraus resultierende soziale Spaltung nicht wei-
ter vertiefen darf und die Krise über sozialpolitische
Maßnahmen aufgefangen werden muss. Es ist ab-
sehbar, dass die 30 Milliarden aus den beiden Ent-
lastungspaketen der Bundesregierung nicht ausrei-
chen werden. Über die Wirksamkeit und die Zielge-
nauigkeit der einzelnen Maßnahmen aus den Pake-
ten kann man durchaus geteilter Meinung sein. Un-
zutreffend sind aber pauschale Feststellungen, wie
sie im Begründungstext zu dieser Aktuellen Stunde
getroffen werden. Dort steht, dass weite Teile der
Gesellschaft, wie Rentner/-innen oder Studierende
von den Entlastungsmaßnahmen ausgeschlossen
würden. Diese beiden betroffenen Gruppen sind
aber lediglich bei der einmaligen Energiepreispau-

schale von 300 Euro nicht anspruchsberechtigt, da
dies an alle Steuerpflichtigen gerichtet ist. Ansons-
ten erstrecken sich die Maßnahmen wie bei der
Abschaffung der EEG-Umlage, wie bei dem 9-Euro-
Ticket auf alle Bevölkerungsgruppen oder richten
sich wie beim Heizkostenzuschuss zielgenau an
bestimmte Gruppen, wie in diesem Fall an Wohn-
geldempfänger/-innen und Studierende im BAföG-
Bezug. Für zukünftig zu schnürende Pakete muss
gelten, dass diese zielgenauer als bisher auf die
besonders betroffenen Gruppen konzentriert wer-
den. 

Den Tankrabatt kann man dabei auch ohne Evalu-
ierung schon jetzt als ein nicht ausreichend wirksa-
mes Instrument einstufen. Für den Verkehrsbereich
bestünde eine sinnvolle Maßnahme hingegen dar-
in, die Pendlerpauschale durch ein einkommens-
unabhängiges Mobilitätsgeld zu ersetzen. Für den
Strom- und Gasbereich wäre eine Preisgarantie
für den Grundbedarf ein sehr wirksames Mittel,
durch das insbesondere einkommensschwächere
Haushalte entlastet werden könnten. Wir würden es
jedenfalls sehr begrüßen, wenn dieses von den Ge-
werkschaften erst jüngst wieder ins Spiel gebrach-
te Instrument Eingang in das nächste Entlastungs-
paket finden würde. Zudem begrüßen wir den Vor-
schlag von Verbraucherschutzministerin Steffi Lem-
ke zu einem Moratorium von Strom- und Gassper-
ren. Darüber hinaus hätten wir es ebenfalls für
richtig befunden, wenn am letzten Freitag die von
Thüringen unterstützte Bundesratsinitiative für eine
Übergewinnsteuer eine Mehrheit gefunden hätte.
Die dringend notwendigen Entlastungsmaßnahmen
hätten dann wenigstens zum Teil durch die Ab-
schöpfung von krisenbedingten Gewinnen finanziert
werden können.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gut überlegt werden sollten allerdings die Vorschlä-
ge zur Einrichtung von Energiesicherungsfonds auf
Landesebene. Hier muss es in erster Linie dar-
auf ankommen, den Bund nicht aus seiner Ver-
antwortung zu entlassen. Um Wettbewerbsverzer-
rungen zu vermeiden, sollten auch regionale und
kommunale Unternehmen über Hilfspakete von der
Bundesebene unterstützt werden. Denn ansonsten
ist zu befürchten, dass die wirtschaftsstärkeren
Bundesländer solche Entlastungsprogramme ver-
gleichsweise leichter schultern können als die Ost-
länder. Dies würde ebenfalls auf landespolitische
Entlastungsmaßnahmen für Verbraucher/-innen zu-
treffen, da die Anzahl der sozialpolitisch Anspruchs-
berechtigten in den Ostländern höher ist und die
Westländer dadurch vergleichsweise auch geringe-
re Ausgaben hätten.
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Als Bündnisgrüne werden wir uns weiterhin für die
dringend notwendigen Entlastungsmaßnahmen ein-
setzen. Diese müssen allerdings so ausgestaltet
werden, dass sie effektiv und zielgerichtet für dieje-
nigen wirksam werden, die es am nötigsten haben.
Maßnahmen mit Gießkannencharakter, die zu uner-
wünschten Mitnahmeeffekten führen, sind dringend
zu vermeiden. Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Wahl. Für die CDU-
Fraktion hat sich Abgeordneter Dr. König zu Wort
gemeldet.

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschauer! Die
Fraktion Die Linke ruft mit ihrer Aktuellen Stunde
ein Thema auf, das wir in Teilen auch schon in
der Aktuellen Stunde der CDU-Fraktion behandelt
haben. Hier geht es im Speziellen um die Auswir-
kungen von steigenden Energiepreisen und von
Inflation. Die Linke stellt in dem Begründungstext
ihrer Aktuellen Stunde fest, dass von diesen Ent-
wicklungen ganz besonders einkommensschwache
Personen und Haushalte betroffen sind. Dies ist
richtig, denn Ausgaben für Gas, Strom, Heizöl und
Nahrungsmittel fallen als Waren des Grundbedarfs
bei den Ausgaben ärmerer Haushalte stärker ins
Gewicht, während sie bei Haushalten mit hohem
Einkommen einen deutlich geringeren Anteil des
Warenkorbs einnehmen. Trotzdem möchte ich an
dieser Stelle klarstellen, dass der mit den steigen-
den Energiepreisen und Inflation verbundene An-
stieg der Lebenshaltungskosten nahezu alle Men-
schen im Freistaat Thüringen und in der gesamten
Bundesrepublik betrifft und auch belastet. Deshalb
sollten, wenn Entlastungen kommen, sie auch für
alle Bürger gelten, insbesondere für diejenigen, die
sich aktuell nicht auf staatliche Unterstützung beru-
fen können, zum Beispiel Menschen, die nur knapp
über dem Mindestlohn verdienen, alleinerziehend
sind oder Familien mit vielen Kindern. 

(Beifall CDU)

Und hierzu gehören ebenso die Rentnerinnen und
Rentner und die Studenten. Das sage ich ganz
klar mit Blick auf das Entlastungspaket der Ampel
in Berlin, die Rentner gerade vergessen hat. Und
was auch Frau Wahl gesagt hat, das ist nur in
dem Punkt passiert, dass die Rentner vergessen
wurden. Aber wenn man dann hört, da müssten die
Rentner Tricks anwenden, dass sie sich einen Tag

in einem Minijob bewegen, damit sie den Energie-
bonus bekommen, dann zeigt das schon, dass hier
nicht richtig gehandelt wurde und gerade die Grup-
pe der Rentner und auch der Studenten aus dem
Blick verloren wurde. Frau Wahl hat ja auch deut-
lich gesagt, dass das Paket, das Entlastungspaket
in Teilen, in großen Teilen zu kurz gesprungen ist.
Diese Einschätzung teilen wir auch. Denn auch für
einen Großteil der Arbeitnehmer sind die 300 Euro
eine Mogelpackung, denn am Ende bleiben nur
200 Euro übrig. Und das 9-Euro-Ticket hat auch
keine Entlastung für Pendler im ländlichen Raum
gebracht, die auf das Auto angewiesen sind.

Sehr geehrte Damen und Herren, Ziel unserer
Fraktion ist es, alle Bürger unseres Freistaats zu
entlasten. Deshalb halten wir es für entscheidend,
das hat Prof. Voigt vorhin auch deutlich gemacht,
die Steuerlast für Energie zu senken und so be-
sonders auch die Haushalte zu entlasten, die kei-
ne Transferleistungen bekommen, sich aber nur ge-
ringfügig mit ihrem Einkommen oberhalb der Unter-
stützungslinie befinden. 

Angesichts der derzeitigen Preisrallye nach oben
benötigen Menschen keine Energiespartipps von
Ministern, sondern konkrete Hilfen. Die meisten
Menschen schränken sich ohnehin bereits jetzt
schon so ein, wie es eben geht. Heizen, Urlaub,
Kauf von Lebensmitteln wird zurückgefahren. Das
sehen wir jetzt aktuell, wo der Preis für Fleisch
sinkt, weil einfach die Nachfrage gesunken ist, weil
man hier an erster Stelle spart. Deswegen brau-
chen die Menschen keine guten Hinweise, sondern
die Menschen brauchen Garantien. Und für uns
gehören da drei Garantien absolut mit dazu, Garan-
tien wie 2008, wo Frau Merkel als Bundeskanzle-
rin und Herr Steinbrück Sparguthaben als sicher
erklärt haben. Und für uns gehört als Erstes die Ga-
rantie auf eine warme Wohnung dazu. Grundsatz
muss sein: Eine warme Wohnung muss für jeden
finanzierbar bleiben. 

Und während Empfänger von Grundsicherung sich
auf die Transferleistung gerade bei Heizen und
Wärme berufen können, können das Geringverdie-
ner, Studierende oder Rentner mit geringer Rente
nicht. Sie brauchen Entlastungen. Und da schlagen
wir vier Punkte vor: einen Rabatt auf die Mindest-
energiemenge für alle Gas- und Fernwärme-Ener-
giekunden, damit niemand in den Wintermonaten
frieren muss; die Erhöhung des Wohngeldes; kei-
ne sofortige Abstellung von Strom- und Gas bei
hohen Nachzahlungsforderungen, wenn diese auf
die Preissteigerungen zurückzuführen sind, und die
Entlastung der Mittelschicht durch Errichtung eines
Thüringer Energiesicherheitsfonds.
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Die zweite Garantie, die wir fordern, ist eine Garan-
tie auf ausreichend Nahrungsmittel. Denn die Prei-
se für Nahrungsmittel, Grundnahrungsmittel steigen
auch rasant und sie dürfen nicht zu Luxusgütern
werden. Und wenn es hier gerade bei Rentnern,
Studierenden und Auszubildenden zu Problemen
kommt, müssen wir über Rabatte auch auf Grund-
nahrungsmittel reden. Gleichzeitig sind die Tafeln in
ihrem Bestand zu garantieren. 

Und als Drittes, ganz wichtig, eine Garantie auf
Mobilität, denn die besonderen Belastungen – ich
habe es eben schon gesagt – haben gerade jetzt
die Pendler im ländlichen Raum, die nicht von dem
9-Euro-Ticket profitieren. Auch der Tankrabatt hat
sich als Luftnummer gezeigt, weil die 30 Cent, die
eingespart werden sollten und beim Diesel noch
weniger, jetzt schon nicht mehr an der Tanksäule
zu sehen sind. Deswegen brauchen wir steuerliche
Entwicklung in Form einer Mehrwertsteuersenkung
und eine Weiterentwicklung der Pendlerpauschale
durch ein Entfernungsgeld, das die gefahrene Stre-
cke zum Betrieb und Büro berücksichtigt. 

Vizepräsident Bergner:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Das sind alles Entlastungen, die wir als CDU-Frak-
tion fordern, damit wir in eine geordnete Zukunft
kommen und auch in eine sichere.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Dr. König. Für die SPD-Fraktion
hat sich Abgeordneter Möller zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Möller, SPD:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren am Livestream, liebe Besucherinnen und
Besucher auf der Tribüne, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich glaube, was wir in der aktuellen doch
sehr angespannten Situation nicht brauchen, ist
parteipolitisches Gezänk und in irgendeiner Form
Vorhalten von solcher Wortwahl wie Dr. König sie
jetzt verwendet hat, „Mogelpackung“ oder so. Ich
glaube, das gibt weder der Situation die nötige
Ernsthaftigkeit, noch zeigt es, wo denn Lösungs-
möglichkeiten gesehen werden.

(Beifall Gruppe der FDP)

Ich gehe davon aus, dass beim Thema „Armut“ und
beim Thema „Energiepreisexplosion“ eine Frage
doch wieder mehr in den Mittelpunkt rückt, nämlich

die Frage von Umverteilungen, die wir jetzt ganz
grundlegend in diesem Land diskutieren müssen.
Ich glaube nicht, dass das über Steuersenkungen
allein zu organisieren ist, sondern vielmehr über
die Frage: Wer profitiert denn gerade von Krisen
und wer muss diese Krisen bezahlen? Ich bin der
Meinung, wir müssen hier ganz klar an der Seite
derer stehen, die von diesen Krisen zusätzlich be-
lastet werden. Deswegen sehe ich vier Dinge, die
es jetzt im Rahmen der Sozialpolitik zu tun gibt.
Zum einen braucht es einen Energiehärtefallfonds
des Landes für private Verbraucher in Not, zwei-
tens einen Schutzschirm des Bundes für kommu-
nale Versorger und kommunale Unternehmen, drit-
tens ein soziales Klimageld, das private Haushal-
te nach Einkommen gestaffelt entlastet, und vier-
tens einen deutlichen Ausbau von Beratungsange-
boten in Thüringen für Verbraucherinnen und Ver-
braucher. 

Die Fakten liegen auf dem Tisch. Die Inflation war
seit 40 Jahren nicht mehr so hoch wie heute, und
das liegt vor allem an den Energiepreisen, die im
Vergleich zum letzten Juli um fast 40 Prozent ge-
stiegen sind. Eine Zahl: Ich weiß von Gesprächen
mit der Tafel, mit Beratungsstellen und mit den So-
zialverbänden, wie viele Thüringerinnen und Thü-
ringer gerade an ihre finanziellen Grenzen kommen
und sogar schon in einer existenziellen Lage sind.
Das darf uns alle nicht kaltlassen. Ich bin deshalb
dankbar, dass unsere Bundesregierung in diesem
Jahr bereits zwei große Entlastungspakete in Höhe
von 30 Milliarden Euro geschnürt hat. Und allen
Unkenrufen zum Trotz, wie die ersten Erkenntnis-
se der Berechnungen von GEW und Böckler-Stif-
tung zeigen, gleichen die Entlastungen vor allem
bei Haushalten mit geringen und mittleren Einkom-
men und speziell bei Familien einen besonders ho-
hen Anteil der Mehrausgaben für Energie aus. Das
zeigt, auch diese Pakete wirken. Die Berechnungen
machen aber auch deutlich, bei Familien, bei denen
nur einer oder eine erwerbstätig ist, bei Alleinerzie-
henden, bei Alleinstehenden mit niedrigen Einkom-
men, bei BAföG-Bezieherinnen und -Beziehern und
bei Rentnerinnen müssen wir noch mehr tun, um
die gestiegenen Belastungen abzufedern. Deshalb
bin ich sehr froh, dass Bundeskanzler Olaf Scholz,
Sozialminister Hubertus Heil und andere Mitglieder
der Bundesregierung bereits deutlich gemacht ha-
ben, es muss ein weiteres Entlastungspaket geben,
und dass dabei vor allem Rentnerinnen und Rent-
nern noch stärker geholfen werden soll.

Was ich noch mal deutlich machen will, sind die-
se vier Punkte, die wir hier in die Debatte mit
einbringen und auch in den nächsten Monaten wei-
terentwickeln wollen. Erstens einen Thüringer Ener-
giehärtefallfonds: Wenn jemand keinerlei Reserven
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mehr hat und auch kein anderer gesetzlicher An-
spruch mehr greift, dann muss es trotzdem im Ein-
zelfall eine Möglichkeit geben, besondere soziale
Härten abzufedern. Genau das soll dieser Energie-
härtefallfonds leisten. Zum Beispiel haben dies das
Land Bremen, aber auch Berlin bereits eingeführt.
Ich finde, wir sind es den akut von der Energie-
armut Betroffenen schuldig, dass auch wir uns in
Thüringen auf diesen Weg machen. Dazu gehört
auch der Einsatz unseres Freistaats für eine Ver-
längerung des Strom- und Gassperrenmoratoriums,
das bereits Ende September auslaufen wird.

Zweitens der Schutzschirm des Bundes für kom-
munale Versorger und kommunale Unternehmen:
Wie auch immer sich die Energiepreise und die
Gasversorgung entwickeln, wir müssen auf jeden
Fall sicherstellen, dass die gesamte Kette der ener-
giewirtschaftlichen Versorgung am Netz bleibt. Da-
mit die Liquidität gerade der kommunalen Erzeuger
und Versorger auch im Fall von Preisdeckelungen
oder Zahlungsausfällen erhalten bleibt, muss der
Bund einen Schutzschirm über die ganze Branche
spannen, dafür werden wir uns weiter einsetzen,
auch wenn wir da momentan noch hart diskutieren
müssen.

Drittens das soziale Klimageld: Bei diesem Vor-
schlag von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil er-
halten Haushalte einmal im Jahr eine Zahlung, um
sie von den gestiegenen Energiekosten zu entlas-
ten.

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Das
ist aber zu wenig!)

Das ist aber auf das ganze Jahr berechnet. Wir
können das monatlich zahlen in Hunderterschritten
oder einmal in Tausenderschritten, das ist die ent-
scheidende Frage, ob man das mehrmals auszahlt
oder einmal im Jahr, darüber kann man gern disku-
tieren. Fakt ist aber, es soll aus den Einnahmen
der CO2-Bepreisung finanziert werden. Weil der
Anstieg aber nicht alle Haushalte gleich betrifft,
soll der Betrag nach Einkommen gestaffelt werden.
Wichtig ist, dass diese und ähnliche Leistungen
nicht auf die Mindestsicherung angerechnet wer-
den, denn dort wird die Entlastung am Nötigsten
gebraucht. So wird das Klimageld gerecht und ziel-
genau.

Zu guter Letzt brauchen wir den Ausbau von Ver-
braucherschutzberatungen und auch Lebens- und
allgemeinen Erziehungsberatungen. Hier können
wir in Thüringen schnell helfen und schnell wirken,
indem wir die Kommunen da unterstützen. Ich hof-
fe, das werden wir in nächster Zeit auch klar disku-
tieren. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Möller. Für die
Gruppe der FDP hat sich Kollege Montag zur Wort
gemeldet.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Sehr verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen, hohe Energiekosten und steigende
Preise als Folge des Krieges in der Ukraine: Wir
sehen ja seit Anfang des Jahres, dass die Energie-
kosten in Deutschland stark gestiegen sind. Das
sind die Auswirkungen des Krieges, den Russland
in der Ukraine führt und die eben damit einherge-
hende Ressourcenverknappung aufgrund von Lie-
ferengpässen beim Gas. Richtig ist, hier die Belas-
tungen der Bürgerinnen und Bürger in den Blick zu
nehmen, und das hat die Bundesregierung auch mit
unterschiedlichen Maßnahmen, auch Maßnahmen-
paketen getan, die sie ergriffen hat. Ich sage nur
mal, das 9-Euro-Ticket war ja medial allgegenwär-
tig und hat auch Wirkung entfaltet. Kinderbonus,
Energiepauschale und auch der Hartz-IV-Zuschuss
sind noch nicht angekommen. Gleichwohl machen
sich diese Maßnahmen diesen und auch nächs-
ten Monat bemerkbar. Kinderbonus in Höhe von
100 Euro, Energiepauschale 300 Euro, Hartz-IV-Zu-
schuss 200 Euro.

Auch außerhalb der Entlastungspakete wurden
weitere unterstützende Maßnahmen beschlossen,
BAföG-Reform beispielsweise und Steigerung des
Förderhöchstbetrags auf 934 Euro. Was dem wi-
derspricht, was Sie entgegen der Wahrheit Ihrer
Begründung zur Aktuellen Stunde entnehmen, ist
auch, die Bundesregierung hat die finanzielle Si-
tuation von Studenten im Blick und entlastet dort.
Aber auch die Abschaffung der EEG-Umlage ist be-
schlossen, größte Strompreisentlastung der letzten
Jahrzehnte in Deutschland. Eine vierköpfige Fami-
lie, in der beide Elternteile arbeiten, wird mit der
Abschaffung der EEG-Umlage, Kinderbonus und
Arbeitnehmerzuschuss allein mit über 1.000 Euro
entlastet. Das reicht sicherlich nicht, das ist auch
hier schon angesprochen worden. Deswegen müs-
sen wir ran an die Stromsteuer, und zwar so, dass
diese auf das europarechtlich zulässige Minimum
sinkt. Denn momentan ist diese noch 20-mal so
hoch. Man kann auch wie bei anderen Energieträ-
gern sagen, dass der Staat hier ganz grundsätzlich
der erhebliche Preistreiber ist.

Aber wir brauchen eben auch Versorgungssicher-
heit. Deswegen dürfen wir uns auch nicht vor Tech-
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nologien verschließen, die uns eben hier aktuell
behilflich sein können. Dazu gehört aus unserer
Sicht für den kommenden Winter das Weiterbetrei-
ben der drei Atomkraftwerke Emsland, Neckarwest-
heim 2 und Isar 2. Das ist unabdingbar. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie übernehmen die Ver-
antwortung, oder was?)

Es macht eben keinen Sinn, auch klimapolitisch,
hier zuerst die Kohle zu geben und dann doch die
AKWs abzuschalten. Ich glaube, wir brauchen bei-
des.

Auch auf die Förderung von Schiefergas durch
Fracking muss zurückgegriffen werden. Allein hier-
durch könnte der Gasbedarf in der Bundesrepublik
über rund ein Jahrzehnt gesichert werden.

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Ich
denke, Sie wollen in die Zukunft und nicht
nach hinten?)

Last but not least, vielleicht als Fazit: Die Bundesre-
gierung hat das in den Blick genommen, auch die
soziale Frage, das soziale Problem, und erste um-
fassende Entlastungspakete beschlossen. Zudem
brauchen wir die Technologieoffenheit jetzt bei der
Versorgungslücke des Energiebedarfs, also statt
Gas zu verstromen tatsächlich die AKWs weiterlau-
fen zu lassen. Aber wir brauchen weitere, weitrei-
chendere Maßnahmen. Wir brauchen den nationa-
len Energieeinsparplan, dann auch mit konkreten
Thüringer Vorschlägen und Beteiligung. Wir brau-
chen echte Hilfsmaßnahmen für die explizit sozial
Bedürftigen, den Weiterbetrieb der drei AKWs –
ich habe es genannt – und last but not least die
Senkung der Stromsteuer. Das wäre ein Paket,
das dem Energiekrieg Putins wirkungsvolle Maß-
nahmen entgegensetzen kann. Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Montag. Aus den Reihen
der Abgeordneten habe ich jetzt keine Wortmeldun-
gen mehr. Herr Minister Hoff, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,
die Rednerinnen und Redner, die nach dem Abge-
ordneten Möller gesprochen haben, sind auf die
Rede ja gar nicht eingegangen und ich habe auch
überlegt, ob man es einfach so macht wie sie, ein-
fach gar nicht dazu spricht und es einfach ignoriert,
oder ob man zumindest mal feststellt, dass bei der

Rede, wenn man sie sich so anhört, ich mich ge-
fragt habe, ob wir immer noch über eine Landtag-
fraktion in Thüringen reden oder ob wir über die
Duma-Fraktion „Alternativa dlja Germanii“ reden,
die ganz offensichtlich nicht hier im Thüringer Land-
tag, sondern offensichtlich in irgendeinem der rus-
sisch besetzten Gebiete versucht, die Fahne Putins
hochzuhalten. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, dass dies aber der Debatte, die wir
in Deutschland führen, nicht angemessen ist. Eine
Partei, die sonst immer auch gern so tut, als ob
sie eine Antwort oder eine Alternative hätte, kon-
zentriert sich darauf zu sagen, ist uns doch egal,
wie viele Leute in der Ukraine sterben, Hauptsache,
wir liefern kein Gas mehr nach Polen und wir ma-
chen Nord Stream 2 wieder an – das ist zusam-
mengefasst das, was da gesagt wurde. Das ist,
finde ich, auch angesichts der einleitenden Worte
unserer Landtagspräsidentin heute zu dem Krieg in
der Ukraine mit zynisch freundlich umschrieben. 

(Beifall DIE LINKE, Gruppe der FDP)

Ich bin den Abgeordneten …

(Zwischenruf aus dem Hause)

Man kann über Oskar Lafontaine viel sagen, aber
dass er ein Putin-Freund ist, wie Sie das hier dar-
gestellt haben, das wird ihm wirklich nicht gerecht
und da finde ich wirklich, ganz ehrlich – diese Form
von Denunziation gegenüber Oskar Lafontaine wei-
se ich mit Entschiedenheit zurück. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das quält Sie,
ich weiß!)

Die Aktuelle Stunde dreht sich, anders als beim
Abgeordneten Möller, nicht um Putin, sondern um
die Sorgen der Menschen hier in unserem Land.
Es ist in den Redebeiträgen vom Abgeordneten Dit-
tes, aber auch beispielsweise vom Abgeordneten
Denny Möller aus der SPD-Fraktion, genau wie
in der Debatte zu der Gasversorgung in Deutsch-
land vorher, schon deutlich gemacht worden, dass
wir angesichts der aktuellen Situation tatsächlich
ein ganzes Bündel von Maßnahmen brauchen. Ich
komme nicht umhin, auch die vorhergehende De-
batte, auch den Redebeitrag von Anja Siegesmund
noch mal aufzugreifen und zwei Aspekte anzuspre-
chen. Denn es ist hier vom Fraktionsvorsitzenden
der CDU, der kurz nach seiner Rede gegangen ist,
aber auf den sozialen Netzwerken aktiv weiter an
der Debatte teilnimmt, darauf hingewiesen worden,
dass konkrete Antworten von der Landesregierung
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erwartet werden. Auf der anderen Seite hat dann
der Abgeordnete Kemmerich, der bedauerlicherwei-
se auch nicht mehr da ist, darauf hingewiesen,
dass das, was die Landesregierung beispielswei-
se durch den Ministerpräsidenten im Hinblick auf
die Glasindustrie deutlich macht, sagen wir mal,
mit Fantasterei zu umschreiben ist. Ich finde, dass
der Abgeordnete Kemmerich, der sich nun wirklich
als ein Wirtschaftsvertreter gibt, sich doch vielleicht
einfach mal nach Jena begeben sollte. Übrigens
die Stadt, in der Anja Siegesmund auch aktiv po-
litisch tätig ist, in der wir Schott haben als ein
Unternehmen, das seit Jahren beispielsweise mit
der Bergakademie Freiberg aktiv zusammenarbei-
tet, um nicht nur bei Wasserstoff, sondern auch
bei weiteren regenerativen Energien darauf hinzu-
wirken, bis 2030 auch die Klimaneutralität zu errei-
chen. Und da ist Schott nur eins der Unternehmen
in der Glasindustrie, die dies tun. Das heißt also,
sich hier hinzustellen und zu behaupten, dass es
innerhalb der Thüringer Industrie gerade kein Inter-
esse daran gäbe, vorwärts zu gucken, regenerative
Energien in den Vordergrund zu stellen, sondern
dies einfach zu negieren, finde ich, ist auch ein
ziemlich starkes Stück angesichts der Interessen,
die aus der Thüringer Industrie formuliert werden
und die übrigens auch als Erwartung an die Lan-
desregierung formuliert werden – Anja Siegesmund
ist darauf bereits eingegangen. Wer sich dann wie-
derum aus CDU und FDP hier hinstellt und sagt,
Atomenergie sollen wir bitte gern weitermachen,
aber es mit Sicherheit die ersten beiden Gruppen
bzw. Fraktionen sein werden, die hier eine Aktuelle
Stunde einreichen, dass ein Atommüllendlager auf
keinen Fall aber auch nur in die Nähe von Thürin-
gen kommen darf, muss sich dieser Widersprüche
zumindest mal bewusst werden und darüber auch
aktiv reden,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen
Diskussion, die wir dazu haben. 

Wenn sich also der Ministerpräsident regelmäßig
mit Vertreterinnen und Vertretern der Unterneh-
men aus dem Versorgungssektor austauscht, wenn
der Wirtschaftsminister und die Energieministerin
im Dauergespräch mit den Unternehmen über
die Transformationen der Thüringer Industrie sind,
dann sind das bereits Antworten auf die Fragen,
die der Abgeordnete Mario Voigt hier gestellt hat.
Die aktuelle Krise ist ein Katalysator für den Trans-
formationsprozess von unserem bisherigen Wirt-
schaftsverständnis und anders, als das hier in den
Reden deutlich gemacht wurde – und Anja Sieges-
mund ist darauf eingegangen –, haben die Vertre-

terinnen und Vertreter der Thüringer Industrie, der
Thüringer Wirtschaft dies verstanden. Dieser Wan-
del, der vor uns steht, diese Transformation ist tat-
sächlich eine gemeinsame Kraftanstrengung und
es ist vom Bundeswirtschaftsminister darauf hinge-
wiesen worden, dass da auch eine gesellschaftliche
Solidarität erforderlich ist, die uns bis an die Gren-
ze und wahrscheinlich auch darüber hinaus strapa-
zieren wird. Aber wir kommen nicht umhin, diesen
Weg zu gehen. 

Wenn wir auf die Situation der Menschen, die von
den hohen Energiepreisen betroffen sind, zu spre-
chen kommen, dann stellen wir fest, dass wir ganz
oft darüber sprechen, dass es die einkommensär-
meren Haushalte sind. Das sind sie nicht allein,
sondern es ist ein großer Teil derjenigen, die als
einkommensärmere Haushalte, auch als mittlere
Haushalte bezeichnet werden. Das heißt, wir reden
über Befürchtungen über Preissteigerungen, die bis
weit in den gesellschaftlichen Mittelstand unseres
Landes gehen. Denny Möller hat darauf hingewie-
sen, dass die Bundesregierung angesichts der ent-
stehenden sozialen Schieflage zwei Entlastungspa-
kete auf den Weg gebracht hat. Ich werde das jetzt
nicht noch mal ausführen, das hat der Abgeordnete
Möller gemacht.

Gleichzeitig sind wir uns – glaube ich – einig, auch
der Abgeordnete Denny Möller und ich, dass ange-
sichts der aktuellen Entwicklung diese Maßnahmen
jedoch lediglich die Preissteigerungen im Energie-
bereich dämpfen, aber sie aufzuheben noch nicht in
der Lage sind. Deshalb brauchen wir weitere Maß-
nahmen, um die anhaltend hohen Energiekosten zu
decken. Es bedarf auch strukturell weiterer Entlas-
tungen.

In diesem Zusammenhang weise ich auch darauf
hin – das gehört ja zu der Debatte dazu –, dass die
Forderungen aus den Gewerkschaften, statt Ein-
malzahlungen höhere Entgelte als Ausgleich für die
gestiegenen Energiekosten zu fordern, auch Ge-
genstand der tarifpolitischen Auseinandersetzung in
dieser Zeit sein muss und sind und dass man die
nicht vom Tisch wischen kann.

Dass bei den Entlastungsmaßnahmen die Kritik be-
steht, dass wir auch Lücken in den Entlastungspa-
keten I und II bei Studierenden, Rentnerinnen und
Rentnern haben, ist klar. Darauf haben wir auch im
Bundesrat hingewiesen. Hier muss es zu weiteren
Entlastungen kommen. Die Debatte um den Tank-
rabatt ist weit geführt worden. Ich glaube, dass uns
dieses Instrument zeigt, wie man es nicht sinnvoll
macht. Die Verbraucherinnen und Verbraucher pro-
fitieren von diesem Tankrabatt nicht. Es ist ein Ex-
tragewinn, der in die Taschen der Energiekonzerne
fließt und insofern war es das Land Bremen, das
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im Bundesrat mit Unterstützung der Länder Meck-
lenburg-Vorpommern, Berlin und Thüringen einen
Antrag auf eine Übergewinnsteuer in den Bundes-
rat eingebracht hat,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

dem weitere Länder, wenn auch leider nicht mehr-
heitsfähig, im Bundesrat in der vergangenen Sit-
zung zugestimmt haben. Diese Debatte um die
Übergewinnsteuer zeigt uns, welche Möglichkeiten
im politischen Raum bestehen, diese notwendigen
Entlastungsmaßnahmen auch gegenfinanzieren zu
können. Das war ein Mitglied des Wissenschaftli-
chen Beirats des Bundesfinanzministers, das dar-
auf hingewiesen hat, dass es neben der Überge-
winnsteuer, wenn es dafür keine rechtliche Grund-
lage gibt, weitere Möglichkeiten gibt auch durch
steuerpolitische Entscheidungen, die aber auf den
vehementen Widerstand des Bundesfinanzminis-
ters von der FDP treffen, hier zu einer gesellschaft-
lichen Umverteilung beizutragen, die wir notwen-
dig brauchen, um zu einer entsprechenden Gegen-
finanzierung von Entlastungsmaßnahmen zu kom-
men.

Ich bedaure, dass die Initiative für eine Überge-
winnsteuer aktuell im Bundesrat noch keine Mehr-
heit gefunden hat. Wir haben bereits im Dezem-
ber des vergangenen Jahres einen Entschließungs-
antrag in den Bundesrat eingebracht mit der For-
derung, Sofortmaßnahmen zur Unterstützung von
einkommensärmeren Haushalten zu ergreifen. Da-
bei sollten eine Reihe von Aspekten geprüft wer-
den, die Zuschüsse zu den Heiz- und Stromkos-
ten für Haushalte mit niedrigem Einkommen, die
keine Sozialleistungen beziehen; Haushaltsenergie-
aufschlag für Berechtigte in den Rechtskreisen
SGB II, SGB XII; Energiekostenaufschlag für Men-
schen im Wohngeldbezug. 

Strom- und Gassperren – es ist darauf hingewiesen
worden, dass es ein Moratorium gibt – müssen aus
unserer Sicht weiterhin auch auf Bundesebene –
anders, als das die Energieunternehmen sehen –
nicht im Sozialrecht, sondern im Energierecht ge-
regelt werden. Es gab dazu in der vergangenen
Wahlperiode einen Antrag sowohl der Bundestags-
fraktion der Grünen als auch der Bundestagsfrakti-
on Die Linke. In den Forderungen sind diese Initia-
tiven topaktuell und sie sind nötig, um eine entspre-
chende Neuregelung der Stromgrundversorgungs-
verordnung herzustellen mit dem Ziel, ein Verbot
von Strom- und Gassperren für Privathaushalte vor-
zunehmen. 

Es bedarf sozial verträglicher Entlastungsmaßnah-
men, die wirksam vor Energiearmut schützen und

eine Existenzsicherung für alle einkommensarmen
Haushalte in Thüringen garantieren. Der Abgeord-
nete Dittes hat darauf hingewiesen, dass nach
den Zahlen des Paritätischen die Armutssituation in
Thüringen immer noch ein Stück weit oberhalb des
bundesdeutschen Durchschnitts liegt, sodass wir
also auch gerade in Thüringen die Notwendigkeit
haben, diese Haushalte entsprechend zu entlasten,
in dem Sinne, wie Abgeordneter Dittes dies ange-
sprochen hat. Dazu gehört beispielsweise auch, die
Kindergrundsicherung in Höhe von 700 Euro jetzt
zügig anzugehen, unmittelbar auch in die Umset-
zung zu bringen und nicht weiter zu vertagen.

In der vergangenen Woche – in der Bundesratssit-
zung – sind zwei Initiativen von Thüringen einge-
bracht bzw. von Thüringen unterstützt worden, die
mir an dieser Stelle wichtig sind, weil das heute in
der Debatte aus meiner Sicht noch ein Stück weit
zu wenig angesprochen worden ist. Analog zu den
Regelungen in der COVID-19-Pandemie braucht es
aus unserer Sicht des Freistaats Thüringen eine
gesetzliche Regelung, um die Mieterinnen und Mie-
ter, die aufgrund stark gestiegener Energiekosten
in Zahlungsverzug geraten sind, vor Wohnungskün-
digungen in einem befristeten Zeitraum zu schüt-
zen. Diese Forderung ist bedauerlicherweise mit
den Stimmen der CDU-regierten Länder am ver-
gangen Freitag abgelehnt worden. Die Forderung
bleibt weiterhin aktuell und wird auch weiterhin von
uns aufgestellt.

(Beifall DIE LINKE)

Gemeinsam mit Niedersachsen haben wir uns im
Bundesrat für die Unterstützung des Bundes für die
Stadtwerke und kommunalen Energieversorgungs-
unternehmen eingesetzt. Auch das hat bedauerli-
cherweise, obwohl alle Länder davon berührt sind,
im Bundesrat keine Mehrheit gefunden. Ich bin aber
nicht bereit zu akzeptieren, dass Bundesfinanzmi-
nister Lindner die Verantwortung für die Stützung
dieses Wirtschaftszweigs, der existenziell für die
Daseinsvorsorge auf der kommunalen Ebene ist,
ausschließlich auf die Länder und Kommunen ab-
laden möchte. Das ist ein systemrelevanter Sek-
tor, der die Unterstützung des Bundes braucht und
kein Schwarzer-Peter-Spiel aus dem Bundesfinanz-
ministerium.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In diesem Sinne, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, stellen Sie fest, dass die Landesre-
gierung genau die Antworten gibt, die der CDU-
Fraktionsvorsitzende von der Landesregierung ein-
gefordert hat. Wir werden trotzdem – anders als er
erwartet hat – nicht einfach in den Sommerurlaub
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gehen, sondern diese Sommerzeit wird vor allem
damit verbunden sein, die Herausforderungen, vor
denen das Land derzeit steht, zu meistern. Die Si-
cherung des Landes vor der Energiekrise ist das
wesentliche Feld, mit dem wir derzeit, und zwar in
allen Ressorts, befasst sind. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Minister. Damit hat sich für
die Fraktionen noch einmal eine neue Redezeit
von 2 Minuten ergeben. Möchte jemand davon Ge-
brauch machen? Herr Möller, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:
Ja, diese vom Minister eingeräumte großzügige
Gelegenheit möchte ich natürlich nicht verstreichen
lassen, weil wir ja jetzt auch wieder diesen Vorwurf
erhalten haben, wir würden hier im Grunde genom-
men die Interessen Russlands vertreten. Der Vor-
wurf kam ja auch von Ihnen und den habe ich letzte
Woche schon mal ähnlich von Frau Rothe-Beinlich
gehört.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Der war ja auch richtig –
auch in der letzten Woche!)

Frau Rothe-Beinlich fragte mich in der Sitzung des
Stadtrats, als ich zu diesem Thema auch gespro-
chen habe, warum ich

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das war unerträglich!)

immer nur über die Gefahren der deutschen Bevöl-
kerung spreche und nicht über den Krieg in der
Ukraine. Damals fehlte mir die Zeit, jetzt kann ich
es noch sagen: Ich sage es Ihnen, Frau Rothe-
Beinlich, ich sage es Ihnen allen: Weil es nicht mein
Krieg ist, weil es der Krieg der Russen ist, weil es
der Krieg der Ukrainer ist, der Weißrussen ist und
der Amerikaner ist. Aber es sind meine Wähler, es
sind unsere Wähler, die unter Ihren Maßnahmen
leiden.

(Beifall AfD)

Vielleicht schauen Sie, Herr Minister, noch mal in
Ihren Amtseid, wem Sie geschworen haben, Scha-
den fernzuhalten. Es ist nicht Polen, es ist nicht die
Ukraine, es ist in erster Linie das deutsche Volk,
es sind die Thüringer, und das haben Sie zuerst zu
erfüllen.

(Beifall AfD)

Und wenn dann noch Gas übrig ist, können Sie es
gern als solidarische Geste von mir aus auch nach
Polen oder sonst wohin liefern, aber zuallererst ha-
ben Sie die Bedürfnisse in diesem Land abzude-
cken. Das haben Sie geschworen und das haben
Sie auch einzuhalten.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Danke, Herr Abgeordneter. Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Damit schließe ich den dritten Teil
und rufe den vierten Teil der Aktuellen Stunde auf

d) auf Antrag der Fraktion der
SPD zum Thema: „Oettinger,
Continental und Modell Tech-
nik Formenbau – Thüringen
muss um den Erhalt der Ar-
beitsplätze kämpfen – Unter-
nehmen müssen ihrer Verant-
wortung gerecht werden“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/5788 - 

Das Wort erhält Abgeordneter Hey für die SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Hey, SPD:
Herr Präsident, vielen Dank. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, zunächst einmal einen Gruß
auf die Tribüne, wir haben heute Teile aus der Be-
legschaft aus Gotha, Mühlhausen, Waltershausen
und Sömmerda und deren Betriebsräte hier, herz-
lich willkommen! Schön, dass Sie heute hier sind. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich fange mal in meiner Heimatstadt an. Seit eini-
gen Wochen steht fest, dass die Brauerei der Oet-
tinger Gruppe in Gotha bedroht ist, die die ganze
Republik und weltweit dutzende Länder von hier bis
Australien mit Bier beliefert. In Gotha werden jähr-
lich mehr als 1,2 Millionen Hektoliter Bier gebraut.
Es ist einer der größten Braustandorte Deutsch-
lands. Das macht mich nicht nur als Gothaer, son-
dern als Thüringer stolz. Das sind mehr als 200
Arbeitsplätze, die derzeit wegfallen könnten. Aber
es geht nicht nur um Gotha, unweit davon spielt
sich das Gleiche bei Conti in Waltershausen ab, in
Mühlhausen soll die Niederlassung ganz geschlos-
sen werden. Wir haben die Firma Modell Technik
Formenbau in Sömmerda, die von Schließung be-
droht ist. Und es lohnt sich, in allen Fällen genauer
hinzuschauen. 
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Wir gucken mal zunächst nach Sömmerda. Ende
Juni wird der Belegschaft der Modell Technik For-
menbau mitgeteilt, dass bereits im August Schluss
sein soll mit der Fertigung hochspezifischer Guss-
teile, die dort für die Automobilindustrie hergestellt
werden. Diese Entscheidung des Unternehmens ist
ja weder in der Sache noch in der zeitlichen Abfol-
ge hinnehmbar. Aber da bekommen 77 Leute vor
ein paar Tagen gesagt, in rund acht Wochen ist
Schluss mit der Produktion. Das muss man sich
mal auf der Zunge zergehen lassen. Bei Conti
in Waltershausen und Mühlhausen ein ähnliches
Trauerspiel. Über die Entscheidung des Arbeits-
platzabbaus von 190 Stellen in Waltershausen wird
der Betriebsrat gerade mal informiert, aber eben
nicht einbezogen. Und die Begründung für den
Wegfall der Arbeitsplätze ist spannend. Man sagt,
na ja, jetzt wo der Verbrennermotor ja auf dem
Rückzug ist, werden nicht mehr so viele Schläuche,
die ihr herstellt, produziert und gebraucht. Aber
zur gleichen Zeit wird in Rumänien ein Werk fit ge-
macht, um genau diese Teile dort zu produzieren.
Das heißt also die klassische Verlagerung in ein
Billiglohnland. 

Beispiel Oettinger in Gotha, das Herzstück der
Brauerei ist eine Abfüllanlage, die nahezu aus-
schließlich für den Export produziert und die jetzt
verlagert werden soll nach Mönchengladbach. Da
gibt es einen Außenstandort dieses Familienunter-
nehmens. Die Idee stammt übrigens aus der Feder
einer Firma, die sogenannte Sanierungsgutachten
fertigt. Und wenn Sie mal allein den Internetauftritt
dieser Firma ansehen, merken Sie, die fertigen Ih-
nen Gutachten, egal, ob Sie Bier herstellen oder
Rennpferde verkaufen. Und bei so was bleibt oft
spezifischer Sachverstand auf der Strecke. Glau-
ben Sie, man hat dort vom Familienunternehmen
mal mit den Experten vor Ort, mit dem Betriebslei-
ter oder den Beschäftigten gesprochen? – Fehlan-
zeige. 

Wir können das alles heute und hier nicht rückgän-
gig machen. Aber uns ist klar, wir müssen das the-
matisieren, weil uns das Schicksal der Beschäftig-
ten bewegt, aber natürlich auch das der Standorte,
wo dieser massive Stellenabbau erfolgen soll. Denn
bei jedem bedrohten Standort gibt es ja auch ei-
ne ganze Reihe von Unternehmen, die als Zuliefe-
rer beispielsweise in dieser Region dann betroffen
sind und eben auch von der Existenz bedroht sind.
Wir wollen vor allem auf eines hinweisen: In den
jeweiligen Firmen und auch in den Regionen macht
sich mittlerweile ein Gefühl der Ohnmacht breit. Ich
habe Ihnen ja schon Beispiele genannt, wie mit
Mitbestimmungsrechten umgegangen wird. Das ist
nicht nur ein Gefühl, es ist auch ein Fakt. Da wer-
den im Osten Deutschlands Stellen abgebaut, im

Beispiel der Oettinger Gruppe durch Standortschlie-
ßung und Verlagerung in den Westen. Was glauben
Sie, wie das in Gotha in der Belegschaft oder auch
in der Bevölkerung ankommt und was da gesagt
wird? Das kann ich Ihnen gern erzählen. Dass Oet-
tinger in den letzten zweieinhalb Jahrzehnten so
eine große Nummer geworden ist in Deutschland
und weltweit, hat entscheidend mit dem Gothaer
Standort zu tun. Und als Dankeschön zieht man
uns jetzt das Knowhow und die technischen Vor-
aussetzungen weg und macht im Westen weiter.
Das Schlimme ist, das stimmt sogar, das ist nicht
zu entkräften, liebe Kolleginnen und Kollegen. Bei
Conti ist allen klar, wir haben über Jahre heraus-
ragende Qualität produziert, jetzt wird das einge-
tauscht gegen Billigjobs in Südosteuropa und ein
wirkliches Mitspracherecht will man uns außerdem
gar nicht zugestehen. Letzteres gilt auch für die 77
Männer und Frauen in Sömmerda, wo die Entschei-
dung binnen kürzester Zeit umgesetzt werden soll.
Das macht etwas mit den Menschen in diesen Fir-
men, auch mit ihren Familien, auch mit ihren Freun-
den. Und da geht nicht nur ein riesiges Stück an
Sicherheit verloren, sondern eben auch wieder ein
Stück Vertrauen. 

Natürlich wird aus der Landespolitik heraus ver-
sucht zu helfen, zum Beispiel bei der Frage der In-
vestorensuche, also im Falle zum Beispiel der Go-
thaer Brauerei. Das ist schwer genug. Wir können
aus dem Landtag heraus nichts an den Entschei-
dungen der Geschäfts- und Konzernleitung ändern,
das ist schon klar. Aber wissen Sie was? Ich wün-
sche mir ja, dass Unternehmer nicht nur auf die Po-
litik zukommen, wenn es um Fachkräftegewinnung
und Fördermittel aus Steuergeldern geht. Da sind
die Kontakte dann gewollt. Aber beim Schließen
von Standorten habe ich jedenfalls noch nicht er-
lebt, dass da die Geschäftsführungen mit uns vor-
her mal gesprochen hätten. 

Deswegen stehe ich hier im Namen meiner Frakti-
on, um auch ein klares Signal zu senden in zwei
Richtungen, zum einen an all die, die an der Seite
der Gewerkschaften derzeit um ihren Arbeitsplatz
und ihre Zukunft kämpfen, das klare Signal: Liebe
Kolleginnen und Kollegen, wir stehen hinter euch.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und das klare Signal aber auch an die Damen und
Herren in der Geschäftsleitung der Unternehmen,
damit die wissen, es ist uns eben nicht egal, was
hier vor Ort passiert. Das beschäftigt uns auch hier
im Plenarsaal, weil es zum Schluss auch um den
Standort Thüringen geht. Und das ist umgangs-
sprachlich dann schon so – und da komme ich zu-
rück auf die Gothaer Brauerei –, das ist eben unser
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aller Bier, liebe Kolleginnen und Kollegen. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hey. Für die AfD-
Fraktion hat sich Abgeordneter Laudenbach zu
Wort gemeldet. 

Abgeordneter Laudenbach, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kollegen Ab-
geordnete, liebe Zuschauer, „Oettinger, Continental
und Modell Technik Formenbau – Thüringen muss
um den Erhalt der Arbeitsplätze kämpfen – Unter-
nehmen müssen ihrer Verantwortung gerecht wer-
den“, dieser Titel der Aktuellen Stunde der SPD-
Fraktion entspricht nur zum Teil der tatsächlichen
Betrachtung für die insgesamt 450 Angestellten der
genannten drei Firmen, welche noch in diesem Jahr
von Arbeitslosigkeit bedroht sind. Der Titel müsste
eigentlich lauten: Oettinger, Continental und Modell
Technik Formenbau, drei weitere Firmen der ideo-
logiegesteuerten Planwirtschaft – die drei Regie-
rungsparteien müssen endlich ihrer Verantwortung
für Wirtschaft und Arbeitnehmer gerecht werden. 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
So ein Blödsinn!)

Sicher haben die Unternehmer eine Verantwortung
für ihre Mitarbeiter und es ist wichtig, dass wir als
Politiker sie daran erinnern. Wir als AfD-Fraktion
werden uns auch für den Erhalt der ca. 200 Arbeits-
plätze bei Oettinger in Gotha, der 190 Arbeitsplätze
bei Continental in Mühlhausen und der 77 Arbeits-
plätze bei Modell Technik Formenbau in Sömmerda
einsetzen, auch ohne Ihre Aktuelle Stunde. 

(Beifall AfD)

Doch die Schuld für diese Welle an Geschäftsauf-
gaben und Werksverlagerungen kann doch nicht
nur bei den Unternehmern gesucht werden, wie die
SPD das mit ihrem Antrag suggeriert. 

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Ja, natürlich, wo denn sonst?)

Vielmehr handelt es sich um die Folgen der sys-
tematischen Zerstörung des Wirtschaftsstandorts
Thüringen durch Rot-Rot-Grün im Land und durch
die SPD und Bündnis 90/Die Grünen im Bund. 

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
auf dem Rücken der Arbeiter! Das ist so eine
Frechheit!)

Continental hat als Grund für seinen Rückzug expli-
zit die planwirtschaftliche Umwälzung der Automo-
bilindustrie zur Elektroindustrie, zur Elektromobilität
angegeben. Zuvor hatte schon die Firma Bosch an-
gekündigt, die Produktion in Arnstadt einzustellen.
Grund ist auch hier wie bei Continental der erbitter-
te Kampf der Politik gegen den Verbrennungsmotor.
Das hat doch nichts mit Verantwortungslosigkeit der
Unternehmer zu tun, wenn Sie mit Ihrer Politik die-
sen Firmen die Geschäftsgrundlage entziehen. 

(Beifall AfD)

Sicherlich mag Managementversagen bei der einen
oder anderen Firma auch eine Rolle spielen, aber
bevor man vonseiten der Politik mit dem Finger
auf die Unternehmen zeigt, sollte man erst mal or-
dentliche Bedingungen schaffen, damit diese ihren
Job machen und Arbeitsplätze erhalten können. Wir
sind ja mittlerweile so weit, dass sogar die Glasfla-
schen knapp zu werden drohen, weil aufgrund der
hohen Energiepreise die Glasindustrie auf der Kip-
pe steht. Und da wundert man sich, dass große
Brauereien das Weite suchen? Planwirtschaft führt
immer zu Mangelerscheinungen. Das sollten wir
wenigstens aus DDR-Zeiten gelernt haben. Auch
damals haben Politiker anderen die Schuld für das
eigene Versagen gegeben, doch das Volk hat den
Schwindel bemerkt und die Politiker zum Teufel ge-
jagt. 

(Beifall AfD)

Das sollten die Entscheidungsträger von heute nie-
mals vergessen. Wer Arbeitsplätze in Thüringen
erhalten will, muss den Wirtschaftsstandort stär-
ken. Das heißt, wir müssen günstige Bedingungen
schaffen, damit Unternehmen hier investieren und
sich bereitwillig hier bei uns ansiedeln. Dazu brau-
chen wir Bürokratieabbau, statt immer 

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Kopfschmerztablette, das muss ja wehtun!)

(Beifall DIE LINKE)

– Danke, Frau König-Preuss – kompliziertere För-
derrichtlinien und Klimaauflagen. Wir brauchen
Technologieoffenheit statt der staatlich verordneten
Energie- und Mobilitätswende. Wir brauchen niedri-
ge Steuern sowie sichere und bezahlbare Energie
und stabile Preise statt hysterischer Sanktionen ge-
gen Russland, die der eigenen Bevölkerung mehr
schaden als Putin. Und wir brauchen Eigenver-
antwortung statt Bevormundung durch wirtschafts-
feindliche und völlig unverhältnismäßige Corona-
maßnahmen. 
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(Beifall AfD)

Eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik muss
das Steuerrecht vereinfachen, die Verwaltungstätig-
keit straffen, die Eigenverantwortung der Unterneh-
men stärken, den technologischen Fortschritt ohne
Scheuklappen fördern und nicht zuletzt den heimat-
lichen Wirtschaftsstandort stärken durch den Auf-
bau regionaler Lieferketten, Produktionsketten, die
den Wogen des Weltmarktes trotzen. Alles andere
ist Augenwischerei. Ich danke Ihnen sehr für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Das Wort erteile
ich jetzt Frau Abgeordneter Güngör für die Fraktion
Die Linke. Bitte.

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Ey samma, ans
Rednerpult gehen, während jemand hier re-
det, sollen wir das das nächste Mal auch ma-
chen?)

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Hat er gerade
„Eh sag mal“ zum Präsidenten gesagt?)

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Nein, das habe
ich zu Frau König-Preuss gesagt! Da braucht
keiner mehr über den Verfall der Sitten zu
diskutieren!)

So, jetzt beruhigen Sie sich mal bitte alle wieder!
Jetzt ist bitte Ruhe! Das Wort hat jetzt Frau Abge-
ordnete Güngör, niemand anderes.

Abgeordnete Güngör, DIE LINKE:
Danke Ihnen, sehr geehrter Herr Präsident. Sehr
geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer, vor allem lie-
be Betriebsratsvorsitzenden, liebe Kolleginnen und
Kollegen der IG Metall und der NGG, die heute auf
unserer Besuchertribüne Platz genommen haben!

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nach so einem Redebeitrag ist es natürlich im-
mer schwierig. Denn ich glaube, wer hier wirklich
von „ideologiegesteuerter Planwirtschaft“ spricht,
hat sich einfach disqualifiziert. Das ist so unwürdig
gegenüber dem Haus und vor allem gegenüber den
Beschäftigten, was Sie hier gerade von sich gege-
ben haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In den letzten Monaten sind die Thüringer Beschäf-
tigten immer wieder mit den Folgen von Gewinn-
maximierung und von Managementfehlern konfron-

tiert worden, die ihre Arbeitsplätze gefährdet ha-
ben. Deshalb ist es sehr wichtig, dass wir heute
im Rahmen der Aktuellen Stunde über den Erhalt
eben dieser Jobs sprechen. Oettinger Brauerei,
Continental, Modell Technik Formenbau GmbH, die
Liste der Betriebe wird leider immer länger. Und
ich möchte in dieser genannten Reihung auch un-
bedingt noch Bosch in Arnstadt ergänzen insofern,
als dass hier fast schon eine neue Qualität von
Schließungen gestartet ist, nämlich Schließungen,
die von der Betriebsleitung einfach sehr kurzfris-
tig verkündet worden sind, statt frühzeitig mit den
Beschäftigten über eine mögliche kritische Lage
zu sprechen, mit den Beschäftigten über gemein-
same Wege und über Mittel zu sprechen, wie es
weitergehen könnte. Und bei alldem sind die Be-
triebsräte nicht adäquat eingebunden gewesen und
damit werden sie weder ihrer unternehmerischen
Verantwortung gegenüber dem Team gerecht, noch
ihrer unternehmerischen Verantwortung gegenüber
unseren Thüringer Standorten.

In Richtung AfD-Fraktion kann ich nur betonen:
Doch, genau das hat etwas mit Verantwortungslo-
sigkeit zu tun, und zwar mit einer wirtschaftlichen
Verantwortungslosigkeit.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was das genau bedeutet hat, haben wir als Letztes
in Gotha bei Oettinger gesehen. Es ist jetzt fast
vier Wochen her, dass wir gemeinsam mit den Be-
schäftigten und dem Betriebsrat vor den Werktoren
standen. Die Kolleginnen und Kollegen legen hier
einen sehr leidenschaftlichen Kampf hin, um den
Braustandort zu erhalten und es geht nicht nur
um die 200 tariflichen Arbeitsplätze, sondern eben
auch um die Vielzahl von Familien, die eine siche-
re Perspektive verdient haben. Das Gleiche gilt für
die knapp 80 Beschäftigten des Sömmerdaer Un-
ternehmens Modell Technik Formenbau. Auch hier
fehlt die nötige Planungssicherheit deutlich. Und
dieser Umgang seitens der Geschäftsführung ist
schlichtweg unangemessen.

Ich sage aber auch ganz klar: Egal, wie wichtig
unsere Appelle hier auf politischer Ebene in Rich-
tung der Geschäftsführungen sind, bei denen darf
es nicht bleiben. Denn neben der Verantwortung
der Unternehmerinnen geht es eben auch darum,
welche politischen Rahmenbedingungen wir für die
Thüringer Wirtschaft und ihre Transformationspro-
zesse schaffen. Hier ist insbesondere die Rolle der
LEG zu betonen, eben ihre Funktion als Landes-
entwickler. Das bedeutet aktives Umsteuern, statt
reaktiv einen Schritt hinterher zu sein und es zeigt
auch die Relevanz der Thüringer Transformations-
agentur, die Unternehmen bei genau diesen Fragen

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 85. Sitzung - 13.07.2022 6643

(Abg. Laudenbach)



für nachhaltige und zukunftsfähige Entscheidungen
unterstützen soll. Und neben der Transformations-
agentur haben wir – darüber bin ich sehr glücklich –
in den Haushalt 2022 ja auch die Technologiebera-
tungsstelle hineinverhandelt. Die aktuellen Entwick-
lungen bestätigen uns darin, dass dieses Geld auch
in den kommenden Landeshaushalten dringend be-
nötigt sein wird.

Ich bin mir sicher, dass auch das Wirtschaftsminis-
terium aus dieser aktuellen Situation bei Oettinger,
bei Continental, bei Modell Technik Formenbau,
bei Bosch und vielen weiteren die richtigen Konse-
quenzen ziehen wird. Denn bei einem sind wir uns
als Koalition hier sehr einig: Betriebe, bei denen
Mitbestimmung aktiv gelebt wird und die tariflich
sichere und attraktive Arbeitsplätze bieten, die müs-
sen wir in unserem Freistaat halten. Diese Unter-
nehmen wollen wir unterstützen und zukünftig noch
stärker eben auch durch die Technologieberatungs-
stelle für die Zukunft aufstellen. Denn wir müssen
dafür sorgen, dass die sozial-ökologische Transfor-
mation zu einem spürbaren Erfolg für die Beschäf-
tigten wird. Gerade bei uns in Ostdeutschland ha-
ben wir als Politik diese Verantwortung. Deshalb
gilt mein Schlusswort heute den Betriebsrätinnen,
die unsere Debatte hier im Landtag verfolgen, und
ich bin mir ganz sicher, Sie werden genau diese
Aspekte auch mit in Ihre Betriebe nehmen. Wir als
Fraktion Die Linke im Thüringer Landtag stehen
fest an eurer Seite. Lasst uns gemeinsam weiterhin
für eure Arbeitsplätze kämpfen. Vielen Dank für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Güngör. Und jetzt
noch zurück zu dem kleinen Zwischenfall, den wir
soeben hatten. Es ist mir soeben berichtet worden,
dass, was ich von hier aus nicht sehen konnte,
nämlich, was dem Redner überreicht worden ist,
nämlich eine Kopfschmerztablette mit den Worten,
dass seine Rede Kopfschmerzen verursachen wür-
de.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Nein, dass es wehtut!)

Jetzt kriege ich richtigstellt von der anderen Seite,
dass es wehtun würde – egal, es kommt aufs Glei-
che raus. Ich will an dieser Stelle ganz klar und
deutlich sagen, Frau Abgeordnete König-Preuss,
dass wir hier die Auseinandersetzungen am Pult,
und zwar rhetorisch, führen und nicht mit Medika-
menten.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Nein, ich bitte Sie doch sehr, das nicht so lustig zu
nehmen. Ich rüge Sie dafür.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Okay!)

Und umgekehrt ist es auch nicht Stil dieses
Hauses, die Sitzungsleitung des Präsidenten in der
laufenden Sitzung zu kritisieren. Und gleich gar
nicht in diesem Ton, Herr Aust. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch dafür erteile ich Ihnen eine Rüge. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Damit können wir zur parlamentarischen Debatte
zurückkehren. Ich rufe jetzt für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Abgeordneten Müller auf.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen und liebe Besucherinnen und Besucher
auf der Tribüne, 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

mit der Aktuellen Stunde der SPD befassen wir
uns hier im Landtag leider zum wiederholten Male
mit Unternehmensschließungen, die die Thüringer
Bevölkerung und ihre Beschäftigten direkt treffen.
Gleich drei Unternehmen in diesem Fall haben in
kurzer Zeit die Schließung ihrer Standorte mitge-
teilt, das ist mehr als bitter.

Wir können uns alle noch an die dramatischen Sze-
nen beim Opel-Werk in Eisenach, den Turbinen-
Werken von Siemens und von der Schließung des
Druckhauses in Erfurt erinnern. Als Parlamentarier
haben wir kaum Handlungsoptionen und sind viel-
mehr zu Zaungästen in diesem Bereich verdammt.
Dem Spiel des Das-regelt-der-Markt müssen wir
dabei weitestgehend ohne direktes Zutun zusehen.
Der Ball liegt hier bei der Unternehmensleitung der
betroffenen Unternehmen und natürlich auch bei
den Arbeitnehmerorganisationen, wobei letztere lei-
denschaftlich für ihre Standorte kämpfen und wir
sie dort unterstützen wollen, wo wir es können.

Umso bitterer ist es, wenn Unternehmensleitungen,
wie das Beispiel Modell Technik Formenbau zeigt,
sich Standorten entledigen ganz ohne Beteiligung
des Betriebsrats, weitestgehend ohne Transparenz,
schön aus der Anonymität heraus nach einem kürz-
lichen Verkauf an einen Schweizer Investor. Unter-
nehmerische Verantwortung sieht definitiv anders
aus. Die Automobilindustrie befindet sich seit Jah-
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ren mitten in der Transformation. Digitalisierung
und Elektrifizierung verändern die Branche nach-
haltig und das nicht erst seit gestern. Das, was
wir hier zudem sehen, ist wieder einmal nur eine
Verlagerung von Arbeitsplätzen auf der Grundlage
von Kostenoptimierung. 

Die Weiterqualifizierung der Arbeitnehmerinnen
stellt dabei die wichtigste Ressource dar und wird
doch offensichtlich weitestgehend verschlafen. Die
Unternehmen qualifizieren ihre Mitarbeiterschaft
kaum nach und wachen erst zu Zeiten des Fach-
kräftemangels langsam auf und erst dann wenden
sie sich an die Politik. 

Auf unserer kürzlichen Tour durch die wirtschafts-
nahen Forschungsunternehmen konnten wir dazu
Einblicke aus erster Hand gewinnen. Egal, ob Lan-
deshauptstadt oder ländlicher Raum, die Frage der
Fachkräftegewinnung war allgegenwärtig und trieb
fast alle Unternehmen um. Somit sind es in mei-
nen Augen zu häufig Kurzfristentscheidungen, die
offensichtlich darauf abzielen, in der noch verblei-
benden Zeit maximale Gewinne zu generieren, sich
der Verantwortung, die ich als Unternehmer oder
Unternehmerin auch den Beschäftigten gegenüber
habe, zu entziehen und ohne langen Plan, ohne
Konzept das Terrain zu verlassen. Ob wir uns solch
ein wenig nachhaltiges Verhalten noch lange leis-
ten können, wage ich stark zu bezweifeln. Zurück
bleiben die Arbeitnehmerinnen, die allein gelassen
werden. Für sie wollen wir uns einsetzen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Erfahrungen aus der Vergangenheit haben al-
lerdings gezeigt, dass staatliche Hilfen in diesen
Szenarien das Grundproblem nicht beheben. Sub-
ventionen schaffen hier meist nur Mitnahmeeffekte
und zögern die Unternehmensentscheidungen im
besten Fall hinaus. Eine neue Unternehmenskultur
schaffen sie allerdings nicht. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, wir stehen solidarisch an der
Seite der Arbeitnehmerinnen und werden die Su-
che nach und das Werben um neue Investorinnen
nach Kräften unterstützen. Trotzdem fordern wir die
Unternehmen dazu auf, ihre Verantwortung wahr-
zunehmen und transparent mit den Arbeitnehmerin-
nenvertretungen deren Zukunft zu gestalten und
umzugehen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Müller. Für die CDU-
Fraktion hat sich Abgeordneter Henkel zu Wort ge-
meldet.

Abgeordneter Henkel, CDU:
Sehr geehrte Damen und Herren, „Thüringen muss
um den Erhalt der Arbeitsplätze kämpfen“. Diesem
Titel der Aktuellen Stunde können wir nur zustim-
men. Als Politik müssen wir an der Seite der Be-
schäftigten stehen und sie bestmöglich unterstüt-
zen, um eine Perspektive für die Zukunft zu finden.
Insofern kann man dem letzten Satz der Begrün-
dung der Aktuellen Stunde der SPD beipflichten,
der da heißt: „Die Landespolitik steht an der Seite
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.“ 

(Beifall SPD)

Zumindest sollte sie das. Die Landespolitik und ins-
besondere die Landesregierung hat noch am ehes-
ten Einfluss auf die Entscheidungen der Wirtschaft.
In der Thüringer Realität sieht das allerdings anders
aus. Die SPD als Teil der Landesregierung steht
dabei in besonderer Verantwortung, nicht nur Worte
der Solidarität zu finden, sondern auch durch kon-
kretes Handeln die Situation zu gestalten. Da dies
jedoch nicht im notwendigen Rahmen erfolgt, se-
hen wir es als notwendig an, Ihnen einige Denkan-
stöße mit auf den Weg zu geben. Nicht nur die Un-
ternehmen müssen – wie es im Titel der Aktuellen
Stunde weiter heißt – ihrer Verantwortung gerecht
werden, nein, auch die Landesregierung muss ihrer
Verantwortung gerecht werden, denn der vorletzte
Satz Ihrer Begründung lässt doch aufhorchen. Ich
zitiere: „Thüringen darf bei den Unternehmen nicht
die erste Wahl sein, wenn es um Einsparungen
geht.“ Wenn das so ist, dann sollte man sich drin-
gend fragen: Warum? Angesichts der hier themati-
sierten Betriebsschließungen sollte sich besonders
die SPD als die Partei, die in Thüringen seit 13 Jah-
ren den Wirtschaftsminister stellt, einmal die Frage
stellen: Ist man vielleicht selber schuld, trägt man
vielleicht auch selber Verantwortung? 

Schauen wir uns das Beispiel der Oettinger Braue-
rei an. Der Plan der Oettinger Brauerei, den Stand-
ort Gotha zum Jahresende 2022 zu schließen, ist
ein schwerer Schlag für die Region und beson-
ders für die 220 Beschäftigten und ihre Familien.
Die Mitarbeitervertretung möchte ich hier an dieser
Stelle ganz herzlich begrüßen. Leider fällt der Lan-
desregierung zu dieser Entwicklung nichts anderes
ein, als den Konzern wüst zu beschimpfen.

Sehr geehrte Damen und Herren, auch Tweets und
Pressemitteilungen sind Teil der Verantwortung ei-
ner Regierung. Glaubt Ministerpräsident Ramelow
wirklich, Oettinger mit seinen Giervorwürfen zum
Umdenken zu bewegen? Wenn die Landesregie-
rung und mit ihr auch die SPD des Wirtschaftsmi-
nisters tatsächlich an der Seite der Beschäftigten
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steht, dann sollte sie besser ergründen, was die
Hintergründe der Entscheidung von Oettinger sind. 

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Ja, das haben
wir!)

Erst 2021 hat die Firma 2,5 Millionen Euro Eigen-
mittel in die Modernisierung des Standorts gesteckt
und dabei die Grundlage für die Umstellung auf ei-
ne höhere Dosenanteilsproduktion gelegt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Stellungnah-
me des Ministerpräsidenten und der Linken-Frakti-
on zur Oettinger-Entscheidung haben sich vor al-
lem auf das Einprügeln auf die Dosenumstellung
bezogen. Sie haben gezeigt, dass Firmen mit die-
sem Konzept in Thüringen scheinbar nicht mehr
willkommen sind. Die unternehmerische Entschei-
dung, aus Kostengründen auf Einweg zu setzen,
aus ideologischen Gründen zu skandalisieren, ist
kein Beitrag zur Lösung. Vielmehr sollte die Regie-
rung auf den Konzern zugehen und klarmachen,
dass auch die verstärkte Dosenproduktion in Thü-
ringen möglich und willkommen ist. Statt den Kon-
zern öffentlich schlechtzumachen, sollte die Regie-
rung alles tun, um davon zu überzeugen, dass der
Standort Gotha wertvoll ist und langfristig gewinn-
bringend betrieben werden kann. Die Landesregie-
rung muss dafür sorgen und offen das Gespräch
mit der Konzernführung führen, um gemeinsam
nach Wegen zu suchen, um den Standort zu si-
chern. Werte Mitglieder der Landesregierung, sprin-
gen Sie über Ihren Schatten zum Wohl der hoch
motivierten und topqualifizierten Mitarbeiter und de-
ren Familien!

Sehr geehrte Damen und Herren, anders als bei
Oettinger kam das Aus bei Continental in Mühl-
hausen nicht überraschend. Bereits im September
2020 ging der Plan zur Schließung Ende 2022
durch die Medien. Das dürften selbst das Thürin-
ger Wirtschaftsministerium und die Thüringer Lan-
desregierung vernommen haben. Wenn jetzt also
die Landesregierung auf die Schließung in Mühl-
hausen in wenigen Monaten blickt und Solidarität
verspricht, dann muss man fragen: Wie sah denn
ganz praktisch die Hilfe seit 2019 aus? Es waren
ja drei Jahre Zeit, sich auf die Schließung vorzube-
reiten und mit dem Unternehmen, mit den Beschäf-
tigten und Arbeitnehmervertretern nach Lösungen
zu suchen. Entweder ist nach Lösungen zum Wei-
terbetrieb oder, wenn das nicht geht, nach neuen
Alternativen zu suchen. Gerade in einer Zeit, in
der Beschäftigte gesucht werden, wäre das aus
unserer Sicht nötig gewesen. Hat man hier unter-
stützt oder waren die Beschäftigten auf sich allein
gestellt? Ist es wirklich das Unternehmen Conti-
nental, das der Verantwortung hier nicht gerecht
wird oder hat die Landesregierung geschlafen? Die

Transformation in der Automotive-Industrie ist in
vollem Gange. Diesen Prozess gilt es zu beglei-
ten und die Unternehmen bei der Transformation
zu unterstützen. Ich kann daher nur der SPD und
dem Wirtschaftsminister nahelegen: Prüfen Sie ge-
nau, was Sie außer Worten der Solidarität noch
anzubieten haben. Tun Sie alles, was möglich ist,
um die Arbeitsplätze zu sichern und den Thüringer
Wirtschaftsstandort zu stärken. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU; Abg. Dr. Bergner, fraktionslos)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Henkel. Jetzt hat sich
Abgeordneter Kemmerich für die Gruppe der FDP
zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren, liebe Zuhörer, Zuschauer an di-
versen Endgeräten und herzlich Willkommen auch
den Vertretern der betroffenen Unternehmen! Ich
denke, wir alle stehen an der Seite der betroffenen
Personen, Mitarbeiter dieser Unternehmen, letztlich
auch der Städte, die betroffen sind, Gotha und
Mühlhausen, Waltershausen und Sömmerda. Aber
die Frage ist tatsächlich: Was wollen wir tun? Wir
werden Zeitzeuge eines dramatischen Transforma-
tionsprozesses der letzten 20 Jahre, der jetzt noch
durch die kriegerischen Ereignisse an Dramatik ge-
winnt, durch den Überfall Putins auf die Ukraine be-
schleunigt er das noch. Wir haben eine Inflation, die
wir seit 30 Jahren in der Form nicht mehr gesehen
haben. Ja, seit fast 50 Jahren. Vor 50 Jahren wurde
es auch ausgelöst durch Energieknappheit, durch
steigende Energiepreise und eine entsprechende
Inflation. Es gibt Transformationsprozesse, die auf
den globalen Wettbewerb hinauslaufen, der teilwei-
se zurückgeholt wird, die Produktionsstandorte zu-
mindest in Europa betreffend, teilweise aber auch
Faktoren geschuldet sind, die wir wenig beeinflus-
sen können. 

Es ist erläutert worden: Warum trifft Oettinger ei-
ne solche Entscheidung? Warum trifft Conti eine
solche Entscheidung? Bei Modell Technik Formen-
bau kann es der Eigentümerwechsel gewesen sein.
Aber nochmals ist die Frage, was wir tun können.
Herzlich willkommen, Herr Tiefensee, gut, dass Sie
wieder genesen sind nach kurzer Abwesenheit. Ich
freue mich schon auf die Diskussion, die wir ja im-
mer wieder an dieser Stelle führen.

Ich glaube, im Fokus muss der einzelne Mitarbei-
ter stehen, der hier betroffen ist. Wir werden Trans-
formationsprozesse, wie wir sie hier erleben, in
keiner Weise aufhalten können. Wir können bekla-
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gen, dass die Unternehmen auch gerade Sie als
Betriebsräte falsch behandeln, zu spät informieren
und vielleicht auch das nötige Maß an Höflichkeit
und Austauschfähigkeit vermissen lassen. Aber den
Prozess, der letztlich hier abläuft, werden wir nicht
vermeiden können, und deshalb sollte gerade für
uns als politisch Verantwortliche immer im Vorder-
grund stehen, die Schicksale dieser Menschen, die
Lebensläufe dieser Menschen im Auge zu behal-
ten.

(Beifall Gruppe der FDP)

Es ist eben heute nicht mehr so, dass ich mit 16
eine Lehre in einem großen Unternehmen begin-
ne. Es hieß früher immer: „Einmal Daimler, immer
Daimler.“ Das geht nicht mehr. „Einmal Conti, im-
mer Conti“, auch das funktioniert nicht mehr. Wir
müssen uns darauf einstellen, deswegen auch die
Konzepte für lebenslanges Lernen, für die durchaus
mobilen Karrieren in den verschiedenen Berufs-
zweigen. Wir müssen dafür Sorge tragen, dass je-
der Mitarbeiter auf so etwas vorbereitet ist und mo-
bil ist, um zu sagen, ich kann auch sehr gern mit
meiner Qualifikation von Oettinger, von Conti, von
Modell Technik Formenbau in der Region, in der
unmittelbaren Umgebung einen Job annehmen, der
vielleicht sogar besser ist.

(Beifall Gruppe der FDP)

Aber warum steht der Vorwurf hier? Warum könnte
Thüringen tatsächlich immer erste Wahl von Schlie-
ßungen sein? Man muss das doch mal wirklich
ernst nehmen. Welche drei großen Faktoren be-
stimmen denn zurzeit Unternehmensentscheidun-
gen insbesondere von Konzernen, die international
tätig sind? Das ist die Fachkräftesituation. Wenn
wir in Deutschland zu beklagen haben, dass wir
in den nächsten Jahren fast sechs Millionen Fach-
kräfte verlieren und sie nicht ersetzen können oder
das nur teilweise – das ist auch in Thüringen der
Fall, 230.000, 280.000 bis über 300.000 Menschen
stehen in den nächsten zehn, zwölf Jahren dem
Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung. Dann muss ein
Konzern sehr frühzeitig darauf reagieren und seine
Ausrichtung darauf einstellen, zu sagen, ich brau-
che Alternativen. An dem Standort Waltershausen
zum Beispiel gibt es Alternativen. Eine Carlisle
Construction Firma hat sich gegründet oder Se-
alable, die teilweise auch das Produktportfolio von
Conti aufnehmen und in Alternativen einbringen.
Das ist der Transformationsprozess, den ich meine. 

Der nächste Faktor ist Energie. Lassen wir die aktu-
elle Krise außen vor. Wir haben in Deutschland im-
mer schon die höchsten Energie- und Strompreise
im europäischen Vergleich für mittelständische Un-
ternehmen, für Industrieunternehmen gehabt. Auch

das sind Entscheidungen, die noch getroffen wer-
den und das ist nicht billig abgetan damit, dass da
nur einer seinen Standort billig nach Rumänien ver-
lagert. Ja, wenn es zum Überleben eines Continen-
tal-Betriebs wichtig ist, dann müssen sie den Schritt
gehen, sonst werden wir irgendwann über die Vor-
stände auch mit Schimpf und Schande reden und
sagen, ihr seid der Verpflichtung eures Unterneh-
mens nicht nachgekommen. 

Der letzte Faktor ist nun mal Bürokratie. Wie kom-
pliziert ist das denn in Deutschland geworden, un-
ternehmerische Entscheidungen zu treffen, die zu
planen und letztlich genehmigen zu lassen? All das
sind Faktoren, die wir tatsächlich auch in Thüringen
in der Hand haben, in der Hand haben können
und damit Standortentscheidungen für Thüringen
befeuern können. Conti macht zu, CATL kommt –
und das haben wir an vielen Stellen. Wir können
uns nicht nur darüber freuen das CATL kommt, die
brauchen auch Mitarbeiter und ich glaube auch und
ich weiß von Gesprächen in Waltershausen, dass
viele Mitarbeiter, die bei Conti ihren Job hatten,
heute auch einen neuen haben. Und ich hoffe, dass
uns das auch für die Mitarbeiter von Oettinger oder
auch in Sömmerda gelingt. 

Aber eine Frage muss ich hier stellen, die Diskussi-
on haben wir auch geführt. Über die über 200 Mit-
arbeiter, die durch die drohende Schließung von
Spielhallen hätten betroffen sein können, verliert
keiner ein Wort und die verdienen genauso unsere
Solidarität, weil sie in ihren Spielhallen auch einen
guten Job gemacht haben. Wir werden uns dafür
einsetzen, dass sie das auch in Zukunft tun kön-
nen. Danke schön. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Kemmerich. Aus den
Reihen der Abgeordneten habe ich jetzt keine
Wortmeldungen mehr. Herr Minister Tiefensee, Sie
haben das Wort. 

Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten! Lieber Jens Lö-
bel von der NGG, lieber Kirsten Breuer von der
IG Metall, liebe Kolleginnen und Kollegen der Be-
triebsräte, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Heute stehen drei Unternehmen im Fokus und ins-
besondere stehen die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und deren Familien, deren Angehörige
im Fokus. Ich möchte am Anfang ganz deutlich sa-
gen: Ich zolle allen hohen Respekt, die gerade in
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eurer Funktion als Betriebsräte oder Vertreter von
Gewerkschaften, obwohl die Situation äußerst kri-
tisch ist, die Kraft und den Mut aufbringen, nicht
nur für das eigene Unternehmen und den eigenen
Arbeitsplatz zu kämpfen, sondern auch hierher zu
kommen und deutlich zu machen, diese Entwick-
lungen in den Unternehmen, die passieren nicht
irgendwo im Schatten, sondern die gehören ins
Scheinwerferlicht, die gehören in die Öffentlichkeit.
Und das gelingt, weil ihr in der zurückliegenden
Zeit jede sich bietende Gelegenheit genutzt habt,
um auf die negativen Entwicklungen aufmerksam
zu machen 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– alles andere als selbstverständlich, hoher Re-
spekt und Dank dafür. Jens Löbel, ich greife mal
Oettinger heraus, hat mich Anfang April angerufen
und mir von den Entwicklungen, die bei Oettinger
drohen, berichtet. Ich habe mit Matthias Hey viele
Telefonate geführt, wir sind bei Oettinger gewesen,
um mal ein Beispiel herauszugreifen. Und lieber
Herr Henkel – nicht mehr da? 

(Zuruf Abg. Henkel, CDU: Doch, doch!)

Arbeitet. Herr Henkel, Sie haben gefragt, was die
Landesregierung getan hat und was sie tut. Ich
weiß nicht, was Sie getan haben, aber in all den
Fällen – und Kirsten, Bosch ist angesprochen wor-
den und viele andere könnten wir nennen – bin ich
dankbar dafür, dass es einen ganz engen Draht
zwischen Politik, meinem Haus, den Betriebsräten
und den Gewerkschaften gibt. Das ist die Voraus-
setzung dafür, dass wir reinschauen in die Unter-
nehmen, dass wir nachvollziehen können, welche
Entscheidungen eigentlich anstehen, was für Grün-
de dafür sprechen und was man tun könnte, um
die Entscheidung zu revidieren oder zumindest ab-
zumildern. Es ist von mehreren Seiten angespro-
chen worden, da lasse ich mir nichts vormachen
und auch die anderen Kolleginnen und Kollegen,
die offenbar in den Unternehmen gewesen sind,
wir wissen ziemlich genau, was die Ursache für
die entsprechende Entwicklung ist. Es ist mehrfach
die Frage gestellt worden, was Politik eigentlich tun
kann, sowohl die Legislative als auch die Exekutive,
sprich mein Haus. Das Erste ist, wir rücken diese
Entwicklungen ins Scheinwerferlicht. 

(Beifall SPD)

Hier in Thüringen kann keiner mal so eben neben-
bei tun und lassen, was er will. 

Zum Zweiten – ich mache dann gern darauf auf-
merksam, wie wir in der Vergangenheit die Unter-
nehmen unterstützt haben. Auch hier greife ich mal
Oettinger heraus. Wenn die bis zum Jahr 2013 rund

8 Millionen Euro Fördergelder bekommen haben,
dann soll es in der Öffentlichkeit klar werden – das
gilt für die anderen auch so –, also Conti 2,1 Millio-
nen, Formenbau ungefähr 2,5 Millionen Euro. Dann
soll auch der Steuerzahler wissen: Wir haben eine
Entwicklung befördert. Wir haben Investitionen er-
möglicht, wenn auch zum Teil weit zurückliegend.
Deshalb haben wir ein Recht darauf zu erfahren,
was mit diesem Geld auch in Zukunft wird.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Dritte, was Politik machen kann: Sie kann ge-
meinsam mit Gewerkschaft und Betriebsräten dafür
sorgen, dass es eine Diskussionskultur gibt. Wenn
ich aus Sömmerda höre, dass der Betriebsrat le-
diglich informiert wird, aber gar nicht beteiligt wird,
dann ist das nicht nur gegen das Betriebsverfas-
sungsgesetz, sondern es ist einfach ganz schlech-
ter Stil. Das gehört in die Öffentlichkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Vierte ist, dass wir uns mit der Geschäftsfüh-
rung zusammensetzen. Da ist es äußerst hilfreich,
meine Damen und Herren, wenn ich von Betriebs-
räten und Gewerkschaften höre, was eigentlich an
falschen Fakten auf dem Tisch liegt. Wie oft war
es, dass die Betriebsergebnisse falsch dargestellt
werden? Ich greife mal Oettinger heraus. Ich weiß
durch die Betriebsräte, was es in etwa kosten
wird, die Dosenabfüllanlage in Gotha anzuschau-
en, auseinanderzuschrauben, zu verpacken, nach
Mönchengladbach zu schicken, auszupacken, zu-
sammenzuschrauben; festzustellen, dass dreiein-
halb Ersatzteile fehlen bzw. zehn kaputtgegangen
sind, die nachzubestellen, das reinzufriemeln und
das Ganze irgendwie zum Laufen zu bringen. Das
weiß ich, das wissen wir durch die Betriebsräte.

Also gehe ich zu Frau Kollmar hin, die ich sowohl
in mein Haus geladen als auch bei Oettinger selbst
gesprochen habe. Ich gehe hin und sage: Liebe
Frau Kollmar, es ist ganz nett, dass die Landes-
entwicklungsgesellschaft einen Investor finden soll.
Wir müssen – ich bleibe beim Beispiel Oettinger –
diesen traditionsreichen Braustandort erhalten. Das
ist ganz nett, dass Sie von mir verlangen, dass wir
einen Investor finden. Ich brauche dazu die Dosen-
abfüllanlage, ansonsten ist das Unternehmen weni-
ger wert. Ja, heißt es dann, aber erst, wenn ich
einen Investor habe, dann kann ich überlegen, ob
ich die Dosenabfüllanlage dalasse. Das macht Poli-
tik nicht mit. Ich werde nicht zulassen, dass wir die
Entscheidung auf die lange Bank schieben, son-
dern wir werden – wie ich unlängst in einem Schrei-
ben an Frau Kollmar wieder deutlich gemacht ha-
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be – einfordern, dass sie zunächst mal ihre Haus-
aufgaben machen. Dann sehen wir weiter. Politik
kann also mit der Geschäftsführung nach Wegen
suchen, wie wir entweder die Entscheidung abmil-
dern oder sogar ganz revidieren können. Mehrfach
ist angesprochen worden, dass es darum geht, an-
dere Investoren für die Standorte zu finden. Auch
hier sind wir – ich habe es angedeutet – in Gotha in
der Diskussion und auf hoffentlich gutem Wege.

Ein weiterer Punkt ist, dass ich mit der Kollegin
Werner zusammen, mit der Thüringer Allianz für
Berufsbildung und Fachkräfteentwicklung, dass wir
mit der LEG, mit der Thaff zusammen, dass wir ver-
suchen, Anschlussqualifikationen zu schaffen bzw.
Arbeitsplätze zu finden, bei denen die Arbeitsneh-
merinnen und Arbeitsnehmer unterkommen können
– pardon, ich bin noch nicht wieder so ganz fit –,
aber ich denke, Kollege Kemmerich, es ist heute
nicht der Ort, dass wir zunächst und zu allererst
darüber sprechen, dass natürlich ein riesen Arbeits-
kräftebedarf in Thüringen besteht. Die Beschäftig-
ten sind verwoben, verwurzelt mit ihrem Unterneh-
men.

(Beifall SPD)

Dahinter steht eine jahrelange Qualifikation und Ex-
pertise. Deshalb muss es unser Bestreben sein,
so viele angestammte Arbeitsplätze wie möglich
zu erhalten und erst in zweiter Linie zu schauen,
inwieweit wir Lohn und Brot an anderer Stelle ver-
schaffen können. Ich bin mir sicher, das schaffen
wir. Deshalb, meine Damen und Herren und liebe
Kolleginnen und Kollegen: Wir sind an Ihrer Seite,
wenn es darum geht, ernsthaft mit den Geschäfts-
führungen zu verhandeln, zu diskutieren, um nach
Lösungen zu suchen.

Wir brauchen die politische Flankierung und kämp-
fen weiter dafür, dass Sie eine gute Zukunft haben.
Dann ist von Herrn Henke die Wirtschaftspolitik
insgesamt angesprochen worden. Ich will jetzt gar
nicht darauf eingehen, Herr Laudenbach, dass wir
wahrscheinlich, wenn ich Ihrer Argumentation folge,
immer noch mit dem Postboten oder mit der Brief-
taube unterwegs wären. Es gibt halt eben neue
Technologien, die es einzuführen gilt. Auf diese
Entwicklung muss man sich einstellen, aber das ist
so weit weg von dem, was mich bewegt. Ich wollte
nur noch mal deutlich machen, lieber Herr Henkel:
Thüringen ist, wer das auch immer suggerieren will,
nicht erste Wahl, wenn es darum geht, Standorte
zu schließen, sondern Thüringen ist mittlerweile
erste Wahl, wenn es darum geht, neue Standorte
zu finden, die Standorte, die vorhanden sind, aus-
zubauen, mit Innovationen voranzubringen. Und so
gelingt es uns, dass Thüringen mit seinen 71 Indus-
triearbeitsplätzen pro 1.000 Einwohner zur Spitzen-

gruppe gehört und weit über dem bundesdeutschen
Durchschnitt liegt, was Industrie anbetrifft. 

Demzufolge – und da schließt sich der Kreis –
muss uns auch daran gelegen sein, dass wir Trans-
formationsprozesse hinbekommen, dass wir Digita-
lisierung schaffen, Dekarbonisierung durchsetzen,
Fachkräftemangel bekämpfen. Das wollen wir ge-
meinsam tun, aber jetzt und heute geht es darum,
Ihnen den Rücken zu stärken, euch den Rücken
zu stärken, weiter nach Lösungen zu suchen, die
euch in euren Unternehmen eine gute Zukunft ge-
währleisten. Da stehen wir an eurer Seite. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Kollege Bilay hat sich noch mal zu
Wort gemeldet.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Herren, ich
muss schon sagen: In Anbetracht des Umstands,
dass die Betroffenen auf der Tribüne sitzen, hal-
te ich das schon für skandalös, was Herr Kemme-
rich hier gesagt hat, und das war nicht das erste
Mal. Wenn Sie hier davon sprechen, dass also die-
ses Idealbild einer Fluktuation von Arbeitsplätzen
etwas Schönes sei, macht es einen Unterschied, ob
ich aufgrund eines veränderten privaten Verhältnis-
ses, aufgrund eines anderen Lebensmodells mich
vielleicht für einen anderen Arbeitsplatz entschei-
de, oder ob ich einseitig von einem Unternehmen
gekündigt werde. Das macht nämlich einen Unter-
schied, was Sie wollen, dass die Leute ständig im
Hinterkopf haben, dass die Kündigung droht, die
Arbeitslosigkeit droht, dass sie Angst haben.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Das habe ich nicht gesagt! Ich habe
nur gesagt, worauf sie sich einstellen müs-
sen!)

Sie wollen die Belegschaften kleinhalten und Sie
wollen am Ende nicht, dass wir solidarisch mitein-
ander umgehen. Sie haben das ja, was Sie heute
zu Oettinger und auch zu anderen Unternehmen
gesagt haben, vor einiger Zeit schon mal zu Opel
gesagt. Ich bin es – ehrlich gesagt – leid, dass wir
im Landtag ständig wiederkehrend

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Sie sollen uns nichts unterstellen, sondern
argumentieren!)
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über Betriebsschließungen reden müssen, wo fer-
ne Unternehmensführungen, Konzernleitungen den
Belegschaften quasi offerieren, dass ihre Arbeits-
plätze in naher Zukunft verloren gehen.

Vizepräsidentin Henfling:
Ihre Redezeit ist zu Ende, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Deswegen kann ich nur den Belegschaften auf der
Tribüne sagen: Ich finde es gut, dass Sie dafür
kämpfen, lassen Sie sich nicht entzweien! Wenn
ein Standort fällt, fällt irgendwann der nächste.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Gibt es jetzt weitere Wortmeldungen
aus den Reihen der Abgeordneten? Das kann ich
nicht erkennen. Dann schließe ich jetzt den vierten
Teil und rufe den fünften und letzten Teil der Aktu-
ellen Stunde auf

e) auf Antrag der Fraktion
der AfD zum Thema: „Halbzeit-
bilanz der Thüringer Landes-
regierung: Rekordinflation, Ar-
mutsrisiko, Energiekrise und
Migrationschaos – Neuwahlen
für Thüringen“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/5801 - 

Zunächst erhält das Wort Abgeordneter Höcke für
die Fraktion der AfD.

Abgeordneter Höcke, AfD:
Sehr geehrte Damen und Herren, ich zitiere zu-
nächst ziemlich ausgiebig und ausführlich den ehe-
maligen Bundesvorsitzenden der Partei Die Linke
bzw. den Bundesvorsitzenden der Partei SPD, Os-
kar Lafontaine – ich zitiere –: „Deutsche Politiker
wollen nicht begreifen, obwohl es US-Strategen im-
mer wieder sagen, dass die US-Politik seit 100 Jah-
ren das Ziel hat, das Zusammengehen von deut-
scher Technik und russischen Rohstoffen zu verhin-
dern. Es ist logisch: Das erklärte Ziel, die einzige
Weltmacht zu bleiben, verlangt, dass man nicht
nur die chinesische und russische, sondern auch
die deutsche und europäische Wirtschaft schwächt,
damit keine Konkurrenz zu stark wird. Damit das
funktioniert, braucht man Politiker, die dumm genug

sind, diese Strategie nicht zu durchschauen und zu
unfreiwilligen Helfern dieser Politik werden. 

(Beifall AfD)

In dieser Hinsicht sind die USA ungemein erfolg-
reich. Um im Wettbewerb stark zu sein, braucht die
Industrie billige Energie. Der US-Politik ist es gelun-
gen, dass die deutsche und europäische Wirtschaft
in ihrer Wettbewerbsfähigkeit erheblich geschwächt
wird. Mittlerweile zahlt die Industrie bei uns für Gas
im Vergleich zur US-Wirtschaft einen viel höheren
Preis. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Falscher Tagesordnungspunkt, Herr Höcke!)

Einen Kanzler, der in diesem Ausmaß die Ziele der
USA zur Schwächung der deutschen und europäi-
schen Wirtschaft unterstützt, darf man getrost als
‚Bidens Trottel‘ bezeichnen.“

(Beifall AfD)

Und wahrscheinlich würde Oskar Lafontaine seinen
ehemaligen Parteifreund Bodo Ramelow genauso
titulieren.

Vizepräsidentin Henfling:
Herr Höcke, ich würde wirklich sehr darum bitten,
dass Sie sich in Ihrer Rede ein wenig mäßigen und
nicht von „dumm“ oder „Trotteln“ hier sprechen.

Abgeordneter Höcke, AfD:
Roger Köppel wies vor Kurzem in der Schweizer
„Weltwoche“ darauf hin, dass wir im Augenblick et-
was erleben, das man als Weltwirtschaftskrieg des
Westens bezeichnen darf. Für diesen sanktionsge-
führten Weltwirtschaftskrieg bezahlen wir mit einer
bisher ungeahnten Energieknappheit, einem histori-
schen Einbruch unserer Exportwirtschaft, einer Re-
kordinflation und einer Verarmung der Bevölkerung
in Deutschland. Ja, dieser Weltwirtschaftskrieg wird
moralisch getarnt. Aber jeder, der eins und eins zu-
sammenziehen kann, dem ist das klar. 

(Beifall AfD)

Und wenn man als energiearmes Land nur von
Staaten wie den USA, Saudi-Arabien, Russland
und Katar Energie beziehen kann, denen man al-
lesamt völkerrechtswidrige Kriege vorwerfen muss,
dann sollte man den Lieferanten bevorzugen, der
billig, zuverlässig und umweltverträglich seine Ware
bei uns abliefert. Und das ist Russland. 

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, in Thüringen
steht unter der Ägide von Bodo Ramelow, dem Mi-
nisterpräsidenten von Merkels Gnaden, alles noch
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ein bisschen schlechter. Eine Inflationsrate von
11,1 Prozent, damit sind wir bundesweit trauriger
Spitzenreiter. Wir haben eine Armutsquote von mitt-
lerweile 18,9 Prozent. 400.000 Thüringer leben in
Armut. Wir haben eine Rekordzuwanderung. Allein
der Landkreis Eichsfeld hat in den letzten Wochen
1.000 Flüchtlinge aus der Ukraine, aber sage und
schreibe auch genauso viele aus dem arabischen
und afrikanischen Raum aufgenommen. Die Kom-
munen sind mit ihrer Kraft am Ende. Und was
macht der Ministerpräsident? Ihm fällt nichts ande-
res ein, als gegen Russland eskalieren zu wollen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir brauchen ei-
nen Ministerpräsidenten, der Freiräume nutzt, der
sich für das Ende der selbstmörderischen Sanktio-
nen einsetzt, der sich für die Wiederinbetriebnah-
me von oder für die Inbetriebnahme von Nord
Stream 2 einsetzt, für einen Verhandlungsfrieden
mit Russland und für einen Friedenskongress. Ja,
wir brauchen einen neuen Wiener Kongress, denn
wir Europäer können unsere Angelegenheiten sel-
ber regeln. 

(Beifall AfD)

Und wir brauchen einen Ministerpräsidenten, der
willens und in der Lage ist, endlich mal wieder po-
sitive Zukunftsbilder, mal wieder Visionen in den
öffentlichen Raum zu stellen,

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Halbzeitbilanz der Landesregierung!)

beispielweise eine Freihandelszone in Nordostpreu-
ßen, 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ostpreußen? Geht‘s noch
oder was?)

beispielweise eine europäische Universität im ehe-
maligen Königsberg, im heutigen Kaliningrad, eine
Universität, an der Polen und Ukrainer, Russen und
Deutsche gemeinsam lehren und lernen im Geiste
eines Immanuel Kant. 

(Beifall AfD)

Und ja, der vielleicht auch mal die Vision artikuliert,
dass Russland eines vielleicht gar nicht so fernen
Tages auch NATO-Mitglied werden könnte. Mit ihrer
Eskalationspolitik ist die deutsche Politik jedenfalls
völlig auf dem Holzweg. Und der Ministerpräsident
Thüringens ist da ganz weit vorn beim Beschreiten
dieses Holzwegs. Der Ministerpräsident von Thü-
ringen, Bodo Ramelow, der Ministerpräsident von
Merkels Gnaden, er hat nicht das Recht, Millionen
Thüringer zu verarmen mit seiner Politik.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Millionen – Milliarden!)

Er hat nicht das Recht, die Thüringer Wirtschaft zu
schädigen. Ja, Deutschland wird schlecht regiert.
Aber Thüringen wird noch schlechter regiert. Es
wird Zeit, dass dieser Ministerpräsident seinen Hut
nimmt. Thüringen braucht Neuwahlen, und zwar so-
fort. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, als
Nächstes erhält für die Fraktion der CDU Abgeord-
neter Bühl das Wort. Der möchte nicht mehr. Für
die Fraktion der Grünen Abgeordnete Rothe-Bein-
lich.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich weiß zwar nicht, was diese testoste-
rongesteuerte Rede gerade mit der eingereichten
Aktuellen Stunde zu tun hatte, aber Großmachtfan-
tasien, die von einem Ostpreußischen Reich oder
was auch immer schwafeln, hatten wir, glaube ich,
schon genug. 

(Zwischenruf aus dem Hause)

Ganz im Ernst – ja, ostpreußisch, Sie wissen es
natürlich wieder noch genauer. Ich will aber gar
nicht wissen, in welchen Grenzen Sie, Herr Höcke,
gerade denken. Sie haben vom sanktionsgeführten
Weltwirtschaftskrieg gesprochen. Wir sind hier im
Thüringer Landtag. Ich habe tatsächlich gedacht,
es geht um eine Aktuelle Stunde. Aktuelles Thema
könnte zum Beispiel sein, dass Russland – wo, ich
glaube, Sie gesagt haben – würde „billig und zuver-
lässig liefern“, gerade nur eins liefert, nämlich ein
unendliches Leid, ganz viele Tote und Verbrechen
in einem Ausmaß, wie wir uns sie eigentlich haben
kaum noch vorstellen können. 

(Beifall SPD, Gruppe der FDP)

Und dann zu sagen, das wäre ein zuverlässiger
Partner für uns, da kann ich nur fragen: In welcher
Welt leben Sie eigentlich und was wollen Sie ei-
gentlich? Ich meine, sonst war es immer eher ver-
schämt, dass Sie Ihre wie auch immer – ich weiß
nicht, ob es Solidarität ist – mit Putins Russland
zum Ausdruck gebracht haben, aber dass Sie auf
einen Diktator und Despoten wie Putin setzen, das
passt schon. Das haben Sie jetzt eben noch mal
deutlich gemacht. Was das mit der Thüringer Lan-
despolitik zu tun hat, keine Ahnung. Es wurde dann
natürlich auch noch – wie sollte es anders sein
– das Thema „Migration“ mit reingemischt. Ohne
das geht es ja bei Ihnen ganz offenkundig auch
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nicht. Da könnte man über das Leid der Menschen
sprechen, insbesondere der Frauen und Kinder, die
hier gerade in den Kommunen ankommen, und wo
ich mich tatsächlich bei den Kommunen bedanken
möchte, die da ganz Großartiges leisten. Es sind
nämlich inzwischen fast 23.000 Menschen, die hier
in Thüringen angekommen sind. 

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Und 23.000 Menschen müssen erst mal unterge-
bracht werden. Für sie müssen Schulplätze gesucht
werden, Kindergartenplätze, Betreuungsmöglichkei-
ten usw. usf. Und das ist das, was Menschlichkeit in
Thüringen auszeichnet. Das ist das, was die Kom-
munen unter großen Kraftanstrengungen leisten,
und dafür bin ich wirklich dankbar. 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das, was Sie liefern, sind Hass und Hetze. Das,
was Sie machen, sind Ihre Umsturzfantasien in ir-
gendwelche großartigen oder möchtegerngroßarti-
gen verschwurbelten Sätze gleiten, aber dahinter
steckt nur eins, nämlich dass Sie das Parlament als
Bühne missbrauchen, dass Sie die Demokratie, die
parlamentarische Demokratie verächtlich machen
und mit Füßen treten, 

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Europa
braucht keinen neuen Kalten Krieg!)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

dass Sie hier vorn Ihren Größenwahn leben. Aber
all das hat nichts mit Thüringer Politik zu tun. Des-
wegen will ich es damit bewenden lassen. Vielen
herzlichen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster hat sich Abgeordneter
Montag für die Gruppe der FDP zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Sehr verehrte Frau ...

(Unruhe im Hause)

Aufmerksam jetzt? Ja? Gut. 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Bei Ihnen
immer!)

Na ja, nicht nur aufmerksam sein, auch was mit-
nehmen, das würde was bringen. 

Aber, Herr Höcke, ich muss mich schon ein biss-
chen sehr wundern, worüber Sie gesprochen ha-

ben. Ich habe Ihnen ja zugehört. Das hat sich
jetzt ganz logisch nicht erschlossen, weder in sich
noch zum hiesigen Tagesordnungspunkt, denn es
sollte eigentlich um die Halbzeitbilanz der Landes-
regierung gehen. Deswegen werde ich mich auch
tatsächlich dieser durchaus berechtigten kritischen
Auseinandersetzung mit der hiesigen Landesregie-
rung widmen. Die Halbzeitbilanz der Landesregie-
rung ist tatsächlich übersichtlich. Im Fußball würde
man sagen, dass die Handschrift des Trainers nun
wirklich nicht immer erkennbar ist, dass die Mann-
schaft oft kopf- und ideenlos agiert, dass die Lauf-
wege nicht stimmen und als letzte Rettung oft nur
der lange Ball nach vorn hilft. 

(Beifall CDU)

Das ist nicht nur eine Metapher, sondern ich will es
gern auch unterlegen. Nehmen wir uns nur mal die
Frage der Digitalisierung her. Die ist eben noch im-
mer nicht Chefsache. Wir sind in Thüringen noch im
Steinzeitalter. Die Landesregierung lässt weder den
Gestaltungswillen noch Führungsstärke bei dieser
doch Mega-Aufgabe erkennen. Stattdessen gehö-
ren Kompetenzgerangel und gegenseitiges Finger-
zeigen zwischen den Ministerien zur Tagesordnung,
und tatsächlich geht die – beispielsweise im OZG
bis 2024 – zu digitalisierende Verwaltungsleistung
nicht voran. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Es gibt aber auch keinen Esprit und Innovations-
freude in der Haushaltspolitik. Thüringen versäumt
es eben, an der richtigen Stelle für die Zukunft zu
investieren: beim Digitalbonus minus 1,4 Millionen,
Existenzgründung und Maßnahmen zur Steigerung
der Wettbewerbsfähigkeit minus 4 Millionen, bei der
Meisterprämie minus 50 Prozent, bei den Zuschüs-
sen an Technologie- und Gründerzentren minus
1 Million. Es zeigt, was wir gerade eben gehört ha-
ben, dass der Wirtschaftsminister die Leistung der
eigenen Wirtschaftspolitik lobt, was ich persönlich
verstehen kann, was aber augenscheinlich eben
nicht so ganz der Realität entspricht. Mit dieser Art
der Wirtschaftspolitik kommen wir tatsächlich weder
national noch international im Wettbewerb voran.

(Beifall Gruppe der FDP)

Wir haben ein Vergaberecht, bei dem – um beim
Fußball zu bleiben – die Laufwege nicht stimmen.
Die Landesregierung hat einen Vergabedschungel
geschaffen und lässt eben diejenigen laufen, die
gar nicht laufen sollten, und zwar die Bürger und
Unternehmen im Freistaat. Das Thüringer Vergabe-
gesetz ist schlichtweg ein Verhinderungsgesetz.

(Beifall Gruppe der FDP)
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Es stellt Betriebe unter Generalverdacht, indem
sie Verpflichtungen über Verpflichtungen ausführen
müssen, die auch noch nicht mal kontrolliert wer-
den können. Das erzeugt ein Maß an Bürokratie,
welches sich insbesondere kleinere Unternehmen
nicht mehr leisten können. Das ist übrigens der
Grund, warum zum Beispiel Investitionsvorhaben
von Kommunen nicht vorankommen. 

Wir haben aber auch keinen roten Faden, liebe
Frau Ministerin, in der Krankenhausplanung. Statt
die Entscheidungen zur Chefsache zu machen, set-
zen Sie auf einen langwierigen Diskurs, der das
Planungsverfahren, also die Sicherheit auch für die
Träger in der Krankenhausstruktur …

(Zwischenruf Werner, Ministerin für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:
Das ist ein Landtagsbeschluss gewesen!)

Also, der Stuhlkreis war nun mit Sicherheit kein
Landtagsbeschluss. 

Die Gefahr, dass das wichtigste gesundheitspo-
litische Reformvorhaben dieser Legislaturperiode
scheitert, wird eben immer größer. Sie haben ja
auch schon eingeräumt, Sie haben es auch erklärt,
woran das alles lag, aber dass sich die Erarbei-
tung des eigentlich für 2022 angekündigten Kran-
kenhausplans eben erneut verzögert, nun bis 2024.
Problematisch ist, dass eben noch nicht mal das
entscheidungslegende Gutachten in Auftrag gege-
ben ist, und das ist tatsächlich zu wenig.

(Beifall Gruppe der FDP)

Aber auch planlos mit der Brechstange auf den
letzten Metern – will ich nur mal sagen –: Anpas-
sung des PsychKG und des Maßregelvollzugs, ob-
wohl schon 2018 Verfassungsrechtsurteile ergan-
gen sind. Beispiel 2, Umsetzung der Vorgaben des
OZG: Obwohl bereits seit 2017 in Kraft, hat Thürin-
gen ein massives Umsetzungsproblem. Beispiel 3,
Rechtsverordnung zur Umsetzung des Spielhallen-
gesetzes: Es kommt in allerletzter Sekunde die
mit der heißen Nadel gestrickte Rechtsverordnung.
Das ist eben das, wie man keine gute Politik macht.
So viel zur Halbzeitbilanz aus unserer Sicht. Und
Herr Höcke, es wäre nett, wenn Sie sich tatsächlich
auch mal den Thüringer Problemen zuwenden wür-
den. Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächster erhält für die Fraktion Die Linke Abge-
ordneter Schaft das Wort.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:
Werte Kolleginnen und Kollegen, ich bin ja froh,
dass die Kollegin König-Preuss die Kopfschmerzta-
bletten griffbereit auf ihrem Platz hat liegen lassen,
die wahrscheinlich notwendig sind nach der Rede,

(Beifall DIE LINKE)

die wir zu Beginn gehört haben, und es ist bezeich-
nend, was Sie heute hier mit Ihrer Aktuellen Stunde
versuchen. Sie reden heute hier über die Krisen
unserer Zeit; nicht, weil Sie Antworten für deren Be-
wältigung hätten, sondern Sie rufen diese Aktuelle
Stunde nur auf, weil Sie weiter mit den Ängsten der
Menschen spielen wollen und

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Sie setzen diese Aktuelle Stunde an, weil Ihnen
auch nichts anderes einfällt, als die Lügengeschich-
te weiter aufrechtzuerhalten, es hätte nach dem
5. Februar ein rechtswidriges Agieren gegeben, um
die Legitimation der Landesregierung und dieses
Parlaments infrage zu stellen. Dabei waren Sie es,
die den Dammbruch vorbereitet haben, 

(Beifall DIE LINKE, SPD)

bei dem zwei Fraktionen mitgespielt haben – um
bei der Fußballmetapher zu bleiben – und sich fra-
gen müssen, in welchem Team sie gespielt haben
und dadurch eine Krise ausgelöst haben. Sie spie-
len mit der Demokratie, als wäre es ein unbedeu-
tendes Spielzeug und das können und wollen wir
heute so hier nicht stehen lassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn genau das ist und bleibt Ihre Strategie: Ver-
schwörungserzählungen verbreiten, Menschen ge-
geneinander aufhetzen und das Parlament verächt-
lich machen, nämlich als das, was Sie sind, Sie
betreiben das alles als der parlamentarische Arm
der extremen Rechten draußen auf der Straße.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Was die Menschen in Thüringen in dieser Krisen-
zeit aber brauchen, sind keine dogmatischen Hetz-
reden, wie wir sie heute gehört haben. Was die
Menschen brauchen – und das haben wir heute
auch schon ausgiebig diskutiert –, ist, dass wir
ihnen in der aktuellen Situation zur Seite stehen,
dass wir sie stärken und unterstützen und dass
wir ein starkes Parlament haben, in dem die demo-
kratischen Fraktionen gemeinsam nach Lösungen
suchen, vernünftige Entscheidungen treffen. Auch
das hat die Landtagspräsidentin heute noch mal zu
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Beginn klargemacht und für ihre klaren Worte bin
ich ihr an dieser Stelle auch sehr dankbar.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Weil gerade die vermeintliche Führungsschwäche
oder der vermeintlich fehlende Gestaltungswille kri-
tisiert wurden: Ministerpräsident Bodo Ramelow
und das Regierungsteam sowie wir hier als Abge-
ordnete der rot-rot-grünen Koalition, all die Men-
schen vor der Tür sind bereit, in dieser Situation an-
zupacken – das haben wir heute auch diskutiert –,
die Themen liegen auf dem Tisch. Es geht um nicht
weniger als die Bewältigung der aktuellen Krisen.
Ich bin auch der Kollegin Rothe-Beinlich dankbar,
die noch mal sehr deutlich darauf hingewiesen hat,
dass es gemeinsam beispielsweise darum geht, vor
Ort in den Kommunen mit den vielen Ehrenamtli-
chen, aber auch den kommunalen Einrichtungen
den Schutz der Menschen, die zu uns kommen, zu
realisieren und dabei auch zu schauen, wie wir al-
len weiteren Menschen, die aus anderen Gebieten
zu uns kommen, denselben Schutz, dieselbe Unter-
stützung zukommen lassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es geht darum, dass wir hier im Parlament dafür
arbeiten, die sozialen und wirtschaftlichen Folgen
dieser Krise zu bewältigen. Wir haben das auch
heute diskutiert. Viele schauen auf uns mit großer
Sorge, mit dem Blick darauf, was im Herbst pas-
siert, der großen Sorge davor, selbst mit einem gu-
ten Einkommen nicht mehr die nächste Nebenkos-
tenabrechnung bezahlen zu können. Wir tun alles,
um uns gemeinsam darauf vorzubereiten und die
Preisexplosion zu stoppen, Menschen zu entlasten
und Armut zu verhindern.

(Beifall DIE LINKE)

Und da ist auch, das ist schon genannt worden,
die Landesregierung im Bundesrat aktiv geworden,
gemeinsam mit Bremen, Berlin, Mecklenburg-Vor-
pommern. Die Übergewinnsteuer wurde schon ge-
nannt, die ein notwendiges Instrument gewesen
wäre, um wichtige Maßnahmen wie einen Ener-
giehärtefallfonds, die Unterstützungsprogramme für
die kommunalen Energieversorger und Wohnungs-
gesellschaften zu finanzieren. Es ist eine Initiati-
ve, die im Bund weiterhin durch Christian Lindner
als Freund der Konzerne blockiert wird, eine Maß-
nahme, die zwei Drittel der Menschen begrüßen,
aber der die Mehrheit der Bundesländer nicht zuge-
stimmt hat. 

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Rechtssicherheit!)

Da müssen Sie sich bei Ihrer Fußballmannschaft im
Bund mal fragen, ob es so sinnvoll ist, dass Christi-
an Lindner im eigenen Team der Bundesregierung
immer den Blockwart hinten vor dem Tor stellt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir belassen es aber nicht nur dabei zu sagen,
der Bund muss tun, sondern Ministerpräsident Bo-
do Ramelow hat auch Vorschläge beispielsweise
zur Dekarbonisierung der Glasindustrie auf den
Tisch gelegt, die wir nun gemeinsam mit den Akteu-
ren/Akteurinnen diskutieren. Das sind die Fragen,
die wir miteinander verbinden müssen: Die Lösung
der ökologischen gemeinsam mit der sozialen Fra-
ge beispielsweise sehr konkret am Thema des Aus-
baus der erneuerbaren Energien, die Abkehr von
den fossilen Energieträgern, damit eben am Ende
sowohl die Klimawende geschafft wird als auch
7.000 Beschäftigte in der Thüringer Glasindustrie
nicht um ihren Job bangen müssen.

In der Krise, die vor uns liegt, hat die Landregie-
rung nun einen Haushaltsentwurf vorgelegt. Auch
das zum Thema „Gestaltungswillen und Handlungs-
möglichkeiten“. Ich bleibe zumindest optimistisch,
dass wir es dieses Jahr gemeinsam schaffen, in
einem guten Diskurs mit der demokratischen Oppo-
sition, sofern Sie willens sind, dann auch hier einen
gemeinsamen tragfähigen Beschluss zu fassen, um
Planungssicherheit zu schaffen. Denn all das wird
notwendig sein. Wir als Linke Thüringen bleiben
weiter dabei, Thüringen sozial und gerecht gestal-
ten zu wollen. Wir haben mit einigen Maßnahmen
bereits in den letzten Jahren die Grundlage gelegt,
aber wir wollen noch sehr viel mehr. Wir wollen
Thüringen sozial, ökologisch und überall gleich gut,
das bleibt unser Ziel. 

(Beifall DIE LINKE)

Ich will, dass wir hier im Thüringer Landtag wirk-
lich gemeinsam über die Lösungen diskutieren im
Sinne der Menschen und dass hier eben nicht ein-
fach nur die vermeintlich einfachen Antworten auf
den Tisch gelegt werden. Wir als Minderheitenkoali-
tion haben hier genauso wie Sie von der demokra-
tischen Oppositionsfraktion eine gemeinsame Ver-
antwortung. Lassen Sie uns die wahrnehmen, um
Thüringen zu gestalten! Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Jetzt hat sich nochmal der Abgeord-
nete Bühl für die CDU-Fraktion zu Wort gemeldet.
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Abgeordneter Bühl, CDU:
Nach der anfänglich etwas seltsamen Aktuellen
Stunde vom Kollegen Höcke – ich habe immer auf
das Thema geschaut und mich gefragt, wann er
endlich zum Thema kommt – habe ich kurz über-
legt, ob man jetzt hier überhaupt etwas reden soll-
te, wenn Herr Höcke dem Thema überhaupt nicht
nachkommen möchte. Aber jetzt, da wir uns endlich
zum Thema bewegt haben, gibt es ja auch genug
zu sagen. Denn zum Schluss sind acht Jahre Rot-
Rot-Grün acht verlorene Jahre für Thüringen. Das
kann man ganz schnell und einfach auch in 5 Minu-
ten feststellen.

Ich will Ihnen das jetzt hier an verschiedenen Bei-
spielen deutlich machen. Wir sehen, dass Thürin-
gen in den letzten acht Jahren wirtschaftlich hinter
den anderen Bundesländern zurückgefallen ist. Ich
habe hier die Statistik des BIP, dort stehen wir auf
dem letzten Platz. Wir sehen die stärkste Überalte-
rung. Wir sehen, dass wir bei der Digitalisierung
– das hat eben der Kollege Montag auch gesagt
– nur auf Platz 14 stehen. Man sieht also, wir
sind dort deutlich zurückgefallen. Das liegt auch
ganz bedeutend an den Entscheidungen der Lan-
desregierung. Ich erinnere daran: Sich für 30 Mbit/s
als Breitband auszusprechen, wo der Bund schon
50 Mbit/s gemacht hat, das war eine Entscheidung
dieser Landesregierung – völlig verfehlt. Das hat
man dann auch relativ schnell erkannt.

Wir sehen das bei weiteren Punkten, zum Bei-
spiel der inneren Sicherheit: Rauschgifttodesfälle
– seit 2014 verdreifacht, Angriffe auf Polizisten –
40 Prozent gestiegen, Angriffe auf Rettungskräfte –
50 Prozent gestiegen. All das sind Zahlen, die sich
in den letzten Jahren entwickelt haben. Und was
machen Sie dagegen? Sie treffen nicht die richtigen
Entscheidungen. Im Sicherheitsbereich sieht man
es deutlich. In dieser Woche werden wir endlich
über die Body-Cams entscheiden, ein ewiger Pro-
zess mit Ihnen, endlich dorthin zu kommen. Hätten
Sie eine Mehrheit in diesem Landtag, wäre es nicht
dazu gekommen. Es passiert nur, weil wir es hier
mit unserer Mehrheit gestützt haben.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Ihr Ge-
setzentwurf war grottenschlecht!)

Das kann man bei anderen Punkten genauso deut-
lich machen, wo es nur dann geht, wenn Sie auch
den Druck dadurch haben, dass Sie jetzt keine ei-
gene Mehrheit mehr haben. Man kann das bei den
Kommunen deutlich machen. Das Kleine-Gemein-
den-Programm: Sie haben die Kommunen über
Jahre ausbluten lassen.

(Beifall CDU)

(Heiterkeit DIE LINKE)

Ihr Kollege Bilay läuft noch durchs Land und erzählt
vor Gemeinderäten, es gäbe genug Geld für die
Kommunen. Schauen Sie sich doch mal die Kom-
munen an, wie es dort aussieht. 

Durch uns haben die Kommunen in den letzten
zwei Jahren mehr Geld bekommen und können
endlich auch Haushalte aufstellen.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das habt ihr alles allein gemacht!)

Wenn man jetzt mal weiter schaut: Familienpolitik,
dort wird weiter ausgebremst. Ich erinnere zum Bei-
spiel an den Kinderbaulandbonus, den Sie ja am
liebsten gar nicht haben wollten, oder die Familien-
App. Dort wird nichts gemacht. 

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Das ist
eure Familienpolitik!)

Man kann weiterschauen: Bereich Infrastruktur. Der
Kollege Malsch sitzt ja da. In Sachen Forst, auch
dort wäre nichts passiert, wenn wir nicht die ent-
sprechenden Anträge gestellt hätten. Sie haben
dieses Land in den letzten Jahren zurückfallen las-
sen. Sie haben dieses Land abgehängt und es wird
Zeit, dass es hier eine neue Regierung gibt – das
muss man ganz klar sagen –, dass es auch wieder
Mehrheiten in diesem Landtag für eine Regierung
gibt. Wenn man in den Landtag schaut, warum ha-
ben wir in diesem Landtag keine Mehrheiten? Weil
wir eben über 50 Prozent AfD und Linke haben. Der
nächste Landtag muss weniger als 50 Prozent AfD
und Linke haben, damit es hier auch Mehrheiten
gibt, damit endlich Entscheidungen getroffen wer-
den können. 

(Beifall CDU)

Deswegen ist es auch spannend, dass die AfD die-
se Aktuelle Stunde hier einbringt, denn jede Stim-
me für die AfD sorgt nur dafür, dass dieser Zustand
in diesem Land manifestiert wird und das Land
weiter zurückfällt. Das können Sie sich natürlich
wünschen, denn – um mit Ihrem Pressesprecher
auf der Bundesebene zu sprechen – Sie profitieren
ja davon, wenn es dem Land schlecht geht. Des-
wegen profitieren Sie auch von dieser Landesregie-
rung. Deswegen wollen Sie, dass dieser Zustand
so bleibt. 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Machen Sie
doch besser Werbung für Ihre Politik!)

Wir haben einen anderen Anspruch. Wir wollen,
dass dieses Land vorankommt. Deswegen braucht
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es dringend auch eine Regierung, die abseits von
rechts und links ist –

(Unruhe DIE LINKE, AfD)

abseits von rechts und links. Deswegen ist es auch
wichtig, dass wir heute hier über dieses Thema
gesprochen haben, denn diese Punkte muss man
immer wieder auf den Tisch bringen, was in den
letzten acht Jahren passiert ist.

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Wendehäl-
se!)

Sie sind angetreten, um zu sagen: Wir wollen vieles
besser machen. Was ist denn besser geworden?
Schauen Sie doch mal in das Land. 

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Wer hat
denn den Linken die Mehrheit gegeben?
Sie!)

Schauen Sie sich die Lehrersituation an. Kollege
Tischner sitzt hier. Sie hätten die Lehrer ausbilden
können. Acht Jahre, das ist länger als ein Studium
eines Lehrers dauert. Schauen wir doch mal in die
Schulen. Sie haben es nicht geschafft, weil Sie die
Entscheidungen nicht getroffen haben, weil Sie es
verschlafen haben, weil Sie die guten Zeiten der
Konjunktur genutzt haben.

(Zwischenruf Abg. Thrum, AfD: Sie hatten
24 Jahre Zeit für Bildungspolitik in Thürin-
gen!)

Jetzt, wo es eindeutig eng wird, werden sich diese
Probleme rächen. Deswegen ist es wichtig, dass
wir eine Regierung bekommen, die nicht getragen
ist von irgendwelchen Rechten oder von den ganz
Linken.

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Das glaubt
kein Wähler!)

Deswegen braucht es dann 2024 eine neue Regie-
rung. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

(Unruhe AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt
keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Landesre-
gierung in Form von Herrn Hoff möchte sich noch
mal zu Wort melden.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bleibe mal in
der Fußballmetapher des Kollegen Montag. In Un-

terzahl kein Tor kassiert, finde ich, ist eine ganz gu-
te Spielbilanz. Insofern braucht sich diese Landes-
regierung nicht zu verstecken. Es ist dann auf Sta-
tistiken auch eher obskurer Art hingewiesen worden
durch den Kollegen Bühl. Ich will mal ein paar wert-
haltige Statistiken nennen. Bei der Arbeitslosenquo-
te haben wir den sechstniedrigsten Stand aller Bun-
desländer. Bei der Verschuldung haben wir den
viertniedrigsten Stand aller Bundesländer. Beim Bil-
dungsmonitoring – Stand 2021 – Platz 4 nach
Sachsen, Bayern und Hamburg, bei der Schulquali-
tät Platz 3. Vor dem Hintergrund braucht sich diese
Landesregierung nicht zu verstecken.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Vorher
war es Platz 2!)

Insofern sind wir in einer Situation, in der wir aus
meiner Sicht – und das ist eigentlich, was durchaus
auch den Wert dieser politischen Debatte ausge-
macht hat, in der ich noch mal an die erste Re-
gierungserklärung des Ministerpräsidenten erinnern
möchte. Die Wählerinnen und Wähler haben uns
eine Aufgabe gestellt, haben uns die Aufgabe ge-
stellt, in einer Situation, in der es eben keine klare
Mehrheit in den bisher bestehenden Konstellatio-
nen gegeben hat, über die Parteien hinweg Lösun-
gen zum Wohl des Freistaats zu finden. Ich glaube
nicht, dass der angemessene Rahmen dafür, lieber
Kollege Bühl, ist, jetzt die Statistik von denjenigen,
die Suchtprobleme haben, als Anlass zu nehmen,
um über die Qualität der Arbeit der politischen
Parteien in diesem Land zu reden. Die Situation
von Suchtkranken in dieser Form in eine politische
Debatte zu bringen, gehört sich erstens nicht und
zweitens sagt das über die Qualität der politischen
Fähigkeit der demokratischen Parteien, in diesem
Land gemeinsam zu Lösungen zu kommen, relativ
wenig aus. 

Und vor dem Hintergrund, glaube ich, sollten wir
uns gemeinsam daran erinnern, dass wir gemein-
sam in der Verantwortung stehen, Lösungen zu
finden. Und wir haben Lösungen gefunden, in der
ersten Wahlperiode mit einer knappen Mehrheit
von Rot-Rot-Grün, auch unter wechselnden Kon-
stellationen in diesem Landtag, und seit 2019 über
Parteien hinweg, und zwar entweder in Form von
Stabilitätsmechanismen oder in Form einer einzel-
fallbezogenen Lösungsorientierung – mal mit der
Gruppe der FDP, mal ohne die Gruppe der FDP,
mal mit der Fraktion der CDU, mal ohne die Frak-
tion der CDU. Dass dies ein wahnsinnig anstren-
gendes Modell ist, liegt auf der Hand. Dass alle
ein Stück weit auch die Nase voll davon haben
und sagen, eine klare Mehrheit wäre schön, da bin
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ich, glaube ich, mit Ihnen einig. Und dass sich die
Gruppe derjenigen Abgeordneten, die statt von Po-
len, völkerrechtlich anerkannt, von Nordostpreußen
sprechen, reduziert, da sind wir uns, glaube ich, an
der Stelle auch mal einig. 

Gleichwohl sage ich Ihnen: Wir haben in diesem
Landtag die Entscheidung, dass die Wahlperiode
bis zu Ende geführt werden soll. Und diese Wahl-
periode bis zu Ende zu führen heißt, bis zum Ende
dieser Wahlperiode erstens Entscheidungen auch
gemeinsam miteinander zu treffen bei allen Wider-
sprüchen, so wie das morgen eben auch beim Be-
reich der Windenergie der Fall ist, und gleichzeitig
zweitens in die harte politische Auseinandersetzung
zu gehen, um trotz der Tatsache, dass man zu ei-
ner gemeinsamen Entscheidung kommt, deutlich zu
machen, dass es politische Unterschiede zwischen
den Parteien gibt.

Ich glaube, die Aktuellen Stunden, die wir vorher
gehört haben, haben diese politischen Unterschie-
de auch deutlich gemacht. Das ist auch ein Wert
unseres demokratischen Gemeinwesens, dass es
diese politischen Unterschiede gibt, dass wir in den
Streit in der Sache gehen und gleichzeitig auch
zu Entscheidungen zum Wohle des Freistaats kom-
men können. Um nicht mehr und nicht weniger geht
es in dieser Wahlperiode. Und vor diesem Hinter-
grund hat nicht nur die Landesregierung, sondern
haben auch diejenigen, die dazu beitragen, dass es
Entscheidungen zum Wohle des Landes gibt, finde
ich, bisher eine ziemlich gute Bilanz vorzuweisen.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Aus den Reihen der Abgeordneten
sehe ich jetzt keine weiteren Wortmeldungen. Da-
mit schließe ich diese Aktuelle Stunde und damit
auch diesen Tagesordnungspunkt und wir kommen
zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 24

Einwilligung des Landtags ge-
mäß § 64 Abs. 2 Satz 1 Thürin-
ger Landeshaushaltsordnung
in die Übertragung von Grund-
stücken im Zuge der Einglie-
derung der Thüringer Lehr-,
Prüf- und Versuchsgut GmbH
in das Thüringer Landesamt
für Landwirtschaft und Ländli-
chen Raum
Antrag der Landesregierung 
- Drucksache 7/5688 - 

dazu: Unterrichtung durch die
Präsidentin des Landtags
- Drucksache 7/5723 - 

dazu: Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 7/5737 - 

Zunächst erhält das Wort Herr Abgeordneter Emde
aus dem Haushalts- und Finanzausschuss für die
Berichterstattung.

Abgeordneter Emde, CDU:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sie haben uns ja
schon mitgeteilt, worum es geht. Ich darf mal aus
dem Ausschuss berichten. 

Wir haben also vorab im Haushalts- und Finanz-
ausschuss schon mal zu dieser Vorlage beraten.
Wir sind also vom Ministerium für Infrastruktur
und Landwirtschaft gebeten worden, dieser Über-
tragung von Grundstücken im Zuge der Eingliede-
rung der Thüringer Lehr-, Prüf- und Versuchsgut
GmbH in das Thüringer Landesamt für Landwirt-
schaft und Ländlichen Raum zuzustimmen oder die
Einigung herbeizuführen. Diese Umstrukturierung
und Eingliederung der Anstalt samt ihrer 44 Be-
schäftigten in die Landesverwaltung war bereits mit
dem Landeshaushalt für dieses Jahr beschlossen
worden – zur Erinnerung – und aus steuerlichen
Gründen muss das Ganze bis zum August vollzo-
gen sein. Insofern ist halt Eile geboten und es war
höchste Eisenbahn, dass die Landesregierung das
eingebracht hat.

Wir haben das im Ausschuss sodann eben auch
beraten. Einen Tag vor der Ausschusssitzung wur-
de uns dann noch eine Vorlage vom Ministerium
zugeleitet, wo dann eben auch nachvollziehbar war,
um welche Grundstücke es sich handelt und um
welche Werte es hier geht. Wir reden am Ende
über eine Übertragung von Grundstücken im Wert
von insgesamt 16 Millionen Euro, die dann an das
Thüringer Landesamt für Landwirtschaft übertragen
werden. Insgesamt ist es auch so, dass diese
GmbH noch Verbindlichkeiten in Höhe von 1,6 Mil-
lionen Euro offen hat, die dann auch durch das
Land übernommen werden. Im Ausschuss wurde
diskutiert, ob es auch Alternativen zu dieser Über-
nahme dieser GmbH in die Landesverwaltung gab.
Das hatte man erwogen, aber all diese Überlegun-
gen sind dann wieder verworfen worden. Der Aus-
schuss empfiehlt dem Plenum, dieser Übertragung
zuzustimmen. Das war dann die Beschlussempfeh-
lung. Vielen Dank.

(Beifall CDU)
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Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Damit eröffne ich die Aussprache. Zu
Wort gemeldet hat sich Abgeordneter Kemmerich
für die FDP-Gruppe. 

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren, liebe Zuhörer, Zuschauer, auch Inter-
essierte im landwirtschaftlichen Sektor! Wie gerade
von Herrn Emde vorgetragen, soll hier die Thürin-
ger Lehr-, Prüf- und Versuchsgut GmbH im We-
ge der Vermögensübertragung auf den Freistaat
Thüringen in das Thüringer Landesamt und Land-
wirtschaft und Ländlichen Raum eingegliedert wer-
den. Es soll eine Entschädigung von ungefähr
14.300.000 Euro gezahlt werden, es soll eine Vor-
fälligkeit an die Sparkasse Mittelthüringen gezahlt
werden usw. Wir haben im Ausschuss gefragt, war-
um das der Fall ist. Das wurde begründet mit:
Ja, ist überwiegend rechte Tasche, linke Tasche,
passiert nicht viel. Konkret: Was ist mit der anfal-
lenden Grunderwerbsteuer? Da wurde gesagt, die
landet wieder beim Freistaat. Auf die Frage nach
den Kosten der Gutachten und Übertragungskos-
ten hat man keine Antwort gefunden. Das ist aber
tatsächlich noch nicht mal mein Punkt. Klar kann
man sagen, es tut sich tatsächlich nicht viel in der
Konzernbilanz des Freistaats Thüringen, aber für
uns als Freie Demokraten, für mich als Unterneh-
mer tun sich ganz andere Fragen auf. Hier handelt
es sich um ein landwirtschaftliches Unternehmen –
und das ist es am Ende – mit über 1.200 Hektar
landwirtschaftlicher Fläche, mit einem Rinderzucht-
betrieb, Milchproduktion, mit über 500 Tieren, der
eine erquickliche Größe hat. Das ist nichts anderes
als ein volkseigenes Gut, ein VEB Landwirtschaft,
oder wie man es auch immer nennen will. 

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff, Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten
und Chef der Staatskanzlei: Ach, bitte!)

Herr Hoff, Sie können gleich dazu reden, aber er-
klären Sie mir doch dann, warum eine Anstalt Lehr-
Prüf- und Versuchsgut 1.200 Hektar Land haben
muss. 

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Als Auf-
sichtsratsvorsitzender können Sie dazu
gleich mal was sagen!)

Erklären Sie mir bitte, warum Sie …

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Karawanskij, Ministerin für In-
frastruktur und Landwirtschaft)

Ich habe nur noch 3 Minuten, dann spreche ich
aus, dann sprechen Sie, ich kann eine Nachfrage
stellen. 

Erklären Sie mir, warum von diesen 1.200 Hektar
500 fremdverpachtet werden. Dann kann ich sie
auch verkaufen. Der Landwirtschaftsbetrieb ist nicht
in der Lage, gleich im Wettbewerb mit den ande-
ren Betrieben zu arbeiten, weil ihm die staatlichen
Zuschüsse, die Mittel aus der EU nicht zugäng-
lich sind. Das ist ja nachvollziehbar. Aber warum?
Wenn Sie den originären Zweck verfolgen wollen,
Prüf- und Versuchsanstalt zu sein, dann können
Sie das auch in Kooperation mit den erfolgreichen
Betrieben aus dem Umland machen. 

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff, Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten
und Chef der Staatskanzlei: Nein!)

Doch, das geht. 

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff, Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten
und Chef der Staatskanzlei: Nein!)

In dem Gutachten steht drin – Herr Hoff, vielleicht
das noch vornweg: Ich bin seit über 30 Jahren Auf-
sichtsrat in verschiedenen landwirtschaftlichen Be-
trieben. 

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff: Ich bin Aufsichts-
ratsvorsitzender dieses Unternehmens!)

Das ist nicht die beste Visitenkarte, das müssen
Sie mir mal nachgeben, weil der Betrieb seit 2012
Verlust macht. Das können wir als Freistaat nicht
auf uns sitzen lassen und weiter fortschreiben. Es
sollen 30 Millionen Euro in den Rinderstall investiert
werden. Wir haben gerade in einem Unternehmen,
in dem ich Mitverantwortung trage, 

(Beifall Gruppe der FDP)

eine Investition in eine Anlage für über 1.000 Groß-
vieheinheiten getätigt, also das Doppelte für ca.
9 Millionen Euro. Klar, die sind 2016 begonnen, in
2019 abgeschlossen worden, das wird wahrschein-
lich jetzt 12 Millionen Euro kosten, aber mir konn-
te auf Nachfrage keiner beantworten, wo wir denn
30 Millionen Euro mit Thüringer Steuergeld inves-
tieren wollen. Das kann ein Privater machen. Noch-
mals: Den originären Zweck, Prüfanstalt usw. zu
sein, kann ich auch anders erzielen. Das sollte tat-
sächlich unser Gut sein. 

Es gibt ja noch ganz andere Fragen. Wie erklären
Sie mir das Landesinteresse? Was ist mit dem Per-
sonal? Es gibt dann Personal in einem Rinderstall,
deren Konkurrenz mit Rinderställen im Territorium
des Kreises Sömmerda liegt, die plötzlich Staatsbe-
amte sind
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(Zwischenruf Abg. Merz, SPD: Sie haben
überhaupt nicht zugehört!)

oder Tarifangestellte im öffentlichen Dienst. Das
muss nicht sein oder Sie können es mir vernünftig
erklären. Da gibt es noch nicht viele Argumente,
die ich gehört habe. Und ich wiederhole es noch
mal: Ich glaube, Landesprüfanstalten in der Form,
die wir kennen, hat nicht jedes Bundesland, und
auf Nachfrage mit dem Spezialisten wurde mir häu-
fig geantwortet – ich glaube, seit 1999 gibt es das
Unternehmen –: Wir sind da auch nicht besonders
erfolgreich. Und wenn wir was machen wollen, was
der Thüringer Landwirtschaft nutzt, dann sollten wir
uns daran orientieren, wo nach den Aussagen, die
ich erhalten habe, die besten Forschungsergebnis-
se herkommen. Das ist zum Beispiel mal wieder
Bayern. Ich glaube, Sachsen hat gar nicht so eine
Anstalt, Sachsen-Anhalt hat wohl eine. Auch da
schlagen wir vor: Macht doch lieber eine Koope-
ration mit Sachsen und Sachsen-Anhalt. Das sind
zukunftsweisende Wege, wo wir kostensparend ar-
beiten können, Synergien, Skaleneffekte heben und
tatsächlich der hiesigen Landwirtschaft zur Seite
stehen und was Gutes tun können.

Ich bin sehr gespannt auf Ihren Beitrag. Danke
schön.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir keine
weiteren Wortmeldungen vor. Für die Landesregie-
rung hat sich Frau Ministerin Karawanskij zu Wort
gemeldet.

Karawanskij, Ministerin für Infrastruktur und
Landwirtschaft:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, heute noch zum
ersten Tag der Abschlusswoche der Plenarwoche
vor der Sommerpause wollen wir – oder es steht
auf der Tagesordnung – hier die Thüringer Lehr-,
Prüf- und Versuchsgut GmbH entsprechend wie-
der in das Thüringer Landesamt für Landwirtschaft
und Ländlichen Raum übertragen. Wir haben gro-
ße Herausforderungen in der Landwirtschaft. Das
sind nicht nur die Extremwetterereignisse, die zu-
nehmen – Hitze, Starkregen aktuell –, sondern
auch die veränderten Rahmenbedingungen, die wir
haben, was beispielsweise Dünge-/Bekämpfungs-
methoden betrifft, Unkrautbekämpfungsmethoden
betrifft oder eben auch die Erprobung von neuen
Pflanzenzuchtarten, um tatsächlich dann eine nach-
haltige Erzeugung zu gewährleisten, wo dann auch
unsere Thüringer Landwirtinnen und Landwirte vor

der Herausforderung stehen: Welche Investition tue
ich? Ganz aktuell haben wir es in der Agrarminis-
terkonferenz vergangene Woche, der Amtschefs,
auch miteinander besprochen. Wir haben Vertrags-
verletzungsverfahren beispielsweise zur Düngever-
ordnung gehabt und es steht genau die Frage: Wie
drille ich, in was für Abständen, tue ich das mit er-
höhtem Pflanzenschutzmitteleinsatz, tue ich es tief,
tue ich es mit erhöhten Möglichkeiten, dass ich die
Abstände verringere, bzw. mit einem anderen Be-
wässerungssystem, welche Sorten bringe ich aus? 

Und mit Verlaub – da nützen mir andere Regionen
ziemlich wenig, sondern da ist es wichtig, dass wir
über Versuchsflächen den Realfall erproben, wo ich
das als Landwirt auch tatsächlich sehen kann, wo
der Unterschied und auch der Ertragsunterschied
sichtbar ist, dass wir das auf den Flächen, auf
den Böden, auf den Thüringer Böden tun und dann
auch in Augenschein nehmen können. 

Die Thüringer Lehr-, Prüf- und Versuchsgut GmbH
ist das einzige forschende Agrarunternehmen in
Thüringen, das sich unter anderen mit diesen The-
men befasst. Die Erkenntnisse, die dort getroffen
werden, fließen unmittelbar in die Beratung auch
der Landwirtschaftsbetriebe im Freistaat ein und
damit natürlich ein Stück weit in die Überlegungen
und strategischen Erwägungen auch der Agrarver-
waltung und damit natürlich auch der Politik. Dar-
über hinaus – wenn man noch mal die Grundsatz-
frage stellt, was Nutzen von einer TLPVG ist –
führt sie auch die überbetriebliche landwirtschaftli-
che Ausbildung hier in Thüringen. Das ist ein Allein-
stellungsmerkmal. Insofern haben wir keine ande-
ren Fakultäten im Freistaat, die das entsprechend
abdecken können.

Ja, die TLPVG ist in den vergangenen Jahren in
eine wirtschaftliche Schieflage geraten und würde
auch beim Status quo durchaus nicht weiter in die-
ser Form überlebensfähig sein. Aber wenn man
jetzt in die Gründe reinschaut, hat es die TLPVG
wie andere Agrarbetriebe mit Ertragsausfällen zu
tun aufgrund von Witterung und natürlich auch der
Volatilität, die wir an den Agrarmärkten haben. Aber
ein wesentlicher Grund bestand darin, dass natür-
lich aufgrund der mittelbaren Beteiligung des Frei-
staats die Lehr-, Prüf- und Versuchsgut GmbH von
der Partizipation an den Beihilfeprogrammen aus-
geschlossen ist.

Jetzt gab es ein externes Gutachten, die entspre-
chende Vermögensübertragung auf dem Wege ei-
ner Gesamtrechtsnachfolge auf den Freistaat Thü-
ringen zu vollziehen mit einer klaren Empfehlung
und der wollen wir auch als Freistaat entsprechend
folgen. Die Abstimmungen – wir haben es ja gera-
de noch gehört –, sowohl im Finanz- als auch im
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Infrastrukturausschuss, haben das bestätigt. Im Zu-
ge dieser Vermögensübertragung sollen auch die
landwirtschaftlichen Flächen, also in einem Umfang
von etwa 1.250 Hektar, auf den Freistaat übertra-
gen werden, um damit die Verbindlichkeiten mit zu
übernehmen bzw. zu entschädigen. Das soll auf
dem Wege der Übertragung von Grundstücken er-
folgen. Insofern freut es mich, dass neben dem Ka-
binett auch der Haushalts- und Finanzausschuss
dem zugestimmt hat, genauso wurde auch der Aus-
schuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten
informiert und damit auch hier eine grundsätzlich
positive Bewertung signalisiert.

Vizepräsidentin Henfling:
Frau Karawanskij, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Kemmerich zu?

Karawanskij, Ministerin für Infrastruktur und
Landwirtschaft:
Ja, bitte, klar.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Zunächst einmal: Sie führten gerade aus, dass es
wichtig ist, dass auch Thüringer Böden Versuchsfel-
der fahren. Teilen Sie mit mir die Auffassung, dass
wir allein in Thüringen verschiedenste Situationen
der Bodenflächen haben? Wir haben den Groß-
raum Sömmerda mit anderen Böden, als wir sie in
benachteiligten Gebieten vielleicht in den Höhenla-
gen der Rhön haben. Also auch da sind die Bauern
auf verschiedenste Bodenlagen einzustellen. Teilen
Sie meine Auffassung, wäre es nicht besser, Ver-
suchsfelder über Thüringen verteilt in Kooperation
mit verschiedenen Betrieben zu fahren?

Die zweite Frage, die ich habe: Sie haben gerade
ausgeführt,

Vizepräsidentin Henfling:
Moment. Eine Frage und dann kann Frau Kara-
wanskij sie beantworten.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Gern.

Vizepräsidentin Henfling:
Und wenn Sie dann noch eine haben, fragen wir
Frau Karawanskij.

Karawanskij, Ministerin für Infrastruktur und
Landwirtschaft:
Ich würde es zusammen beantworten.

Vizepräsidentin Henfling:
Frau Karawanskij möchte alles zusammen – alles
klar. Dann stellen Sie die zweite Frage auch noch.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Danke, Frau Ministerin. Die zweite Frage: Sie ha-
ben gesagt, das Unternehmen ist in einer Schiefla-
ge. Was verbessert sich an der unternehmerischen
Situation durch die Übertragung auf den Freistaat?

Karawanskij, Ministerin für Infrastruktur und
Landwirtschaft:
Erst mal vielen Dank für die Frage. Wenn Sie sich
die Flächen und die Versuchsflächen der TLPVG
anschauen werden, dann sehen Sie, dass nicht al-
le an einem Ort konzentriert sind, sondern tatsäch-
lich auch unterschiedliche Bodenlagen und auch
Bearbeitungsformen dort dargestellt werden. Natür-
lich haben wir unterschiedliche Böden in Thürin-
gen, aber wir haben darüber hinaus jetzt mit der
Übertragung bzw. mit der TLPVG tatsächlich die
Zusammenführung von zwei Ebenen: Wir haben
zum einen die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die
dann in einem Freiflächenversuch tatsächlich unse-
re Landwirtinnen und Landwirte anschauen können.
Da existieren auch Kooperationen.

Aber was nicht vorhanden ist, ist, dass nur allein
mit einer Kooperation das Risiko, was Landwirtin-
nen und Landwirte dann auch erproben müssen,
abgedeckt werden kann. Das ist schlicht und ergrei-
fend nicht möglich. Ich habe es gerade ausgeführt,
wenn Sie dem gefolgt sind, dass es ja auch fiska-
lische, strategische Unternehmensentscheidungen
sind, das dann in die eigenen Böden auszubrin-
gen. Diese Versuchsflächen zeigen ganz praktisch
den Landwirten, was unterschiedliche Bodenbear-
beitungssysteme, unterschiedliche Sortenversuchs-
anordnungen hier für Möglichkeiten bieten und das
dann tatsächlich auch den Landwirtinnen und Land-
wirten zeigen bzw. auch hier die Möglichkeit geben,
darauf zu reagieren, im Übrigen auch auf die Ver-
änderungen durch die Wetterereignisse.

Die Möglichkeiten, die wir sehen, in der Übertra-
gung der TLPVG in das TLLLR sind natürlich auch
verbunden mit dem Gedanken, dass tatsächlich
auch Synergieeffekte hergestellt werden können,
sowohl was das Personal betrifft als auch natürlich,
was die Zusammenarbeit von Erkenntnissen zwi-
schen Politik oder zwischen Verwaltung und dann
der tatsächlich praktischen Anwendung betrifft. Das
schließt natürlich eine Kooperation mit den Unter-
nehmen, mit den Landwirten überhaupt nicht aus,
so möchte ich auch nicht missverstanden werden.
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Es haben einige Abgeordnete tatsächlich auch von
der Dokumenteneinsicht Gebrauch gemacht, die
gezeigt hat, wie das Gutachten seiner Herleitung
entsprechend vorgenommen wurde. Auch haben
einige Abgeordnete von der Einladung Gebrauch
gemacht, sich im Rahmen des Hoffestes bei der
TLPVG in Buttelstedt einen persönlichen Eindruck
von den Verhältnissen vor Ort zu verschaffen.

Meine Damen und Herren, ich möchte hier noch
mal die Gelegenheit nutzen, um für Ihre Unterstüt-
zung für den Beschlussvorschlag zu werben, denn
mit der Zustimmung kann auch die Zukunft des
Thüringer Lehr-, Prüf- und Versuchsguts sicherge-
stellt werden und damit noch was ganz anderes,
nämlich auch die Zukunft gesichert werden für
die jungen Menschen, für junge Landwirtinnen und
Landwirte in der Ausbildung für die grünen Beru-
fe, die unsere Ernährung am Ende des Tages und
auch in Zukunft sichern werden. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
LINKE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Herr Kemmerich, Sie haben noch
16 Sekunden.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Frau Präsidentin, Frau Ministerin, noch zwei An-
merkungen: Die Frage ist, die Verlustbringer sind
ja nicht die fehlenden Kooperationen innerhalb der
Ämter. Der Verlustbringer ist das Betreiben von
Landwirtschaft in dieser Form. Und das ändert
sich am nächsten Tag nicht. Die Frage, warum
500 Hektar fremdverpachtet worden sind, ist auch
nicht beantwortet worden. Und wo sinnvollerweise
30 Millionen Euro Steuergelder in diesem Betrieb
investiert werden sollen, ist mir auch nicht beant-
wortet worden. 

Vizepräsidentin Henfling:
Herr Kemmerich, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Insofern ist für uns die Frage nicht geklärt und wir
werden der Sache nicht zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Gibt es jetzt weitere Wortmeldungen aus den Rei-
hen der Abgeordneten? Das kann ich nicht erken-
nen. Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über
die Beschlussempfehlung des Haushalts- und Fi-

nanzausschusses in der Drucksache 7/5737. Wer
für diese Beschlussempfehlung stimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die
Koalitionsfraktionen, die Fraktion der CDU, die
fraktionslosen Abgeordneten und die Fraktion der
AfD. Gibt es Gegenstimmen? Gegenstimmen aus
der FDP-Gruppe. Stimmenthaltungen? Bei einer
Stimmenthaltung ist die Beschlussempfehlung an-
genommen. Damit schließe ich diesen Tagesord-
nungspunkt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 14 a

Redaktionsermächtigung zur
Ausfertigung des Thüringer
Gesetzes zur Anerkennung
und Förderung der Musik- und
Jugendkunstschulen im Frei-
staat Thüringen (Thüringer Mu-
sik- und Jugendkunstschulge-
setz)
Alternativantrag der Fraktionen
DIE LINKE, der CDU, der SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5944 - 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Das
kann ich nicht erkennen. Wird die Aussprache ge-
wünscht? Auch das kann ich nicht erkennen. 

Dann können wir über diesen Antrag abstimmen.
Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen, die
Fraktion der CDU, die Gruppe der FDP, die Frakti-
on der AfD und die fraktionslosen Abgeordneten.
Gibt es Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Das
kann ich nicht erkennen. Damit ist dem Antrag zu-
gestimmt. Vielen herzlichen Dank. 

Und damit entlasse ich Sie in den Abend und wün-
sche Ihnen einen schönen Feierabend. Der Unter-
suchungsausschuss 7/1 „Mafia“ findet fünf Minuten
nach Ende der Sitzung in der F 101 statt.

Ende: 18.50 Uhr
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